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Stadt braucht Boden! Alle Bemühungen um eine optimale, nachhaltige Stadtentwick-
lungspolitik werden diesen Grundsatz beachten müssen. Die Handlungsfähigkeit der 
Städte und Gemeinden wird auch zukünftig von der Verfügbarkeit über Grund und Boden 
und die geeignete Steuerungsinstrumente bestimmt sein.

Der Bodenmarkt ist ein dem Wohnungsmarkt vorgelagerter Markt. Die Auseinanderset-
zung mit der Bodenfrage ist und bleibt nach wie vor eng mit der Diskussion um die Stadt 
und das ‚Wohnen von Morgen‘ verknüpft.

Veränderte demografische, gesellschaftliche und politische Rahmenbedingungen werden 
die ‚Stadt von Morgen‘ beeinflussen. Einige Veränderungen sind schon in Ansätzen sicht-
bar (‚Zurück in die Stadt‘), andere weniger. Die Ergebnisse dieser Veränderungen werden 
sich in den Städten und Gemeinden mehr oder weniger stark zeigen. Was bedeutet dies 
aber für die zukünftigen Anforderungen an die kommunale Bodenpolitik? Welche künf-
tigen Herausforderungen stellen sich für die Steuerung des Bodenmarktes?

Die Einfamilienhausgebiete der 1950er, 1960er und 1970er Jahre zeigen bereits jetzt 
sichtbare strukturelle Probleme. Die aufgeworfenen Fragen sollen daher an diesem Be-
standstyp exemplarisch problematisiert und entsprechende Lösungsansätze aufgezeigt 
werden.

Das Forum Baulandmanagement NRW sieht auf Grund der aktuellen Entwicklungen die 
Notwendigkeit, sich mit diesen grundlegenden Zukunftsfragen des Bodens schon heute  
bewusst zu beschäftigen und möchte mit der Studie ‚Boden 2030‘ einen entsprechenden 
Diskussionsbeitrag liefern, aber auch der Kommunalpraxis eine langfristige Orientie-
rungshilfe an die Hand reichen. 
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I	 Einleitung

Boden- und Wohnungspolitik wurden in 
der Vergangenheit überwiegend unter 
Wachstumsgesichtspunkten diskutiert 
und betrieben. Zentrale Zielsetzung war 
die Bereitstellung von ausreichendem und 
bezahlbarem Bauland und Wohnraum. Die- 
se Zielsetzungen sind auch künftig von 
Bedeutung – allerdings ist im Hinblick 
auf sich verändernde demografische, ge-
sellschaftliche, politische und klimatische 
Rahmenbedingungen damit zu rechnen, 
dass sich stadtentwicklungspolitische und 
wohnungswirtschaftliche Prioritäten än-
dern (müssen).

Für Nordrhein-Westfalen ist in vielen Re-
gionen mit einem Bevölkerungsrückgang 
zu rechnen, einige Regionen und Städte 
sind hiervon bereits heute betroffen. Der 
Rückgang der Bevölkerung ist nicht unmit-
telbar auch mit einem Rückgang der Nach-
frage nach Wohnbaugrundstücken oder 
Bestandsimmobilien verbunden, dennoch 
sind, wenn die Zahl der Privathaushalte 
sinkt, mittel- bis langfristig auch Nachfra-
gerückgänge zu erwarten. Die bislang auf 
Wachstum ausgerichtete Wohnungs- und 
Bodenpolitik der Kommunen muss sich an 
veränderten Erfordernissen orientieren und 
sich der wandelnden Nachfragesituation 
anpassen.

Mit der Bevölkerungszahl ändert sich auch 
die Altersstruktur. Die ältere Generati-
on wird zahlenmäßig stärker werden, die 
Zahl von Jüngeren (unter 40 Jahren) und 
Kindern wird dagegen abnehmen. Insbe-
sondere die Veränderungen bei den eigen-
tumsbildenden Altersklassen wirken sich 
dämpfend auf die Nachfrage nach Bauland 
und Bestandsimmobilien aus. Auch qualita-
tive Veränderungen der Nachfrage werden 
sich ergeben: Die Ansprüche an die Woh-
nung bzw. das Haus und das Wohnumfeld 
ändern sich, die Erreichbarkeit von Ein-
richtungen des täglichen Bedarfs oder von 
Freizeit- und Kultureinrichtungen gewinnt 
an Bedeutung. Viele der ‚jungen Alten‘ be-
vorzugen zentralere Standorte, möchten 
nicht (mehr) am Stadtrand im Grünen leben 
und ziehen in die innerstädtischen Wohn-
lagen. Wohnungs- und Städtebau müssen 

sich stärker als bisher an den Bedürfnissen 
der älteren Bevölkerungsgruppen orientie-
ren, denn diese beeinflussen maßgeblich 
die Nachfrage. 

Die ethnische Zusammensetzung der Be-
völkerung verändert sich; die Anzahl der 
Personen mit Migrationshintergrund steigt. 
Diese haben allerdings keinen grundsätz-
lich anderen Anspruch an das Wohnen. So-
zioökonomische Kriterien und der Zugang 
zum Boden- und Wohnungsmarkt spielen 
eine wichtigere Rolle für die Nachfrage als 
der ethnische Hintergrund.

Auf Grund des zu erwartenden zahlen-
mäßigen Anstiegs der Personen mit Mi-
grationshintergrund entwickeln sich Not-
wendigkeiten, aber auch Potenziale, die 
Nachfrage dieser Bevölkerungsgruppen 
künftig stärker zu beachten und diese auch 
als wichtige Nachfragegruppe der Zukunft 
zu erkennen. Gerade im Neubaubereich der 
Einfamilienhäuser gibt es aber immer wie-
der Befürchtungen einer zu starken Kon-
zentration bestimmter ethnischer Grup-
pen und hiermit verbundener Probleme 
– insbesondere Vermarktungsprobleme. 
Steuerungsmöglichkeiten gibt es nur sehr 
begrenzt – und auch nur im Bereich der 
Vergabe kommunaler Grundstücke. Boden-
politik bietet kein Instrumentarium zur Lö-
sung von Integrationsproblemen. Hier müs-
sen auf anderer Ebene die erforderlichen 
Maßnahmen ergriffen werden.

Im gesellschaftlichen und politischen Be-
reich gibt es eine Reihe von Veränderungen, 
die sich auf die Wohnbedürfnisse und die 
Nachfrage nach Baugrundstücken auswir-
ken. Die Individualisierung der Gesellschaft, 
neue Wohn- und Lebensformen (Singles,  
Alleinerziehende, kinderlose Paare, Wohn-
gemeinschaften etc.), veränderte Le-
bensziele, sich wandelnde Anforderungen 
der Gesellschaft an den Einzelnen, aber 
auch die Veränderung der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit Einzelner führen dazu, 
dass sich die Nachfrage insgesamt diversi-
fiziert. Die in der Vergangenheit vornehm-
lich realisierten Wohnkonzepte zielen auf 
die ‚klassische‘ Familie ab. Diese Lebens-

1  Anlass und Problemstellung
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form entspricht aber heute nicht mehr der 
Mehrheit der Nachfrager auf dem Immobili-
enmarkt. Es gibt nicht mehr ‚die‘ Ansprüche 
an den Wohnraum und das Wohnumfeld; 
die Vielfältigkeit der Lebensformen und 
-stile erfordert eine Vielfältigkeit und 
Flexibilität der Wohnformen.

Es gibt Bevölkerungsgruppen, die hohe 
Ansprüche an ihren Wohnraum und das 
Wohnumfeld haben und auch über die fi-
nanziellen Mittel verfügen, diese Ansprü-
che realisieren zu können, wenn ein ent-
sprechendes Angebot geschaffen wird. Auf 
der einen Seite werden zentrale, urbane 
Lagen und Wohnungen mit gehobener Aus-
stattung bevorzugt, auf der anderen Seite 
gibt es aber auch einen wachsenden Teil der 
Bevölkerung, der solche Wohnansprüche 
aus finanziellen Gründen nicht umsetzen 
kann. Eine Nachfrage für qualitativ gering-
wertigeren (und somit preisgünstigeren) 
Wohnraum wird es daher ebenfalls ge-
ben. Ziel der Boden- und Wohnungspo-
litik der Kommunen kann es daher nicht 
sein, ausschließlich qualitativ hochwertige 
Wohnlagen zu entwickeln, sondern nach 
wie vor – und unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Entwicklungen mögli-
cherweise sogar in größerem Umfang –  
bezahlbaren Wohnraum für breite Bevöl-
kerungsschichten bzw. die Rahmenbedin-
gungen hierfür zu schaffen. Auch die Ei-
gentumsbildung bleibt bedeutend.

Der nachhaltige Umgang mit Boden und 
eine auch unter Klimaschutzgesichtspunk-
ten effektivere Steuerung der Bodennut-
zung werden künftig an Bedeutung zuneh-
men. Der Klimawandel beeinflusst zudem 
auch die Nutzbarkeit von Boden, so dass 

sich zunehmend Restriktionen für die städ-
tebauliche Entwicklung ergeben können.

Die Rahmenbedingungen für die Boden- und 
Wohnungspolitik der nächsten Jahrzehnte 
werden sich grundlegend ändern – wenn 
auch nicht in allen Regionen, Städten und 
Stadtquartieren gleichermaßen. Die Ver-
änderungen sind teilweise auch bereits im 
Gange. Den Entwicklungen muss städtebau-
lich und wohnungswirtschaftlich Rechnung 
getragen werden, um eine zukunftsfähige 
Stadtentwicklung sicherstellen zu können.

Bisherige Leitbilder sind im Hinblick auf die 
demografischen, politischen und gesell-
schaftlichen Veränderungen zu überprü-
fen. Die Ansprüche an die Stadt befinden 
sich im Wandel: Nicht mehr allein die Be-
reitstellung von Flächen für den Wohn- 
und Arbeitsmarkt sowie von erforder-
licher Infrastruktur steht im Mittelpunkt 
planerischen Handelns. Die Frage ist auch, 
ob die Leitbilder und Zielsetzungen der 
Stadtplanung überhaupt noch so langfri-
stig wie bisher ausgelegt sein können. Die 
Gesellschaft wird zunehmend flexibel, die 
Zeiträume, in denen sich neue Entwick-
lungen vollziehen, werden immer kürzer. 
Entsprechend sind auch die Ansprüche an 
den Wohn-, Arbeits- und Lebensraum im-
mer kürzeren Zyklen unterworfen. Kön-
nen die relativ ‚starren‘ Strukturen einer 
zumindest auf Jahrzehnte ausgerichteten 
Stadtplanung diesen Ansprüchen über-
haupt noch gerecht werden? Es stellt sich 
somit die Frage, welche Struktur die ‚Stadt 
der Zukunft‘ haben soll und muss, welchen 
Ansprüchen sie gerecht werden muss und 
welche Bedeutung der Boden im Zuge sich 
wandelnder Ansprüche zukünftig noch hat.
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Die Expertise setzt sich mit den veränderten 
Rahmenbedingungen für die kommunale 
Boden- und Wohnungspolitik auseinander 
und versucht aufzuzeigen, welche Bereiche 
kommunalen Handelns hier besonders be-
troffen sind und welche grundlegenden 
Handlungs- und Steuerungsmöglichkeiten 
es gibt.

Ziel der Expertise ist es, die Vorausset-
zungen und Rahmenbedingungen für zu-
künftige bodenpolitische Entscheidungs-
prozesse aufzuzeigen und deutlich zu 
machen, in welchen Bereichen Änderungen 
zu erwarten und wo künftig aus hand-
lungsstrategischer Sicht Schwerpunkte 
zu setzen sind. Maßstab sind hierbei die 
Handlungsfelder der Kommunen, weniger 
die übergeordneten politischen Aspekte 
auf Landes- oder Bundesebene.

Was bedeuten die veränderten Rahmen-
bedingungen für die zukünftigen Anfor-
derungen an die kommunale Bodenpolitik? 
Welche zukünftigen Herausforderungen 
stellen sich hierdurch für die (richtige) allo-
kative und distributive Steuerung des Bo-
denmarktes?

Die Veränderungen betreffen nicht alle 
Städte in allen Regionen und nicht alle 
Quartiere einer Stadt gleichermaßen. Be-
stimmte Wohnformen und Wohnungs-
bestände sind von den künftigen Ent-
wicklungen stärker betroffen als andere. 
Wichtig ist es daher, die unterschiedlichen 
Typen einer Chancen- / Risikoanalyse zu 
unterziehen und im Ergebnis festzuhalten, 
welche Bestandstypen zukunftsfähig sind 
und welche weniger. Die Fragestellung der 
Zukunftsfähigkeit von Bestandstypen soll 
am Beispiel der Einfamilienhausgebiete der 
1950er, 1960er und 1970er Jahre vertieft 
werden. Die aufgeworfenen Fragen sollen 
daher an diesem Bestandstyp exempla-
risch problematisiert und entsprechende 
Lösungsansätze aufgezeigt werden. Mit 
welchen Problemen ist in diesen Gebieten 
auf Grund der veränderten Rahmenbedin-
gungen zu rechnen? Wie ist mit diesen Ge-
bieten umzugehen? Welche Auswirkungen 
hat dies auf den dem Wohnungsmarkt vor-

2  Zielsetzung der Arbeit
gelagerten Bodenmarkt und welche boden-
politischen Strategien sind möglich? 

Im Rahmen der Expertise sollen vor allem 
die folgenden Fragestellungen näher un-
tersucht werden:

•	 Welche demografischen, gesellschafts-
politischen, wirtschaftlichen und kli-
matischen Trends wirken sich auf die 
Boden- und Wohnungspolitik aus? 

•	 Wie verändert sich die Baulandnach-
frage künftig? Welche Faktoren sind 
entscheidend? Welche Art von Bauland 
wird noch nachgefragt? Welche Rolle 
spielen dabei Bürger mit Migrations-
hintergrund?

•	 Wie wirken sich die Veränderungen der 
Rahmenbedingungen auf die Verfüg-
barkeit und Vermarktbarkeit von Bo-
den aus? Welche Bedeutung hat dies 
für den Preis des Bodens?

•	 Brauchen wir in 20 bis 30 Jahren über-
haupt noch neues Bauland oder wird 
die Nachfrage soweit zurückgehen, 
dass Planung nur noch im Bestand 
stattfindet?

•	 Welche Strategien der Bodenpolitik 
gibt es?

•	 In welchem Umfang sind ältere Einfa-
milienhausgebiete von den Entwick-
lungen betroffen?

•	 Welche Chancen können den älteren 
Einfamilienhausgebieten gegeben wer-
den; welche Lösungsansätze gibt es?
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3  Aufbau der Arbeit
Der Aufbau der Studie gliedert sich in drei 
Hauptbereiche.1 

Der erste Abschnitt (vgl. Kapitel III) be-
schäftigt sich mit den veränderten Rahmen-
bedingungen und ihren Auswirkungen auf 
die Boden- und Wohnungspolitik. Die Rah-
menbedingungen werden differenziert in

•	 demografische Rahmenbedingungen,
•	 gesellschaftspolitische und wirt-

schaftliche Rahmenbedingungen sowie
•	 klimatische Rahmenbedingungen.

Diese Rahmenbedingungen haben einen 
erheblichen Einfluss auf die kommunalen 
Entwicklungsperspektiven. Für eine zu-
kunftsorientierte Boden- und Wohnungs-
politik ist es daher von Bedeutung, die 
Rahmenbedingungen zu kennen und ihre 
wesentlichen Auswirkungen einschätzen 
zu können.

Nur mit Hilfe einer zukunftsorientierten 
Bodenpolitik können sich die Städte und 
Gemeinden den künftigen Herausforde-
rungen stellen und Lösungen entwickeln. 
Der zweite Abschnitt (vgl. Kapitel IV) for-
muliert daher Anforderungen an eine künf-
tige Bodenpolitik und stellt die einzelnen 
Aspekte aus demografischer, gesellschafts-
politischer, wirtschaftlicher und klima-
tischer Sicht dar. 

Im dritten Abschnitt (vgl. Kapitel V) erfolgt 
eine Auseinandersetzung mit der spezi-
fischen Problematik von Einfamilienhaus-
gebieten der 1950er bis 1970er Jahre und 
ihrer Zukunftsfähigkeit unter Berücksich-
tigung der sich verändernden Rahmenbe-
dingungen.

1 ohne die Zusammenfassung im 
nachfolgenden Kapitel II
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II	 Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Bodenpolitik wird maßgeblich durch 
demografische, gesellschaftspolitische, 
wirtschaftliche und klimatische Faktoren 
beeinflusst, die sich auf die Nachfrage und 
das Angebot an Wohnbauland und Einfa-
milienhäuser auswirken.

Zu den wichtigsten demografischen Ein-
flussfaktoren gehört die Entwicklung der 
Zahl der privaten Haushalte, die mittelfri-
stig trotz rückläufiger Bevölkerung noch zu 
einem Anstieg der Nachfrage nach Bauland 
und Wohnraum führt. Mitverantwortlich 
für den Anstieg der Nachfrage durch stei-
gende Haushaltszahlen ist auch der Wohn-
flächenbedarf. Dieser wird nach den Pro-
gnosen in den nächsten Jahren ebenfalls 
weiter steigen.

Auch die Entwicklung der Altersstruktur 
wirkt sich auf bodenpolitische Fragestel-
lungen aus. Zum Einen verbleibt eine im-
mer älter werdende Bevölkerung länger am 
Wohnstandort, so dass Einfamilienhäuser 
immer später für nachrückende Generati-
onen frei werden, zum Anderen wird die äl-
tere Generation aber auch mobiler, verlässt 
verstärkt den bisherigen Wohnstandort und 
zieht in zentralere Lagen um, so dass hier 
ein neues Nachfragepotenzial entsteht. Im 
Bereich des individuellen Wohnungsbaus 
ist dagegen mit Nachfragerückgängen zu 
rechnen, weil die nachfragerelevanten Al-
tersgruppen abnehmen.

Der Anteil der Personen mit Migrationshin-
tergrund an der Bevölkerung nimmt stetig 
zu. Mit steigender Eigentumsquote steigt 
auch der Einfluss dieser Personengruppe 
auf die Stadtentwicklung und die Bedeu-
tung für die Bodenpolitik, auch wenn sich 
durch Personen mit Migrationshintergrund 
keine grundsätzlich anderen Nachfragepo-
tenziale ergeben.

Die Gesellschaft differenziert sich zuneh-
mend, was sich insbesondere in der Vielfalt 
der Haushaltstypen widerspiegelt. Entspre-
chend der individuellen Ansprüche und Er-
fordernisse entwickelt sich damit auch eine 
immer differenziertere Nachfrage.

Wirtschaftliche und wirtschaftspolitische 
Entwicklungen beeinflussen Angebot und 
Nachfrage auf dem Bodenmarkt ebenfalls. 
Einerseits wirken sie weiter diversifizie-
rend auf die Nachfrage durch das Erfor-
dernis flexibler Nutzungsmöglichkeiten, 
andererseits wirkt sich die Veränderung 
der öffentlichen Förderungsmittel sowie 
die Entwicklung der Realeinkommen und 
der Wirtschaftslage bei steigenden Kosten 
allgemein senkend auf die Quantität der 
Nachfrage nach Wohnbauland aus.

Auch die Angebotsseite verändert sich 
durch die zunehmende Zahl an Brachflä-
chen, die für eine Reaktivierung genutzt 
werden können. Insbesondere Lagen im In-
nenbereich gewinnen an Bedeutung.

Die Veränderungen der klimatischen Be-
dingungen führen zu einer negativen Be-
einflussung der Wohnqualität in den in-
nerstädtischen Lagen (Überhitzung). Die 
Nutzung von Flächen kann sich daher nicht 
mehr nur auf Baulandbereitstellung be-
schränken, sondern muss auf die Verbesse-
rung der klimatischen Situation durch die 
Schaffung bzw. Freihaltung von Grün- und 
Wasserflächen abzielen.

Die Klimaveränderungen beeinflussen zu-
dem auch die Nutzbarkeit des Bodens. Bau-
land kann nicht (mehr) überall geschaffen 
werden. Klimatisch bedingte Restriktionen 
(wie z. B. Hochwasser) bestimmen die Nutz-
barkeit des Bodens zunehmend.

1  Welche Entwicklungen beeinflussen die 
Bodenpolitik zukünftig maßgeblich?
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Die Wohnbaulandnachfrage wird in den 
meisten Regionen Nordrhein-Westfalens 
mittelfristig noch ansteigen. Erst mit dem 
Rückgang der Haushaltszahlen und einer 
Stagnation des Wohnflächenbedarfs kann 
auch mit einem Rückgang der Nachfrage 
gerechnet werden.

Das zunehmende Angebot an Bestands-
immobilien bildet ein Konkurrenzangebot 
und wird die Nachfrage nach unbebautem 
Wohnbauland dämpfen. Diese Tendenz zeigt 
sich vielerorts bereits heute durch einen 
Rückgang der Kauffälle für Wohnbauland, 
den Rückgang der Neubauzahlen und den 
Anstieg der Bestandserwerber. Es wird je-

2	 Wie verändert sich die Wohnbauland- 
	 nachfrage künftig?

doch immer noch Bedarf an neuem Bauland 
bestehen, weil nicht die gesamte Nachfra-
ge aus dem Bestand gedeckt werden kann. 

Qualitativ betrachtet ist die Entwicklung der 
Nachfrage durch eine zunehmende Hete-
rogenisierung gekennzeichnet. Die gesell-
schaftlichen Entwicklungen haben einen 
maßgeblichen Einfluss auf die Struktur der 
Privathaushalte und die persönlichen Le-
bensstile. Hinzu kommen wirtschaftliche 
Entwicklungen und ökonomische Zwänge. 
Die hier eingetretenen und künftig zu erwar-
tenden Veränderungen wirken sich unmit-
telbar auf die Wohnbaulandnachfrage aus 
(Qualität der Lage, bezahlbarer Preis etc.).

3	 Welchen Einfluss haben die 	Rahmenbedingungen 
	 auf die Verfügbarkeit und Vermarktbarkeit 
	 sowie den Preis von Wohnbauland?
Das Wohnbaulandangebot ist regional sehr 
unterschiedlich. Bereits heute gibt es in 
Nordrhein-Westfalen schrumpfende, sta-
gnierende und wachsende Regionen mit 
einem entsprechend differenzierten Wohn-
baulandmarkt. Diese ‚Gleichzeitigkeit des 
Ungleichzeitigen‘ wird sich eher verstärken.

Die Verfügbarkeit und Vermarktbarkeit von 
Wohnbauland wird durch Angebot und 
Nachfrage bestimmt. Auf beiden Seiten ist 
in den nächsten Jahrzehnten mit teilwei-
se erheblichen Veränderungen zu rechnen.

Nachfragerelevanter Faktor ist neben der 
Entwicklung der Haushaltszahlen, die lang-
fristig sinken werden, auch der Wunsch 
nach Eigentumsbildung. Wertsteigerungen 
sind bei Wohnimmobilien aber nicht mehr 
überall ‚garantiert‘.

Längerfristig betrachtet ist mit einem 
Rückgang der Nachfrage zu rechnen. 
Gleichzeitig wird das Angebot an Be-
standsimmobilien auf Grund der demogra-

fischen und gesellschaftspolitischen Ent-
wicklungen steigen. Geht man davon aus, 
dass nicht in gleichem Umfang die Aus-
weisung von neuen Baugebieten reduziert 
wird, so ist längerfristig mit einem Ange-
botsüberhang zu rechnen, der sich wie-
derum auf die Vermarktbarkeit auswirkt.

Ein steigendes Angebot bei sinkender Nach-
frage beeinflusst auch die Bodenpreise. Die 
Wohnbaulandpreise können daher künftig 
(zumindest regional) sinken, insbesonde-
re in weniger nachgefragten Lagen. Dort, 
wo das Angebot die Nachfrage übersteigt, 
spielen Lagequalitäten für die Vermarkt-
barkeit eine zunehmend wichtige Rolle. Die 
Vermarktbarkeit wird zudem stärker über 
den Preis bestimmt, d. h. auch in weniger 
nachgefragten Lagen werden sich Käufer 
für Wohnbaugrundstücke finden, allerdings 
zu vergleichsweise niedrigeren Preisen. Dies 
hat wiederum zur Folge, dass auch Bevölke-
rungsgruppen Zugang zum Immobilienmarkt 
erhalten, die diesen aus finanziellen Gründen 
bislang nicht hatten (‚Schwellenhaushalte‘).
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Nicht mehr eine möglichst umfassende 
Bereitstellung von Wohnbauland und ein 
Absenken der Preise, sondern die Stabi-
lisierung der Preise und die Schaffung 

eines ausgewogenen Verhältnisses von 
Angebot und Nachfrage werden in vie-
len Regionen zu den Zukunftsaufgaben 
der kommunalen Bodenpolitik gehören.

4  Ist künftig noch neues Wohnbauland erforderlich?
Neues Wohnbauland wird auch in Zukunft 
erforderlich sein, selbst wenn die Nachfrage 
insgesamt langfristig rückläufige Tendenzen 
aufweist. Allerdings wird der Umfang des 
nachgefragten Wohnbaulandes geringer 
werden.

Neben quantitativen werden insbesonde-
re auch qualitative Gesichtspunkte bei der 
Nachfrage in den Vordergrund rücken. Es 
geht nicht mehr nur um die Deckung des 
rechnerisch vorhandenen Bedarfs, sondern 
vielmehr um die Bereitstellung von nach-
fragegerechtem Bauland. Für die Zukunft 

bedeutet dies, dass die Entwicklung von 
Wohngebieten in peripheren Lagen kaum 
noch möglich sein wird, weil die Nachfrage 
hier nicht in ausreichendem Umfang vor-
handen ist. Entwicklungspotenziale bieten 
urbane innerstädtische Lagen mit guter 
Erreichbarkeit der Infrastruktureinrich-
tungen. Diese Lagen werden zunehmend 
von breiten Bevölkerungsschichten nach-
gefragt. Da potenzielles Wohnbauland in 
diesen Lagen jedoch eher knapp ist, wird 
hier verstärkt die Umnutzung von Flächen 
und die Entwicklung von Brachflächen zum 
Tragen kommen (müssen).

5  Welche Strategien gibt es für die 
	 kommunale Bodenpolitik?

Die kommunale Baulandpolitik muss sich 
den neuen Gegebenheiten anpassen. Hierzu 
ist es erforderlich, die Ziele der Bodenpo-
litik zu überarbeiten und ein gesamtstäd-
tisches Leitbild im regionalen Kontext zu 
entwickeln, das die spezifischen örtlichen 
(und regionalen) Rahmenbedingungen be-
rücksichtigt. Eine umfassende kommunale 
Bodenpolitik ist Voraussetzung für die Be-
wältigung der anstehenden Zukunftsauf-
gaben.

Kommunale (und möglichst regional ab-
gestimmte) bodenpolitische Grundsatz-
beschlüsse bieten die Möglichkeit, die 
Grundlagen der zukünftigen Bauland-
politik festzulegen und hierbei die ge-
samte Bandbreite der künftigen He-
rausforderungen für die Bodenpolitik zu 
berücksichtigen: demografisch bedingte 
Entwicklungen, gesellschaftspolitische 
und wirtschaftliche Veränderungen so-
wie klimatisch bedingte Anforderungen.
Aufbauend auf den gesamtstädtischen / 

regionalen Leitbildern und deren Umset-
zung in bodenpolitischen Zielsetzungen 
sind die informellen und formellen Instru-
mente der Stadtplanung zur Umsetzung 
anzuwenden. Regionale und interkommu-
nale Abstimmung auf der einen Seite und 
räumlich differenzierte Planung von der 
gesamtstädtischen bis zur kleinräumigen 
Ebene auf der anderen Seite bilden das Ge-
rüst für eine angepasste und zukunftsori-
entierte kommunale Bodenpolitik.

Von der Regionalplanung über die Flächen-
nutzungsplanung bis hin zu Bebauungs-
plan und städtebaulichen Verträgen gibt es 
zahlreiche Möglichkeiten, Anpassungen der 
Planung an die neuen Rahmenbedingungen 
vorzunehmen. Hierbei sollte insbesondere 
Folgendes beachtet werden:
•	 Bedeutung nachfrageorientierter Bo-

denpolitik und Planung (sowohl hin-
sichtlich quantitativer als auch quali-
tativer Aspekte)

•	 Durchführung regionaler und städ-
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tischer Boden- und Wohnungsmarkt-
analysen

•	 Weniger Neubaumaßnahmen, sondern 
verstärkte Bestandsoptimierung (Auf-
wertungs-, Umbau- und Rückbaumaß-
nahmen)

•	 Vorrang der Innenentwicklung und 
Brachflächenreaktivierung; weitestge-
hender Verzicht auf Neuausweisungen 
in der Peripherie (hier entstehen die 
Problemgebiete von Morgen)

•	 Schaffung eines Baulandangebotes für 
nachfragegerechte Wohnformen (öko-
logisch, experimentell etc.)

•	 Bodenpolitik ist nicht nur als Bauland-
politik zu sehen, sondern als umfas-
sendes Flächenmanagement, zu dem 
auch nicht bauliche Nutzungen (z. B. 
zur Wohnumfeldverbesserung, klima-
tischen Verbesserung) und Zwischen-
nutzungen gehören.

6	 Welche Gründe gibt es für Probleme von  
	 Einfamilienhausgebieten der 1950er bis  
	 1970er Jahre?
Obwohl das Eigenheim (Ein- und Zweifa-
milienhäuser) nach wie vor eine gefragte 
Eigentumsform ist, entspricht es oft nicht 
mehr den heutigen Anforderungen. Bau-
strukturen und Grundrisse sind nicht ausrei-
chend flexibel hinsichtlich der Nutzbarkeit. 
Die Zahl der Ein- und Zweifamilienhaushalte 
nimmt stetig zu, die ‚Familie‘ ist nicht mehr 
die ‚normale‘ Haushaltsform. Das Eigenheim 
wird aber gerade von Familien nachgefragt, 
für andere Lebensformen stellt es meist 
eine weniger geeignete Wohnform dar.

Veränderte persönliche Präferenzen und 
wirtschaftliche Unsicherheiten lassen wo-
möglich die Nachfrage zum Erwerb von Ei-
genheimen sinken. Gleichzeitig steigt auch 
das Angebot. Auf Grund der Altersstruktur 
der Bevölkerung werden zunehmend Einfa-
milienhäuser der 1950er und 1960er Jahre 
frei und drängen auf den Immobilienmarkt. 
Sie stellen – trotz häufig vorhandenem 
Renovierungs- und Umbaubedarf – eine 
starke Konkurrenz für die deutlich teureren 
Neubauten dar. Der Neubausektor reagiert 
auf die sinkende Nachfrage und das stei-
gende Konkurrenzangebot mit einem Rück-
gang.

Das zunehmende Angebot (preiswerterer) 
Bestandsbauten verschafft aber auch 
‚Schwellenhaushalten‘ verstärkt Optionen 
zum Eigentumserwerb, insbesondere in we-
niger gefragten Lagen. Besserverdienende 
Haushalte konzentrieren sich dagegen auf 
Neubauten oder gebrauchte Eigenheime 
mit guter Ausstattung und in guter Lage. 
Der Eigenheimmarkt ist in Folge durch eine 
zunehmende Diversifizierung in Hoch- und 
Niedrigpreissegmente gekennzeichnet.

In Zukunft wird die Vermarktbarkeit von 
Einfamilienhäusern durch die Veränderung 
der Rahmenbedingungen noch stärker an 
der Lage orientiert sein als bisher: Zu-
vorderst Einfamilienhäuser in einem ord-
nungsgemäßen Zustand in nachgefragter 
Lage lassen sich dann noch zu einem (aus 
Verkäufersicht) akzeptablen Preis verkau-
fen. Insbesondere die peripheren Lagen mit 
unzureichender Infrastrukturausstattung, 
in denen Einfamilienhausgebiete angesie-
delt sind, sowie Eigenheime mit schlechten 
Ausstattungsmerkmalen lassen sich dage-
gen schwerer vermarkten. Gleichwohl ist 
die Vermarktbarkeit zweitrangig, solange 
man sein Haus selbst bewohnt. 



14

7  Gibt es Zukunftschancen für  
	 Einfamilienhausgebiete?
‚Ausgedünnte‘ Einfamilienhausgebiete füh-
ren zu einer vergleichsweise teuren Vorhal-
tung von Infrastruktur für verhältnismäßig 
wenige Bewohner. Eine Nachverdichtung 
kann zu einer ökonomisch sinnvolleren 
Nutzung der Infrastruktur führen, wenn 
entsprechende Potenziale in einem Gebiet 
vorhanden sind, d. h. große Grundstücke 
und städtebauliche Strukturen, die durch 
eine Verdichtung nicht zerstört werden.

Vor dem Hintergrund der Vermeidung der 
weiteren Ausweisung von Einfamilien-
hausgebieten ‚auf der grünen Wiese‘, die 
in wenigen Jahrzehnten von den gleichen 
Problemen betroffen sein werden wie die 
Einfamilienhausgebiete der 1950er bis 
1970er Jahre, stellt die Nachverdichtung 
dort, wo sie möglich ist, eine sinnvolle Al-
ternative zur Neuausweisung von Bauland 
dar.

Die Alternative ‚Vermietung statt Verkauf‘ 
kann Vermarktungsprobleme zumindest 
zeitweise lösen. Hierdurch können Interes-
senten erschlossen werden, für die ein Kauf 
aus persönlichen oder finanziellen Gründen 
nicht in Frage kommt und die daher Mie-

tobjekte suchen. Auch als Alternative zu 
einem Verkauf zu einem verhältnismäßig 
niedrigen Preis kommt eine Vermietung aus 
Sicht des Eigentümers in Frage. Diese kann 
die Eigentümer aber vor Probleme stellen, 
wenn Ausstattung, energetische Effizienz 
und Lagequalität nicht der Nachfrage ent-
sprechen.

Die Monostrukturierung der Einfamilien-
hausgebiete ist neben der Lage ein we-
sentlicher Grund für die vorhandenen und 
künftig noch zu erwartenden Probleme. Die 
Erschließung des Bestandes für vielfältige 
Bevölkerungsgruppen und Haushaltstypen 
mit unterschiedlichsten Ansprüchen könnte 
einen Lösungsansatz darstellen, ist aber nur 
im Rahmen privater Initiativen umzuset-
zen. Die öffentliche Hand kann hierauf kei-
nen Einfluss nehmen, sondern nur die Rah-
menbedingungen über die Steuerung der 
Baulandbereitstellung, Förderprogramme 
oder auch Wohnumfeldverbesserungsmaß-
nahmen optimieren.

Leerstand stellt zurzeit noch kein Problem 
dar. Einfamilienhausgebiete in guten Lagen 
werden auch künftig vermarktbar sein. 
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III  Veränderung der Rahmenbedingungen 
für die Boden- und  Wohnungspolitik  

und ihre Auswirkungen

1	 Demografische Rahmenbedingungen
1.1	 Veränderung der demogra- 
	 fischen Rahmenbedingungen
Die demografischen Rahmenbedingungen, 
die sich auf die Boden- und Wohnungspo-
litik auswirken, umfassen die Entwicklung 
der Bevölkerungs- und Haushaltszahlen als 
Einflussfaktoren für die quantitative Nach-
frage nach Wohnraum und Bauland sowie 
die Entwicklung der Altersstruktur und der 
Anteile der Personen mit Migrationshinter-
grund als Einflussfaktoren für die qualita-
tive Nachfrage.

Bevölkerungs- und Haushaltszahlen
Nach der Bevölkerungsprognose des Lan-
desamtes für Datenverarbeitung und Sta-
tistik (LDS) wird die Gesamtbevölkerung 
Nordrhein-Westfalens bis zum Jahr 2030 
von 18,1 auf unter 17,5 Mio. zurückgehen.2  
Regional fällt die Bevölkerungsentwicklung 
unterschiedlich aus. Die großen Städte 
der Rheinschiene gewinnen an Bevölke-
rung, während für die kreisfreien Städte 
des Ruhrgebiets mit Verlusten zu rechnen 
ist. Auch die meisten Landkreise im Süd-
osten und in Ostwestfalen müssen nach 
den Prognosen mit Bevölkerungsverlusten 
rechnen.3

Die Bevölkerungsentwicklung allein ist 
aber nicht entscheidend für den Immo-
bilienmarkt, denn Träger der Wohnungs-
nachfrage sind die Haushalte.4 Im Zuge der 
kontinuierlichen Verkleinerung der durch-
schnittlichen Haushaltsgrößen ist die Zahl 
der Haushalte stärker gewachsen als die 
Bevölkerungszahl. Das führt dazu, dass 
Bevölkerungsrückgänge durch einen An-
stieg der Zahl der Haushalte (zumindest 
zunächst noch) aufgefangen werden. Län-
gerfristig betrachtet wird es aber auch zu 
einem Rückgang der Haushalte als Nach-
frager der Wohnfläche kommen.

Nach der Haushaltsmodellrechnung des 
Landesamtes für Datenverarbeitung und 
Statistik nimmt die Zahl der Haushalte 
trotz des Bevölkerungsrückgangs bis zum 

Jahr 2015 um rund 2% und danach bis 
zum Jahr 2025 nochmals um knapp 1% 
zu. Ursächlich hierfür sind die sinkenden 
Haushaltsgrößen. Je nach Region sinkt die 
durchschnittliche Haushaltsgröße bis zum 
Jahr 2025 um 6 bis 10%.5

Sinkende Haushaltszahlen werden v. a. für 
das Ruhrgebiet und Bereiche im Osten des 
Landes prognostiziert. In den anderen Re-
gionen ist bis 2025 weitgehend noch mit 
steigenden Haushaltszahlen zu rechnen 
(vgl. Abb. 1). 

In Nordrhein-Westfalen insgesamt ist mit-
telfristig (bis 2020 / 2025) noch mit einem 
leichten Anstieg der Haushalte zu rechnen. 
Langfristig werden jedoch deutliche Rück-
gänge prognostiziert. Je nach Prognoseva-
riante liegt der Rückgang der Haushalte bis 
zum Jahr 2050 gegenüber 2005 zwischen 3 

2 zu den statistischen Analysen 
vgl. LDS NRW 2006

3 hierzu und zum Folgenden vgl. 
Eduard Pestel Institut für System-
forschung 2006, S. 4 ff.

4 Gemeint sind hier die privaten 
Haushalte, die per Definition des 
LDS aus zusammenwohnenden 
Personen bestehen, die gemeinsam 
wirtschaften. Im Regelfall besteht 
ein Privathaushalt aus einer Familie.

5 zur Entwicklung der Haushalts-
größen vgl. Kapitel III.2, S. 26 ff.

Abb. 1:	 Entwicklung der 
Haushaltszahlen im 
Zeitraum 2005-2025
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und 4%. Für das Jahr 2025 werden ca. 8,6 
Mio. Haushalte prognostiziert, für das Jahr 
2050 zwischen 8 und 8,1 Mio.6

Die durchschnittliche Größe der Privat-
haushalte ist seit längerem kontinuierlich 
rückläufig, gleichzeitig steigt der Anteil 
der Ein- und Zweipersonenhaushalte. Die 
durchschnittliche Haushaltsgröße lag in den 
kreisfreien Städten zwischen 1,75 und 2,1 
Personen, in den Kreisen bei 2,12 bis 2,51.7 
Mittelfristig wird ein Rückgang von 6 bis 
10% prognostiziert, d. h. die durchschnitt-
liche Haushaltsgröße in Nordrhein-Westfa-
len liegt dann bei etwa 1,5 bis 2 in kreis-
freien Städten und 2 bis 2,25 in den Kreisen. 
Die Ein- und Zweipersonenhaushalte neh-
men heute im Landesdurchschnitt einen 
Anteil von 70% aller Haushalte ein, dieser 
Anteil wird langfristig auf 80% steigen.

Die kontinuierliche Verkleinerung ist (zu-
mindest mittelfristig betrachtet) der Grund 
dafür, dass trotz rückläufiger Bevölkerung 
die Zahl der Haushalte (noch) zunimmt. Im 
Wesentlichen sind demografische und ge-
sellschaftspolitische Entwicklungen ursäch-
lich für die Abnahme der Haushaltsgrößen8:

•	 Sozioökonomische Variablen (wie z. B. 
Haushaltseinkommen) und soziodemo-
grafische Kenngrößen

•	 Abnehmende Geburtenraten und zu-
nehmende Alterung der Bevölkerung

•	 Veränderung der Haushaltstypen (zu-
nehmende Singularisierung der Haus-
halte, steigender Anteil der Alleinerzie-
henden, weniger Mehrpersonen- und 
Mehrgenerationenhaushalte)

Altersstruktur
Die Altersstruktur wird sich in den näch-
sten Jahren und Jahrzehnten in Nordrhein-
Westfalen deutlich verändern. Der Anteil 
der jüngeren Personen wird kontinuierlich 
abnehmen und der Anteil der Älteren (ins-
besondere auch der sogenannten ‚Hochbe-
tagten‘) zunehmen.

Die Personengruppen unter 60 Jahren neh-
men im Zeitraum 2005-2030 zwischen 13 
und 20% ab, die Personengruppen über 60 
Jahren nehmen um rund 25 bzw. 75% zu 
(vgl. Abb. 2).

Für die ältere Bevölkerung (60 bis 75 Jahre) 
ist vor allem in den ländlicheren Regionen 

Abb. 2:	 Entwicklung der 
Altersstruktur der 
Bevölkerung in 
Nordrhein-Westfalen 
(2005-2030)

6 hierzu und zum Folgenden vgl. 
Landesamt für Datenverarbeitung 
und Statistik Nordrhein-Westfalen 
2006, S. 6 f.

7 hierzu und zum Folgenden vgl. 
Eduard Pestel Institut für System-
forschung 2006, S. 12 f. (Stand der 
Daten: 2005) sowie Landesamt für 
Datenverarbeitung und Statistik 
Nordrhein-Westfalen 2006, S. 9

8 vgl. IRS Institut für Regional-
entwicklung und Strukturplanung 
2004, S. 41 f. Eigene Darstellung nach Daten des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen 2006, S. 4
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Abb. 4:	 Anteil der Personen 
mit Migrations-
hintergrund an der 
Bevölkerung (2006)

z. T. mit erheblichen Zuwächsen zu rechnen 
(vgl. im Einzelnen Abb. 3).

Die Altersklasse der 30- bis 45-Jährigen, 
die besonders als Nachfrager im Bereich 
der Eigentumsbildung auftreten, wird im 
Jahr 2015 besonders schwach besetzt sein. 
2025 steigt zumindest der Anteil der 30- 
bis 35-Jährigen wieder an und erreicht die 
Werte des Jahres 2005.

Personen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit bzw. Personen mit 
Migrationshintergrund
Nordrhein-Westfalen gehört zu den Bun-
desländern mit dem größten Anteil an Per-
sonen mit Migrationshintergrund in der 
Bevölkerung (vgl. auch Abb. 4)9.  In vier Re-
gierungsbezirken liegt der Anteil zwischen 
20 und 25%, im Regierungsbezirk Münster 
etwas darunter.

Fast 23% der Einwohner Nordrhein-West-
falens sind Personen mit Migrationshinter-
grund (Stand: 2005). Das entspricht rund 
4,1 Mio. Menschen. 

Im Einzelnen leben in Nordrhein-Westfalen:10

•	 1,96 Mio. Menschen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit

•	 2,46 Mio. Menschen, die seit 1950 von 
außerhalb der Bundesrepublik zuge-
wandert sind (Aussiedler, Eingebürgerte)

•	 2,26 Mio. Menschen mit mindestens 
einem aus dem Ausland zugewan-
derten Elternteil (vgl. Abb. 5).

Der Anteil der Wohnungseigentümer bei 
der ausländischen Bevölkerung11 in NRW 

Abb. 3:	 Entwicklung der 
Bevölkerung über 60 
Jahre in NRW (2005-
2025)

Statistisches Bundesamt 2006, S. 16

9 Unter Personen mit 
Migrationshintergrund 
sind neben ausländischen 
Staatsbürgern auch solche 
zu verstehen, die selbst 
oder deren Eltern aus dem 
Ausland zugezogen sind.

10 vgl. Landesamt für 
Datenverarbeitung und 
Statistik Nordrhein-West-
falen 2005

11 Für Personen mit 
Migrationshintergrund 
liegen keine entspre-
chenden Angaben vor.
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hat sich von 1998 bis 2002 von 10,6 auf 
14,7% erhöht, obwohl ausländische Haus-
halte über ein im Vergleich zu deutschen 
Haushalten um durchschnittlich 600� ge-
ringeres Haushaltseinkommen im Monat 
verfügen. Besonders deutlich ist die Er-
höhung der Eigentumsquote bei der tür-
kischen Bevölkerung ausgefallen.12

1.2	 Auswirkungen auf die  
Boden- und Wohnungspolitik

Bevölkerungs- und Haushaltszahlen
Die privaten Haushalte bilden die wich-
tigste nachfragebestimmende Größe. Mit-
telfristig führen die steigenden Haushalts-
zahlen in Verbindung mit dem steigenden 
Wohnflächenbedarf pro Kopf13 noch dazu, 
dass die Nachfrage weiter ansteigt, so 
dass zunächst insgesamt kein demogra-
fisch bedingter Rückgang der Nachfrage 
nach Wohnimmobilien und keine hiermit 
verbundenen Immobilienwertverluste zu 
erwarten sind. Dies ändert sich erst mit 
dem langfristig prognostizierten Rückgang 
der Haushaltszahlen und der Stagnation 
des Wohnflächenbedarfs. Dann ist mit 
einem Rückgang der Nachfrage zu rech-
nen, der sich auf die Vermarktbarkeit von 
Baugrundstücken und Bestandsimmobilien 
auswirkt. Erste Entwicklungen sind heute 
bereits in Regionen zu sehen, in denen ein 

steigendes Angebot (zusätzlich gefördert 
durch interkommunale Konkurrenz bei der 
Wohnbaulandausweisung) auf eine rück-
läufige Nachfrage trifft. Hier lassen sich 
Wohngebiete in weniger nachgefragten La-
gen kaum noch vermarkten.

Zusammengefasst bedeutet dies , dass 
mittelfristig dort nicht mit demografisch 
bedingten Grundstückswertverlusten zu 
rechnen ist, wo die Nachfrage auf Grund 
steigender Haushaltszahlen und steigender 
Flächeninanspruchnahme durch den stei-
genden Wohnflächenbedarf noch zunimmt. 

Zusätzliche Baulandnachfrage entsteht 
durch den Ersatzbedarf für durch Abbruch 
oder Umnutzung wegfallende Wohnnut-
zungen. In welchem Umfang hierdurch 
neuer Baulandbedarf entsteht, hängt nicht 
zuletzt aber auch davon ab, in welchem 
Umfang Brachflächen genutzt werden 
(können).

Ob längerfristig betrachtet durch die de-
mografischen Entwicklungen und hiermit 
verbundenen Nachfragerückgänge tat-
sächlich auch Wertverluste entstehen, lässt 
sich nicht ohne Weiteres voraussehen, da 
für die Entwicklung von Immobilienwerten 
neben der (quantitativen) Nachfragesei-
te noch weitere Kriterien eine Rolle spie-
len. In einigen Regionen des Landes mag 
es zu Wertverlusten kommen – ggf. auch 
nur bei kleinräumiger Betrachtungsweise, 
andere Regionen weisen dagegen weiterhin 
(wenn auch ggf. langsamer) steigende oder 
stagnierende Bodenpreise auf. Sicherlich 
wird man aber davon ausgehen können, 
dass ‚automatische‘ Wertsteigerungen von 
Grundstücken nicht mehr überall gegeben 
sein werden. Der ‚Mythos‘ sicherer Immo-
bilienrenditen durch ‚garantierte‘ jähr-
liche Bodenwertsteigerungen ist vor dem 
Hintergrund der künftigen Entwicklungen 
nicht mehr zu halten.

Regionale und sektorale Preisunterschiede 
werden mit der Veränderung der Nach-
frage stärker hervortreten und den Markt 
bestimmen. Zum Einen sind hier unter-
schiedliche Nachfrageentwicklungen auf 
Grund unterschiedlicher Entwicklungen der 
Haushaltszahlen zu erwarten, zum Anderen 

Abb. 5:	 Personen mit Migra-
tionshintergrund in 
NRW (2005)

12 vgl. Ministerium für Gesund-
heit, Soziales, Frauen und Familie 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
2004, S. 17

13 Der Wohnflächenbedarf pro 
Kopf steigt insbesondere auf 
Grund der sinkenden Haus-
haltsgrößen. Prognosen zufolge 
steigt der Wohnflächenbedarf in 
Deutschland von derzeit 46 auf 56 
m² im Jahr 2030 (Quelle: Bundes-
geschäftsstelle der Landesbauspar-
kassen o. J., S. 31).

Quelle: www.lds.nrw.de/presse/pressemitteilungen/2005/pres_117_05.html (22.10.2008)
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beeinflussen vor diesem Hintergrund unter-
schiedliche Lage- und Ausstattungsmerk-
male die örtliche Nachfrage künftig stärker. 

Die Nachfrage stellt aber nur eine Seite 
des Immobilienmarktes dar. Der Markt wird 
auch von der Angebotsseite beeinflusst: 
hier drängen künftig verstärkt Bestandsim-
mobilien auf den Markt und konkurrieren 
mit den unbebauten Baugrundstücken.

Allgemein steigen die Preise für gebrauchte 
Wohnimmobilien zurzeit (noch). Die Nach-
frage nach diesen Immobilien ist verhält-
nismäßig hoch, es werden derzeit mehr 
Bestandsimmobilien erworben als Neue 
gebaut. Die Tendenz sinkender Preise bei 
Bestandsimmobilien (trotz sinkender Neu-
bauzahlen) ist in Regionen mit rückläufiger 
Nachfrage heute bereits erkennbar. Wäh-
rend ältere Bestandsimmobilien an bevor-
zugten (häufig auch zentraler gelegenen) 
Standorten nach wie vor Käufer finden, ist 
dies in weniger gefragten (insbesondere 
auch peripheren) Lagen immer weniger der 
Fall. Mit sinkenden Preisen haben aber auch 
Nachfrager mit geringeren finanziellen Mit-
teln und geringeren Ansprüchen an Lage, 
Wohnumfeld und Ausstattung einer Immo-
bilie die Möglichkeit, Eigentum zu erwer-
ben. In diesen Marktbereichen treten oft 
verstärkt Schwellenhaushalte (mit und ohne 
Migrationshintergrund) in Erscheinung. Je 
nach örtlicher Marktkonstellation kann es 
in solchen Fällen zu einer Konzentration be-
stimmter Marktteilnehmer in bestimmten 
räumlichen Bereichen kommen. Solche 
Entwicklungen können die Vermarktung 
in den betreffenden Gebieten nachhaltig 
beeinflussen. Andere Nachfragergruppen 
ziehen sich tendenziell zurück. Die sinken-
den Nachfragepotenziale beeinflussen wie-
derum die Vermarktbarkeit und die Preise.

Auf Grund der demografischen Entwick-
lung wird die Wohnungsnachfrage (rech-
nerisch) zunehmend gesättigt, längerfri-
stig kann auch (zumindest regional) ein 
Überangebot entstehen. Für ältere Einfa-
milienhausgebiete bedeutet diese Entwick-
lung, dass sie einem steigenden Konkur-
renzdruck aus neueren Baugebieten sowie 
unbebauten Baugrundstücken unterliegen. 
Insbesondere Gebäude, deren Bauweise 

und Ausstattung nicht bzw. nur einge-
schränkt den aktuellen Bedürfnissen und 
technischen Standards entsprechen, sind 
zunehmend schwieriger zu vermarkten. 
Bei einem Verkauf ist künftig mit längeren 
Vermarktungszeiträumen und tendenziell 
niedrigeren Preisen zu rechnen. 

Der Bestandsmarkt gewinnt an Bedeu-
tung, es besteht jedoch nach wie vor auch 
ein Bedarf an Neubau. Die Vermarktung 
(sowohl im Gebraucht- als auch im Neu-
baubereich) wird künftig durch die Ange-
bots- und Nachfrageentwicklung verstärkt 
von der Qualität bestimmt. Gute Vermark-
tungschancen bestehen künftig für Markt-
nischen (wie altersgerechtes Wohnen, 
urbanes Wohnen für einkommensstarke 
Singles und Paare, freizeitorientiertes Woh-
nen, bestimmte Eigenheimtypen (z. B. Öko-
häuser)). In Massenbeständen oder weniger 
guten Lagen ist dagegen mit steigenden 
Leerständen zu rechnen.

Die Baufertigstellungen sind in Nordrhein-
Westfalen seit dem Jahr 2000 rückläufig.14 
Lediglich 2004 gab es nochmals einen An-
stieg (vgl. Abb. 6). Dies ist als Folge der zum 
01.01.2006 weggefallenen Eigenheimzu-
lage zu sehen. Um die Förderung noch in 
Anspruch nehmen zu können, haben viele 
Haushalte ein geplantes Bauvorhaben vor-
gezogen. 

Der Rückgang der Neubauzahlen im Bereich 
der Ein- und Zweifamilienhäuser stärkt die 
Bedeutung des Bestandsmarktes – jedoch 
nur in dem Umfang, in dem die Nachfrage 
nicht sinkt. Die abnehmende Bautätigkeit 

Abb. 6:	 Baufertigstellungen 
bei Ein- und Zwei-
familienhäusern in 
NRW (1995-2007)

14 Dieser Trend ist bundesweit 
festzustellen (im Bundesdurch-
schnitt sogar deutlicher als in 
Nordrhein-Westfalen). Im Jahr 
2007 lag der Rückgang der 
Baugenehmigungen für Ein- und 
Zweifamilienhäuser bundesweit 
bei fast 50%. 

Eigene Darstellung nach Daten des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen
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kann ein Hinweis auf eine rückläufige (Ge-
samt-) Nachfrage sein und führt daher nicht 
in gleichem Umfang zu einer Steigerung 
der Nachfrage nach Bestandsimmobilien.

Der Mehrfamilienhausbau ist von den Ent-
wicklungen besonders stark betroffen: Seit 
1995 ist sein Anteil an den Gesamtfertig-
stellungen von Wohngebäuden von über 
21% auf unter 7% gesunken.

Auch für Grundstücke des individuellen 
Wohnungsbaus ist seit einigen Jahren eine 
rückläufige Entwicklung festzustellen. Le-
diglich im Jahr 2005 (im Vorfeld der Ab-
schaffung der Eigenheimzulage) war ein 
Plus bei der Anzahl der Kauffälle zu ver-
zeichnen, das je nach Region (Regierungs-
bezirk) zwischen 7 und 23% lag. Danach 
sind die Käufe wieder rückläufig gewesen 
(insbesondere 2006 mit bis zu 37% gegen-
über dem Vorjahr).15 

Die durchschnittlichen Baulandpreise sind 
in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 2000 
kontinuierlich (wenn auch in unterschied-
lichem Ausmaß) angestiegen (vgl. Abb. 7). 

Im Jahr 2001 gab es einen leichten Rück-
gang, in den Folgejahren erfolgte dann 
wieder ein kontinuierlicher Anstieg der 
durchschnittlichen Baulandpreise. Nach 
einem leichten Rückgang 2005 sind die 
Preise 2006 mit 11% über den Vorjahres-
preisen deutlich angestiegen. Auch 2007 
gab es einen Anstieg. Im gleichen Zeitraum 
stieg die Anzahl der Haushalte in Nord-
rhein-Westfalen fast stetig. Lediglich in 
den Jahren 2005 und 2007 gab es leichte 
Rückgänge.

Die Anzahl der Haushalte hat zwar einen 
Einfluss auf die Nachfrage, dennoch ist kein 
unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
der Entwicklung der Haushaltszahlen (als 
Nachfragegröße) und den Baulandpreisen 
abzuleiten. Gleiches gilt für die Zahl der 
fertig gestellten Wohngebäude. Für die 
Preisbildung spielen noch viele andere Fak-
toren eine Rolle (Angebot, wirtschaftliche 
Verhältnisse der Nachfragerseite, steuer-
liche Aspekte, Förderprogramme etc.).

Sofern Kommunen aber weiterhin eine eher 
angebots- und weniger nachfrageorien-

Abb. 7:	 Entwicklung der Wohn-
gebäudefertigstellungen, 
der Haushaltszahlen und 
der Baulandpreise16 im 
Vergleich (1995-2007)

15 Oberer Gutachterausschuss 
für Grundstückswerte im Land 
Nordrhein-Westfalen 2008, S. 17

16 Preise für baureifes Land inner-
halb von Wohngebieten in offener 
Bauweise Eigene Darstellung nach Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen
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tierte Baulandausweisung betreiben, die 
vielfach auch mit dem Ziel der Reduzie-
rung der Wohnbaulandpreise einhergeht, 
sind sinkende Baulandpreise auf Grund der 
Angebotsausweitung bei gleichzeitigem 
Nachfragerückgang längerfristig wahr-
scheinlich. Während dies in wachsenden 
Regionen – zumindest bis zu einem gewis-
sen Grad – wünschenswert scheint, ist es 
in schrumpfenden Regionen künftig wich-
tiger, das Baulandpreisniveau stabil zu hal-
ten.

Im Zuge der Entwicklung der Wohnbau-
landpreise ist künftig auch mit Verstärkung 
der ohnehin bereits vorhandenen kommu-
nalen Konkurrenz um Einwohner zu rech-
nen. Zum Einen ist hierbei jedoch zu be-
rücksichtigen, dass Baulandpreise nicht die 
einzigen relevanten Faktoren der Wohn-
standortwahl sind, zum Anderen ist eine 
nachfrageunabhängige Ausweisung von 
Bauland gerade im Außenbereich mit ne-
gativen ökonomischen und ökologischen 
Folgewirkungen verbunden.

Eine anhaltende Ausweisung von Bau-
gebieten in den Außenbereichen ist kein 
geeignetes Mittel zur Verhinderung des 
Nachfragerückgangs. Der Versuch, über 
preisgünstige Baugrundstücke Einwohner 
in die Kommune zu holen, funktioniert nur 
bedingt – und auch nur, wenn benachbar-
te Kommunen nicht die gleiche Strategie 
verfolgen. Eine Vielzahl vergleichbarer 
Konkurrenzstandorte in einer Region führt 
zu Vermarktungsproblemen, wenn die ent-
sprechende Nachfrage nicht vorhanden ist.

Durch eine fortschreitende Versiegelung 
verlieren die Neubaugebiete zudem an 
Attraktivität, wobei die Entdichtung der 
Stadt mit Infrastrukturkostensteigerungen 
verbunden ist. Über kurz oder lang tritt 
auf Grund der demografischen Entwick-
lung zwangsläufig eine Schrumpfung ein, 
so dass die bis dahin errichteten (zusätz-
lichen) Infrastruktureinrichtungen erheb-
liche Kosten verursachen, denen dann keine 
entsprechenden Einnahmen mehr gegen-
über stehen.

Die demografische Entwicklung begünsti-
gt langfristig das Ziel der Verminderung 

der Flächeninanspruchnahme, insbesonde-
re, wenn die Zahl der Privathaushalte und 
die Pro-Kopf-Wohnfläche nicht mehr wei-
ter ansteigen (vgl. Abb. 8). Einschränkend 
ist hierzu allerdings festzuhalten, dass die 
Entwicklung der Flächeninanspruchnahme 
sich in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
weitgehend losgelöst von der demogra-
fischen Entwicklung gezeigt hat.17

Die längerfristig zurückgehende Zahl der 
Privathaushalte verbunden mit einem 
Nachfragerückgang führt örtlich auch zu 
erheblichen stadtentwicklungsbezogenen 
Konsequenzen, wenn in Folge anhaltender 
umfangreicher Baulandausweisungen im 
Außenbereich weniger nachgefragte inner-
städtische Wohnlagen aufgegeben werden 
und zunehmend leer stehen oder brach fal-
len. Folge der demografischen Entwicklung 
können längerfristig daher auch sinkende 
Siedlungsdichten sein (Stichwort ‚perfo-
rierte Stadt‘), insbesondere, wenn reakti-
vierbare Brachflächen nicht konsequent 
neu genutzt werden. Dies hat einerseits 
Folgen für die städtischen Strukturen und 
das Wohnumfeld, andererseits aber auch 
für die Auslastung und die Kosten der In-
frastruktur.

Abb. 8:	 Auswirkungen der 
Entwicklung der 
Haushaltszahlen 
in stagnierenden / 
schrumpfenden  
Regionen

Altersstruktur
Die Entwicklung der Altersstruktur wirkt 
sich auf Angebot und Nachfrage beim 
Wohnungs- und Baulandmarkt aus. Beide 
werden künftig in größerem Umfang als 

17 Nach Untersuchungen des ILS 
war im Zeitraum 1990-2002 der 
Wohnungsbau der Hauptverursa-
cher der Flächeninanspruchnahme. 
Die Siedlungsfläche für Wohnnut-
zungen nahm in diesem Zeitraum 
um fast 40% zu. Im Vergleich 
hierzu betrug die Zunahme durch 
Gewerbe- und Industrienutzungen 
im gleichen Zeitraum rund 7%. 
90% der Flächeninanspruchnahme 
durch Wohnnutzungen wurde 
durch Ein- und Zweifamilienhäu-
ser verursacht, 10% durch Mehr-
familienhäuser. (Quelle: Institut 
für Landes- und Stadtentwick-
lungsforschung und Bauwesen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (ILS 
NRW) 2005, S. 12 ff.)

Eigene Darstellung 
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bisher von älteren Bevölkerungsgruppen 
bestimmt. Von den Entwicklungen betrof-
fen sind nicht nur die älteren, sondern ins-
besondere auch die jüngeren Generationen. 

Auf Grund der sinkenden Mortalität bewe-
gen sich größere Anteile der Bevölkerung in 
höhere Altersjahrgänge hinein. Hierdurch 
wird durch diese Altersgruppe kein neuer 
(quantitativer) Bedarf erzeugt, die ‚besetz-
ten‘ Wohnungen werden jedoch nicht in 
dem bisherigen Maße für jüngere Generati-
onen frei, so dass die (quantitative) Ange-
botsseite rückläufig ist. Zusätzlich ergeben 
sich qualitative Probleme dadurch, dass die 
lang genutzten Wohnungen nicht immer 
den von den jüngeren Generationen nach-
gefragten Wohnformen entsprechen. Die 
Vermarktung wird hierdurch schwieriger 
oder es sind umfangreiche Renovierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen durch-
zuführen, die sich auf den Preis auswirken.

Die Alterung der Bevölkerung hat Auswir-
kungen auf die Nachfrage innerhalb der 
Wohnungsmärkte, denn mit zunehmendem 
Alter wird die Flächennachfrage pro Kopf 
tendenziell größer. Dies liegt insbesonde-
re darin begründet, dass kleiner werdende 
Haushalte häufig in der bisherigen Woh-
nung verbleiben. Ursprünglich für Familien 
errichtete / erworbene Eigenheime werden 
zunehmend von Rentnerpaaren oder Einzel-
personen bewohnt.18 Insbesondere die sub-
urbanen Räume der alten Bundesländer mit 
den vergleichsweise stärksten Alterungsra-
ten sind von dieser Entwicklung betroffen.

Das bisherige Nachfrageverhalten lässt 
sich typisierend folgendermaßen beschrei-
ben: Bis zum 30. Lebensjahr erfolgt eine 
Haushaltsbildungsphase mit vergleichswei-
se geringen Ansprüchen an die Wohnung. 
Insbesondere zwischen dem 30. und dem 
45. Lebensjahr steigen die Ansprüche an 
Ausstattung und Größe der Wohnung. In 
dieser Phase erfolgt auch die Familienbil-
dung. Vielfach werden in diesem Zeitraum 
auch Einfamilienhäuser nachgefragt. Die 
Aktivitäten auf dem Wohnungsmarkt sind 
danach bis zum 60. Lebensjahr nur noch 
gering ausgeprägt. Später erfolgt dann 
teilweise eine Suche nach altersgerechten 
Wohnungen bzw. in höherem Alter auch 
der Umzug in Pflegeeinrichtungen (vgl. im 
Einzelnen Abb. 9).

Die nachfragerelevanten Altersgruppen für 
das Segment der Einfamilienhäuser und 
Baugrundstücke im Bereich des individuellen 
Wohnungsbaus entwickeln sich insgesamt 
rückläufig, so dass Nachfragerückgänge die 
Folge sind. Die gleiche Auswirkung hat die 
kontinuierlich steigende Zahl der Einperso-
nenhaushalte, die keine typischen Nachfra-
ger für das Marktsegment des individuellen 
Wohnungsbaus für Eigenheime darstellen. 

Die Altersgruppen über 60 werden in Zu-
kunft deutlich stärker vertreten sein als 
heute. Seniorengerechte Einrichtungen 
werden an Bedeutung gewinnen, Einfami-
lienhäuser werden aber verstärkt für nach- 
rückende Generationen frei.

Die Nachfrage nach Einfamilienhäusern 
(Neubau) wird in Nordrhein-Westfalen ins-

Abb. 9:	 Entwicklung der 
Altersstruktur und 
Phasen des Nachfra-
geverhaltens auf dem 
Wohnungsmarkt

18 Dies wird als ‚passive‘ 
Steigerung der individuellen 
Wohnflächennachfrage bezeich-
net (in Abgrenzung zur aktiven 
Nachfragesteigerung beispielswei-
se durch junge Familien). (Quelle: 
Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung 2008: Raumord-
nungsprognose 2025, S. 5)

Eduard Pestel Institut für Systemforschung 2006, S. 7
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gesamt künftig rückläufig sein, auch wenn 
es regionale Differenzierungen gibt. We-
sentlicher Grund für diese Entwicklung ist 
der Bevölkerungsrückgang in der Alters-
klasse, die auf Eigentumsbildung und Haus-
bau ausgerichtet ist (30- bis 45-Jährige). 
Gleichzeitig nimmt das Bestandsangebot 
stark zu, weil die starken Jahrgänge um 
1940 zunehmend in die Phase der Haus-
haltsauflösung kommen.19

Durch die Zunahme an Bestandsimmobilien 
einerseits und den Rückgang der Nachfra-
ge andererseits wird tendenziell Druck auf 
den Markt der Neubau-Einfamilienhäuser 
ausgeübt. Ein Rückgang des Einfamilien-
hausneubaus ist die Folge. Ab etwa 2013 
wird die Gesamtnachfrage nach Einfamili-
enhäusern rechnerisch durch das Angebot 
an Gebrauchtimmobilien abgedeckt. Der 
vermarktbare Neubau geht zurück und die 
bei aktuellem Preisniveau nicht vermarkt-
baren Bestandsimmobilien nehmen zu (vgl. 
Abb. 10).

Preisrückgänge sind bei sinkender Nachfra-
ge und steigendem Angebot nicht auszu-
schließen. Zwar ist die Vermarktbarkeit von 
Immobilien vielfach eine Frage des Preises 
(wobei der Preis immer auch im Verhältnis 
zu den örtlichen Verdienstmöglichkeiten zu 
sehen ist), insbesondere Bestandsobjekte 
sind aber auch bei Preisabschlägen teilwei-

Abb. 10:	 Nachfrage und Ange-
bot im Marktsegment 
der Einfamilienhäuser 
in Nordrhein-Westfa-
len bis 2015

se schwierig zu vermarkten, wie sich heute 
bereits in bestimmten Regionen zeigt.

Die Folgen der Nachfrageentwicklung be-
treffen nicht nur den Bereich des indivi-
duellen Wohnungsbaus, sondern auch den 
(frei finanzierten) Geschosswohnungsbau. 
Wenn künftig zu befürchten ist, dass die 
erzielbaren Mieten im Verhältnis zu den 
erforderlichen Investitionen nicht aus-
reichend sind, könnten die Neubauzahlen 
weiter zurückgehen. Fehlende steuerliche 
Vorteile und mangelnde Wertsteigerungs-
perspektiven tragen ebenfalls dazu bei, 
dass im Geschosswohnungsbau künftig mit 
einer geringeren Neubauquote zu rechnen 
ist. Diese Entwicklungen wirken sich wiede-
rum auf die Inanspruchnahme von Wohn-
bauland aus.

Die Entwicklung der Altersstruktur beein-
flusst nicht nur die quantitative Nachfra-
ge, sondern auch die qualitativen Ansprü-
che. Der innerstädtische Wohnungsmarkt 

ist nicht mehr auf die Nachfragegruppe 
der jungen Singles und kinderlosen Paare 
beschränkt. Einfamilienhausgebiete am 
Stadtrand, die zum Zeitpunkt der Familien-
gründung Vorteile in Bezug auf ein kindge-
rechtes Umfeld geboten haben und vielfach 
auch aus Gründen günstigerer Grundstück-
spreise gewählt wurden, genügen u. U. in 

19 hierzu und zum Folgenden vgl. 
Eduard Pestel Institut für System-
forschung 2006, S. 21 ff.
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späteren Lebensphasen nicht mehr vollends 
den Ansprüchen der Bewohner. Gerade Se-
nioren mit eingeschränkter Mobilität sind 
auf die Erreichbarkeit von Einrichtungen 
des täglichen Bedarfs, Kultur- sowie Frei-
zeiteinrichtungen angewiesen und möch-
ten nicht auf eine selbstständige Lebens- 
und Haushaltsführung verzichten, soweit 
es der gesundheitliche Zustand erlaubt. 
Diese Ansprüche lassen sich in peripherer 
Lage mit begrenztem Anschluss an den öf-
fentlichen Personennahverkehr aber nicht 
im gewünschten Umfang ermöglichen, 
sondern erfordern ein Mindestmaß an Ver-
dichtung und sind daher am Besten in ur-
banen Räumen umzusetzen. Der Wunsch 
von Senioren nach zentraleren Wohnstand-
orten zeigt sich in der steigenden Anzahl 
von Angeboten für spezifische Senioren-
wohnanlagen in Innenstädten. Solche An-
lagen werden überwiegend in Verbindung 
mit seniorenspezifischen, bei Bedarf in An-
spruch zu nehmenden Serviceleistungen 
erstellt (Concierge, Haushaltsbetreuung, 
verschiedene Dienstleistungen in unmittel-
barer Nähe / im Gebäudekomplex etc.).

Im Bereich der Infrastruktur hat die Zu-
nahme der älteren Generationen Auswir-
kungen auf die Daseinsvorsorge und die 
Bereitstellung der Infrastruktur. Der Bedarf 
an seniorenorientierten Beratungs- und 
Betreuungsangeboten, medizinischen Ein-
richtungen sowie Pflege- und Alteneinrich-
tungen nimmt zu, während der Bedarf an 
Jugendeinrichtungen abnimmt. Von dieser 
Entwicklung sind die kommunalen Haus-
halte sowohl auf der Einnahme- wie auch 
auf der Ausgabenseite betroffen. Wie sich 
dies letztlich auswirkt, lässt sich zurzeit 
nicht abschätzen.20 

Im Bereich des seniorengerechten Wohnens 
ist grundsätzlich ein zukunftsfähiger Markt 
im Geschosswohnungsbausegment gege-
ben. Das Angebot ist hier derzeit vielfach 
noch geringer als die Nachfrage. Auf Seni-
orenbedürfnisse ausgerichtete Anlagen (sei 
es als Eigentum oder in Form von Mietwoh-
nungen) sind jedoch üblicherweise einem 
höheren Preissegment zuzuordnen, das 
den Zugang zu diesem Marktsegment be-
schränkt. Zudem entspricht die ‚Ghettoisie-
rung‘ älterer Menschen in einem Gebäude / 

Gebäudekomplex nicht immer den Vorstel-
lungen, die ältere Menschen hinsichtlich 
ihrer Wohnsituation haben, insbesondere 
wenn solche Einrichtungen den Charakter 
eines Altersheimes aufweisen.

Auch für andere Bevölkerungsgruppen, wie 
z. B. Familien, werden die Innenstädte als 
Wohnstandorte wieder interessanter, wenn 
ein qualitativ angemessenes und bezahl-
bares Wohnungs- bzw. Baulandangebot 
vorhanden ist. Die Gründe für den Trend 
zurück in die Innenstädte sind vielfältig und 
lassen sich verkürzt mit „Urbanität – kurze 
Wege – Kostenersparnis (Benzinverbrauch) – 
Umweltbewusstsein“ zusammenfassen. 

Untersuchungen zeigen, dass insbesondere 
in kleinen Großstädten Familien aus dem 
Umland in die Stadt wandern. Es gibt zwar 
gleichzeitig weiterhin Suburbanisierungs-
tendenzen, insbesondere aus den mittleren 
Altersgruppen der 30- bis 45-Jährigen. Diese 
wandern jedoch nicht aus den innerstäd-
tischen Bereichen ins Umland, sondern 
von den Stadtrandbereichen. Auslöser für 
Suburbanisierungstendenzen sind nicht 
die Wohnwünsche von Familien, sondern 
die Rahmenbedingungen des Wohnungs-
marktes.21 

Die Kommunen erkennen zunehmend ihre 
urbanen Potenziale und haben in den letz-
ten Jahren zahlreiche Stadtentwicklungs-
projekte durchgeführt (bzw. führen solche 
Projekte aktuell durch) und schaffen at-
traktive innerstädtische Wohnlagen, z. B. 
auf innerstädtischen Brachen, Hafenlagen 
und Bahnflächen mit spezifischen urbanen 
Qualitäten.22  

Stadthäuser neuen Typs, wie z. B. von der 
LBS 2007 in einem Wettbewerb23 ausge-
lobt, erscheinen für diese Standorte beson-
ders geeignet, da sie stadtgestalterische 
und immobilienwirtschaftliche Anforde-
rungen vereinen.

Der Trend zur Rückkehr in die Innenstäd-
te lässt sich nicht immer anhand einer 
konkreten Zunahme der Einwohnerzahlen 
nachweisen. Dies liegt unter anderem da-
rin begründet, dass der Wohnungsmarkt 
die Nachfrage vielfach (qualitativ und 

20 hierzu vgl. Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung 2008: 
Raumordnungsprognose 2025, S. 6

21 Jekel / Frölich von Bodel-
schwingh 2008, S. 13 ff. mit 
Bezugnahme auf jüngste empi-
rische Forschungsergebnisse des 
Bundesamts für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR)

22 Beispiele für solche Projekte 
sind die Phoenix-Fläche und der 
Bereich der Tremonia-Brache in 
Dortmund, der Duisburger Innen-
hafen oder auch der Rheinauhafen 
in Köln.

23 Bundesgeschäftsstelle der 
Landesbausparkassen 2007
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preisbezogen) nicht decken kann. Auch 
bedeutet diese Entwicklung nicht, dass 
es keine innerstädtischen Leerstände im 
Wohnungsbereich gäbe, denn Wohnungs-
bestände, die nicht den Ansprüchen der 
Nachfrager genügen, lassen sich nach wie 
vor nur schwer vermarkten. Im Sinne einer 
nachfragegerechten Stadtentwicklung ge-
winnen innerstädtische (Wohn-)Standorte 
in Verbindung mit städtebaulichen Aufwer-
tungsmaßnahmen und Entwicklungskon-
zepten jedoch an Bedeutung.

Die Lage der Immobilienmärkte in Nord-
rhein-Westfalen ist allerdings nicht ein-
heitlich zu bewerten. Das Nebeneinan-
der von wachsenden, stagnierenden und 
schrumpfenden Regionen ist ebenso kenn-
zeichnend für den Markt wie eine diffe-
renzierte Qualität des Immobilienmarktes 
innerhalb einer Stadt (gute und schlechte 
Lagen).

Personen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit bzw. Personen mit 
Migrationshintergrund
Personen mit Migrationshintergrund stel-
len einen größer werdenden Anteil an der 
Bevölkerung. Hinzu kommt eine Ausrich-
tung auf einen langfristigen / dauerhaften 
Aufenthalt in Deutschland. Insofern tritt 
diese Gruppe auch verstärkt als Nachfra-
ger auf dem Immobilienmarkt auf – sei es 
als Mieter oder Käufer (auch, aber nicht 
nur, von Bestandsimmobilien). In den letz-
ten Jahren hat sich die Eigentumsquote 
bei Personen mit Migrationshintergrund 
in Nordrhein-Westfalen erhöht, insbeson-
dere bei der türkischstämmigen Bevölke-
rung. Der Einfluss auf die Stadtentwicklung 
steigt mit zunehmender Eigentumsquote.

Aktuelle Untersuchungen24 zeigen, dass 
Personen mit Migrationshintergrund nicht 
grundlegend andere Wohnbedürfnisse 
haben als Personen ohne Migrationshin-
tergrund. Auch Personen mit Migrati-
onshintergrund sind nicht ohne Weiteres 
wohnungsmarktspezifischen Präferenzen 
zuzuordnen, da der sozioökonomische Hin-
tergrund für die Wohnwünsche eine wich-
tige Rolle spielt - wenn nicht sogar eine 
wichtigere als die Herkunft. Es gibt keine 
homogene Gruppe von Migranten, daher 

gibt es auch nicht die Ansprüche an Woh-
nung und Wohnumfeld, sondern es gibt 
verschiedene ‚Milieus‘.25 Nach aktuellen 
Untersuchungen ist es die Mentalität so-
wie die Milieu-Zugehörigkeit, an der sich 
die Lebensführung der Personengruppen 
orientiert und nicht die Zugehörigkeit zu 
einer ethnischen Herkunftskultur. Die Mili-
eus umfassen verschiedenste Bereiche: vom 
traditionellen und konservativen Segment 
über die bürgerliche Mitte bis hin zu Statu-
sorientierten und Intellektuellen. Entspre-
chend differenziert sind auch die Wohn-
präferenzen.

Wie bei Personen ohne Migrationshinter-
grund gibt es auch bei Personen mit Migra-
tionshintergrund unterschiedliche Ansprü-
che an die Wohnung und das Wohnumfeld. 
Die ethnische Herkunft ist hier nebensäch-
lich. Es gibt auch Gruppen, die zahlungs-
kräftig und am Erwerb von Wohneigentum 
interessiert sind. Das freistehende Einfami-
lienhaus mit Garten gehört hier vielfach zu 
den bevorzugten Wohnformen. Auf der an-
deren Seite gibt es ebenso Gruppen, die we-
niger eigentumsorientiert sind und urbane 
Wohnformen in der Innenstadt bevorzugen.

Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass 
Personen mit Migrationshintergrund weit-
gehend die gleichen Wohnpräferenzen ha-
ben wie andere Bevölkerungsgruppen, und 
dass die finanzielle Belastbarkeit und der 
freie Zugang zum Immobilienmarkt eine 
wesentlich größere Rolle für die Wahl des 
Wohnstandortes spielen als der ethnische 
Hintergrund. ‚Ghettobildung‘ ist auch aus 
Sicht der meisten Personen mit Migrations-
hintergrund nicht erwünscht.

Die allgemein zu erwartenden Entwick-
lungen auf dem Immobilienmarkt (langfri-
stig sinkende Nachfrage, steigendes Ange-
bot (insbesondere an Bestandsimmobilien) 
und sinkende Preise in weniger guten La-
gen) dürften sich auch auf die Entwick-
lung der Eigentumsquote der Personen mit 
Migrationshintergrund auswirken. Insbe-
sondere Schwellenhaushalte26 können bei 
sinkenden Immobilienpreisen eher in die 
Lage versetzt werden, Wohneigentum zu 
erwerben. Einerseits führt zwar die entfal-
lene Eigenheimzulage verstärkt zu Finan-

24 Diesbezüglich liegen noch 
keine abschließenden Ergebnisse 
vor, da es sich um ein noch lau-
fendes Projekt handelt. Zu ersten 
Erkenntnissen vgl. Beck / Perry 
2007, S. 187 ff. sowie Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 2007.

25 Milieus fassen Menschen 
zusammen, die sich in Lebensauf-
fassung und Lebensweise ähneln. 
Bezogen auf die Untersuchung 
von wohnbezogenen Präferenzen 
verfügt jedes Milieu über ein 
spezifisches ‚Wohnprofil‘, in dem 
die nachfragerelevanten Merkmale 
zusammengefasst sind.

26 Diese sind allerdings unab-
hängig von einem bestehenden 
Migrationshintergrund zu sehen.
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zierungsproblemen bei weniger solventen 
Bevölkerungsgruppen, andererseits erhö-
hen sinkende Preise bei (bestimmten) Im-
mobilien die Chance zum Eigentumserwerb 

2  Gesellschaftspolitische und wirtschaftliche 
 Rahmenbedingungen

2.1	 Veränderung der gesell-
schaftspolitischen und wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen

Gesellschaftspolitische Rahmen- 
bedingungen
Die Gesellschaft verändert sich mehr und 
mehr zu einer Informations- und Dienst-
leistungsgesellschaft. Entsprechend verän-
dern sich auch die Anforderungen an Ar-
beitnehmer im Hinblick auf den zunehmend 
erforderlichen Wechsel von Berufs- und 
Tätigkeitsfeldern innerhalb eines Berufsle-
bens und der hiermit verbundenen (auch 
räumlichen) Flexibilität. Das Modell der in-
dustriellen Erwerbsgesellschaft mit einem 
alleinverdienenden Haushaltsvorstand an 
einem Standort ist längst nicht mehr die 
Regel. 

Lebensabläufe und -phasen sind differen-
zierter geworden (vgl. Abb. 11). Familien 
werden später gegründet, der Übergang 
vom Erwerbsleben in den Ruhestand wird 
fließender, der Ruhestand selbst nimmt 
längere Zeiträume in Anspruch.

Abb. 11:	 Veränderung der 
Lebensphasen von 
der drei-phasigen zur 
fünf-phasigen Bio-
graphie

Das Zukunftsinstitut 2003

Die homogene Gesellschaft hat sich in den 
letzten Jahrzehnten mehr und mehr aufge-
löst. Die Pluralisierung der Lebensformen, 
aber gleichzeitig auch die Individualisie-
rung der Gesellschaft nimmt zu. Die hiermit 
verbundene selbstständigere Lebensweise 
führt aber auch zu verstärkter Isolation im 
privaten Bereich, wodurch das Bedürfnis 
nach neuen Gemeinschaftsformen und Frei-
zeitaktivitäten entsteht, in deren Rahmen 
soziale Kontakte gepflegt werden können.

Die Lebensformen (Haushaltstypen) haben 
sich seit Beginn des 20. Jahrhunderts stark 
verändert. Während in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts noch die Großfamilie 
(ab fünf Personen) den größten Stellen-
wert innerhalb der Haushalte einnahm und 
andere Lebensformen eher Randerschei-
nungen darstellten, stellte die Kleinfamilie 
(drei bis vier Personen) 1961 die Hauptform 
der Haushalte dar. Großfamilien spielten 
eine untergeordnete Rolle, kleinere Haus-
haltsformen (Ein- und Zweipersonenhaus-
halte) gewannen an Bedeutung (vgl. im 
Einzelnen Abb. 12).

für diese Gruppen. Die neuen (staatlichen) 
Fördermöglichkeiten (‚Wohn-Riester‘) wer-
den hierbei unterstützend wirken.
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Abb. 12:	 Veränderung der 
Haushaltsformen seit 
1900

Das Zukunftsinstitut 2003

40 Jahre später zeigt sich bereits eine deut-
liche Diversifizierung der Haushaltsformen. 
Insbesondere im Bereich der Familie, aber 
auch im Bereich der Singlehaushalte ist 
zwischen verschiedenen (neuen) Typen zu 
unterscheiden, die sich im Zuge der gesell-
schaftspolitischen Veränderungen heraus-
gebildet haben. 

Diese Entwicklung wird in den nächsten 
Jahren weitergehen. Die ‚klassische‘ Fa-
milie verliert zunehmend an Bedeutung. 
Singles, Paare ohne Kinder, Alleinerziehen-
de, Patchwork-Familien, Mehrgeneratio-
nenhaushalte und weitere Formen nehmen 
einen größer werdenden Anteil an der Ge-
sellschaft ein.

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Die wirtschaftlichen und finanziellen Rah-
menbedingungen beeinflussen die Nach-
frage erheblich. Hierzu gehören veränderte 
Wirtschaftsstrukturen und ökonomische 
Aspekte, wie Förderungsmittel, Lohn- und 
Gehaltsstruktur sowie die Kostenseite.

Wirtschaftliche und wirtschaftspoli-
tische Strukturen
Die veränderten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen tragen zur Entstehung immer 
neuer Arbeitszeitstrukturen und Arbeits-
formen bei. Arbeitszeiten werden flexibler 

und die Arbeitskraft ist nicht mehr in vollem 
Umfang an einen bestimmten (Arbeits-)
Ort (für längere Zeit) gebunden. Bestimmte 
Tätigkeiten können von zu Hause ausge-
übt werden, wenn die erforderlichen tech-
nischen und räumlichen Voraussetzungen 
vorliegen. Die Funktionen von Wohnen und 
Arbeiten gehen künftig stärker ineinander 
über und überlagern sich teilweise. Hier-
durch lösen sich tendenziell Funktionstren-
nungen auf, Wohnen und Arbeiten mischen 
sich wieder räumlich. Auf der anderen Seite 
erfordern die zunehmenden Flexibilitätsan-
sprüche Wechsel des Wohnortes in immer 
kürzeren Zeitintervallen. Die Zeiträume der 
Nutzung eines Wohnortes werden kürzer, 
Wohnortwechsel oder Zweit- und Dritt-
wohnsitze werden aus beruflichen Grün-
den erforderlich, wenn der private Lebens-
mittelpunkt nicht aufgegeben werden soll 
oder kann.

Ökonomische Rahmenbedingungen
Die Eigentumsquote ist in Nordrhein-West-
falen im Zeitraum 1995-2005 um 3,9% auf 
39% gestiegen27, wobei die Eigentums-
quoten regional sehr unterschiedlich sind 
(weniger als 25% im Ruhrgebiet, dem Ber-
gischen Städtedreieck sowie in Köln und in 
Düsseldorf, 30-40% in den Ballungsrand-
zonen und bis zu 55% in den ländlichen 
Gebieten). 

27 Im Vergleich hierzu stieg die 
Quote in Westdeutschland um 
2,9% auf 44,6%.
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Haushalte mit Immobilienbesitz in NRW

Art der Immobilie *) Haushalte in Prozent

unbebaute Grundstücke 264.000 7,5

Einfamilienhäuser 1.979.300 56,1

Zweifamilienhäuser 546.600 15,5

Mehrfamilienhäuser 306.000 8,7

Eigentumswohnungen 1.099.000 31,1

Haushalte mit Immobilienbesitz 3.529.000

*) Mehrfachnennungen möglich

Abb. 13:	 Immobilienbesitzer in 
Nordrhein-Westfalen 
nach sozialer Stellung 
(2004)

Datengrundlage: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen 2004, S. 45

Differenziert nach der sozialen Stellung 
zeigt sich, dass Beamte zu über 65% zu den 
Immobilienbesitzern gehören. Arbeitslose, 
Nichterwerbstätige und Studenten haben 
nur zu 15% bzw. weniger Immobilienbesitz 
(vgl. Abb. 13).

Die Eigenheimzulage, die der Förderung der 
Eigentumsbildung für bestimmte Einkom-
mensgruppen diente, ist zum 01.01.2006 
entfallen. Gefördert wurde die Herstellung 
neuer oder der Erwerb gebrauchter Immo-

teils umstritten, da auf Grund der nicht 
regional differenzierten Förderung tenden-
ziell die Suburbanisierung gefördert wurde. 
Durch die Eigenheimzulage verbesserte sich 
aber auch für Schwellenhaushalte die Mög-
lichkeit des Eigenheimbaus bzw. -erwerbs, 
wobei vielfach die Stadtumlandlagen mit 
ihrem günstigeren Bodenpreisniveau be-
vorzugt wurden (bzw. werden mussten), 
was wiederum zur Ausweitung der Einfami-
lienhausgebiete am Stadtrand / im Stadt-
umland mit den nachteiligen Auswirkungen 
in Bezug auf die erheblichen Infrastruktur-
kosten und den Flächenverbrauch führte.

Seit dem 01.01.2008 wurden durch das Ei-
genheimrentengesetz die Regelungen zur 
herkömmlichen Riester-Rente auf die Fi-
nanzierung von Wohneigentum übertra-
gen, d. h. staatliche Zulagen und Steuer-
vorteile können nun auch im Rahmen der 
Eigentumsbildung genutzt werden. Hier-
durch soll der Wegfall der Eigenheimzula-
ge kompensiert werden. Wie stark dieses 
Angebot tatsächlich genutzt werden wird, 
bleibt abzuwarten. 

bilien. Bis zum 31.12.2003 wurde auch für 
Um-, An- oder Ausbaumaßnahmen die Ei-
genheimzulage gewährt.

Die Eigenheimzulage war vor ihrer Ab-
schaffung aus raumplanerischen Gründen 

Gut 2,5 Millionen Haushalte in NRW be-
sitzen Ein- bzw. Zweifamilienhäuser, rund 
1,1 Millionen Eigentumswohnungen. In der 
folgenden Tabelle ist der Immobilienbesitz 
in Nordrhein-Westfalen nach Art der Im-
mobilie differenziert dargestellt.28

28 Die Abweichung zwischen 
der Immobilieneigentumsquote 
von 42,5% und der Wohneigen-
tumsquote von 39% liegt darin 
begründet, dass die Immobilien-
eigentumsquote auch unbebaute 
Grundstücke umfasst.

Tab. 1:	 Haushalte mit 
Immobilienbesitz in 
Nordrhein-Westfalen

	 (Landesamt für  
Datenverarbeitung und 
Statistik Nordrhein-
Westfalen 2004, S. 44)
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In Nordrhein-Westfalen gibt es auch eine 
Landesförderung, die auf einkommens-
schwächere Haushalte mit Kindern ausge-
richtet ist. Es werden zinsgünstige Darlehen 
für den Neubau und gebrauchte Wohnim-
mobilien zur Verfügung gestellt. Es gibt ei-
nen ‚Stadtbonus‘, d. h. die Erhöhung der 
Förderung für den Bau oder Erwerb selbst-
genutzter Immobilien in den Ballungsge-
bieten.29 Zudem gibt es auch einen ‚Klima-
bonus‘, der dann gewährt wird, wenn der 
Energiebedarf unterhalb der festgelegten 
Grenzwerte bleibt.

Die Reallöhne haben in Deutschland zwi-
schen 2000 und 2007 trotz des Wirtschafts-
wachstums um insgesamt 0,8% abgenom-
men. Diese Entwicklung steht im Gegensatz 
zu der sonstigen Entwicklung der Reallöhne 
innerhalb der Europäischen Union – kein 
anderer Mitgliedsstaat weist rückläufige 
Reallöhne auf. Ursächlich hierfür sind ins-
besondere die rückläufigen Tarifbindungen 
der Unternehmen in Deutschland sowie die 
Möglichkeit, auf betrieblicher Ebene von 
tariflichen Standards abzuweichen. 

Der Trend der abnehmenden Reallöhne in 
Deutschland wird sich nach Expertenschät-
zungen auch künftig fortsetzen. Es wird 
erneut mit einem Rückgang gerechnet. An-
dere Experten rechnen dagegen mit erst-
mals wieder steigenden Reallöhnen (trotz 
der prognostizierten Wirtschaftsschwä-
che), wobei Unsicherheiten durch mögliche 
Rezession und steigende Preise (z. B. Öl) 
bestehen.

Wirtschaftliche Unsicherheiten und dro-
hende Arbeitsplatzverluste sowie die ar-
beitsmarktbedingt erforderliche räumliche 
Flexibilität wirken sich auf die Bereitschaft 
zum Eigentumserwerb aus.

Auch die Kosten, die den Immobilienmarkt 
direkt oder indirekt betreffen, sind in den 
letzten Jahren in fast allen Bereichen ge-
stiegen. Hierzu gehören neben den Bau-
land- und den Baukosten auch die Ener-
giekosten.

Die Wohnbaulandpreise in Nordrhein-
Westfalen30 sind im Zeitraum 2002 bis 2008 
insgesamt um fast 25% gestiegen, wobei 

im 1. Quartal 2007 mit mehr als 153 �/m² 
ein Höchststand erreicht wurde, die Preise 
danach zunächst rückläufig waren und ab 
2008 wieder angestiegen sind (vgl. Abb. 14).

Abb. 14:	 Entwicklung der 
Wohnbaulandpreise in 
Nordrhein-Westfalen 
(2002-2008)

Auch die Baukosten sind in den letzen Jah-
ren deutlich gestiegen. Der Baukostenin-
dex für Nordrhein-Westfalen zeigt seit dem 
Jahr 2000 einen Anstieg der Baukosten für 
Wohngebäude um mehr als 14%. Im Zeit-
raum 2003 bis 2006 sind die Baukosten um 
knapp 4% gestiegen, im Zeitraum 2006 bis 
heute um rund 8%. Ein besonders deut-
licher Anstieg ist seit Anfang 2007 mit der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer zu verzeich-
nen (vgl. Abb. 15).

Abb. 15:	 Baukostenindex für 
Wohngebäude in 
Nordrhein-Westfalen 
(2005-2008)

Aufgrund der steigenden Energiepreise 
haben sich die Betriebskosten in den letz-
ten Jahren fast zu einer ‚zweite Miete‘ 
entwickelt.31 Der energetische Standard 

Eigene Darstellung nach Daten des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen

Eigene Darstellung nach Daten des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen

29 vgl. Ministerium für Bauen und 
Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen 2006

30 hier bezogen auf Preise für 
baureifes Land in Wohngebieten 
mit offener Bauweise

31 Laut Angaben des Deutschen 
Mieterbundes entfallen durch-
schnittlich rund 37% der Gesamt-
miete auf die Betriebskosten (http://
www.mieterbund.de/betriebskosten-
spiegel.html, 10.11.2008).
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der Wohngebäude gewinnt daher an Be-
deutung. Mit dem Inkrafttreten der Ener-
giesparverordnung 2007 wurden Energie-
ausweise für den Gebäudebestand (auch 
für Nicht-Wohngebäude) eingeführt. Ziel 
des Energieausweises ist es, die Energieef-
fizienz eines Gebäudes transparent und 
vergleichbar zu machen. Der Energieaus-
weis ist nur dann erforderlich, wenn ein 
Gebäude neu vermietet oder verkauft 
wird. Spätestens bis zum 01.01.2009 (in 
Abhängigkeit vom Baualter) muss ein En-
ergieausweis bei Neuvermietung oder Ver-
kauf vorliegen.32

Energiesparende Gebäudesanierungen 
werden staatlich gefördert (CO2-Gebäude-
sanierungsprogramm). Zielsetzung ist, dass 
bis 1983 errichtete Gebäude – energetisch 
betrachtet – Neubauniveau erreichen bzw. 
dieses unterschreiten. Förderfähig sind da-
bei Maßnahmen wie Fenstererneuerung, 
Wärmedämmung, Heizungserneuerung 
etc. Förderberechtigt sind Eigentümer von 
selbst genutzten oder vermieteten Ein- und 
Zweifamilienhäusern und Eigentumswoh-
nungen. Jährlich werden jedoch nur 1% der 
6,5 Millionen Wohnungen saniert; die von 
der Bundesregierung festgelegte Zielvor-
gabe liegt bei 3%.33

2.2	 Auswirkungen auf die 
	 Boden- und Wohnungspolitik

Gesellschaftspolitische Rahmen- 
bedingungen
Die gesellschaftspolitischen Verände-
rungen im Privat- und Berufsleben lassen 
sich kurz mit den Stichworten ‚Singularisie-
rung‘, ‚Individualisierung‘ und ‚Flexibilisie-
rung‘ zusammenfassen. Hieraus entwickeln 
sich veränderte Ansprüche an den Wohn-
raum und das Wohnumfeld.

Die Verbindung zwischen Wohnen und Ar-
beiten erfordert die Schaffung größerer 
Wohnungen. Hinzu kommt eine flexible-
re Grundrissgestaltung, die sich differen-
zierteren Lebensabläufen anpassen kann 
und veränderbar ist. Räume und Raum-
strukturen müssen unter Berücksichtigung 
der spezifischen Anforderungen optimiert 
werden bzw. optimierbar sein.

Die Qualität des Wohnumfeldes, das Vor-
handensein und die Erreichbarkeit von In-
frastruktureinrichtungen gewinnt nicht nur 
mit dem Alter, sondern auch mit der Indivi-
dualisierung der Gesellschaft an Bedeutung. 
Wenn im engeren privaten Umfeld (Woh-
nung) keine sozialen Bindungen durch Part-
ner und Familie gegeben sind, gewinnen so-
ziale Kontakte außerhalb der Wohnung an 
Bedeutung (auch wenn physische Mobilität 
keine zwingende Voraussetzung für soziale 
Kontakte darstellt). Deshalb liegen auch vor 
diesem Hintergrund innerstädtische Wohn-
lagen zunehmend im Trend.

Das ‚klassische‘ Einfamilienhaus steht auf 
der Wunschliste der Nachfrager immer 
noch an erster Stelle. Ältere Eigenheime, 
die nicht räumlich / baulich angepasst wer-
den, stehen aber einer flexiblen Lebenspla-
nung entgegen. Anders als noch vor einigen 
Jahrzehnten kann in Zukunft tendenziell 
weniger davon ausgegangen werden, dass 
der Lebensmittelpunkt auf Dauer in dem 
gebauten / erworbenen Eigenheim erhalten 
bleibt. An die Stelle des ‚Hauses fürs Leben‘ 
tritt das ‚Lebensabschnittshaus‘ (z. B. auch 
in Form eines gemieteten Hauses).34 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Die zu erwartende Entwicklung der Ange-
bots- und Nachfragesituation sowie der 
Preise trägt dazu bei, dass bei einem spä-
teren Verkauf der Immobilie nicht mehr in 
jedem Fall mit einer Wertsteigerung ge-
rechnet werden kann. Lage und Qualität 
einer Immobilie spielen vor diesem Hinter-
grund eine zunehmend wichtigere Rolle. 
Selbst wenn ein Eigenheim für die eigenen 
Bedürfnisse ausreichend ist und unter dem 
Gesichtspunkt der Eigennutzung für den 
Eigentümer einen Wert (allein schon durch 
die ersparte Miete) hat, bedeutet dies noch 
nicht, dass dieser (weitgehend persönliche) 
Wert bei einem Verkauf auf dem Markt 
auch realisiert werden kann, d. h. der er-
wartete Verkehrswert erzielt werden kann. 
Die Wiederverkaufsmöglichkeit (und der 
in diesem Zusammenhang erzielbare Preis) 
wird für Immobilienerwerber vermutlich 
weiter wichtig bleiben.

Dennoch (oder gerade deshalb) liegen Ge-
brauchtimmobilien zurzeit im Trend. Im 

32 vgl. http://www.energieagentur.
nrw.de, 10.11.2008

33 vgl. Der Westen vom 06.10.2008 
(http://www.derwesten.de/
nachrichten/nachrichten/politik/ 
2008/10/6/news-81674448/detail.
html, 11.11.2008)

34 vgl. Brauer 2008, S. 80
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Jahr 2006 wurden in Nordrhein-Westfalen 
dreimal so viele Bestandsobjekte veräußert, 
wie Neubauten errichtet wurden. Dies liegt 
insbesondere an den günstigeren Preisen 
für Gebrauchtimmobilien (im Durchschnitt 
ca. 20% günstiger als ein Neubau), auch 
wenn entsprechende Modernisierungen er-
forderlich sind, um das Gebäude an aktu-
elle Wohnstandards anzupassen. Durch die 
hohe Nachfrage ziehen die Preise zurzeit 
an.35 Das Angebot an gebrauchten Immobi-
lien wird künftig jedoch weiter steigen, so 
dass langfristig (in Folge sinkender Nach-
frage) mit einem örtlichen Überangebot 
und sinkenden Preisen zu rechnen ist.

Nachfrageseite des Immobilien-
marktes
Bei den Überlegungen zum Erwerb von 
Immobilien ist auch die sich verändernde 
Förderlandschaft (Abschaffung der Eigen-
heimzulage)36 zu berücksichtigen. Insbeson-
dere für Schwellenhaushalte mit geringem 
Eigenkapitalanteil kann sich der Immobilie-
nerwerb künftig schwieriger gestalten. Auf 
der anderen Seite wird die Entwicklung des 
Immobilienmarktes auf Grund der demogra-
fischen Entwicklungen aber (zumindest ört-
lich) zu Angebotsüberhängen und sinkenden 
Preisen führen, was wiederum den Zugang 
zu Eigentum auch für geringer verdienende 
Haushalte erleichtern kann. Unter Berück-
sichtigung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklungen (Stagnation / Senkung der 
Realeinkommen, sich abzeichnende wirt-
schaftliche Rezession, steigende Preise, ins-
besondere auch im Bereich der Energie) mag 
jedoch eher mit einem erschwerten Zugang 
zu Eigentum zu rechnen sein.

Steigende Energiepreise (Benzin) führen 
dazu, dass der Weg zwischen Wohnort 
und Arbeitsplatz zu einem künftig bedeu-
tenderen Kriterium zur Wohnstandortwahl 
wird. Für viele Familien besteht bei grö-
ßeren Entfernungen zwischen Wohn- und 
Arbeitsort das Erfordernis eines zweiten 
PKW, insbesondere dann, wenn an einem 
peripher gelegenen Wohnort nicht (aus-
reichend) die erforderliche Infrastruktur 
(Schulen, Einkaufsmöglichkeiten, medi-
zinische Versorgung) vorhanden ist oder 
auch vorgehalten werden kann. Neubauge-
biete in ländlich peripheren Lagen weisen 

schon heute Vermarktungsprobleme auf, 
und zwar insbesondere dann, wenn die in-
terkommunale Konkurrenz groß ist, d. h. 
in räumlicher Nachbarschaft eine Vielzahl 
von Neubaugebieten entwickelt wurden. 
Die Vermarktungsfähigkeit solcher Gebiete 
ist künftig unter Nachfragegesichtspunk-
ten verstärkt zu prüfen.

Eine größer werdende Gruppe von Nach-
fragern legt Wert auf die Einbeziehung 
ökologischer Gesichtspunkte in den Bau / 
Umbau von Wohngebäuden. Hierbei sind 
zum Einen auch unter Umweltgesichts-
punkten sowohl qualitativ hochwertige, 
also auch gesundheitlich unbedenkliche 
Baustoffe von Bedeutung, zum Anderen 
aber auch eine energiesparende Bauweise 
und technische Ausstattung (Ausrichtung 
der Gebäude, Anordnung im Baugebiet, de-
zentrale Energieversorgung, Solarenergie, 
Wärmedämmung, Brauchwassernutzung 
etc.). Nachgefragte innovative Gebäude-
technologien beziehen sich darüber hinaus 
auch auf rationelle Bautechnologien (Vor-
fertigung, Modullösungen). 

Die künftig (bei örtlich sinkender Nach-
frage) zunehmende Wahlfreiheit auf dem 
Immobilienmarkt spielt bei der Verände-
rung der Ansprüche an die Wohnung und 
das Wohnumfeld eine wichtige Rolle. Die 
Ansprüche über den eigentlichen Wohn-
raum hinaus steigen insbesondere in sol-
chen Bevölkerungsschichten, die über die 
erforderlichen finanziellen Mittel verfügen, 
sich an hochwertigen Standorten anzusie-
deln. Die Innenstädte gewinnen auch unter 
diesem Zusammenhang als Wohnstandort 
(wieder) an Bedeutung. Voraussetzung ist 
jedoch, dass hier eine angemessene Wohn- 
und Wohnumfeldqualität sowie das ent-
sprechende Wohnraumangebot vorhanden 
sind. 

Die Entwicklungen hin zu einem höheren 
Qualitätsanspruch gelten nicht für alle 
Nachfrager, da der Zugang zu diesen spe-
ziellen Märkten durch die hiermit verbun-
denen verhältnismäßig hohen Preise be-
grenzt ist. Berücksichtigt man die große 
Zahl an Haushalten mit geringem Ein-
kommen, so besteht auch hier zukünftig 
eine breite Nachfrage für Wohnimmobili-

35 vgl. http://www.immobilien-
konkret.de/news/18610, 05.11.2008

36 Durch die Ausweitung der 
Riester-Rente auf Immobilien soll 
der Wegfall der Eigenheimzulage 
kompensiert werden. Ob hierdurch 
tatsächlich der gewünschte Effekt 
der Eigentumsförderung erzielt 
wird, bleibt abzuwarten.
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en (Kauf oder Miete) aus einem preisgün-
stigeren Segment. Die Gegenüberstellung 
von kurzfristigen Ersparnissen beim Erwerb 
einer preisgünstigeren Immobilie und lang-
fristigen Ersparnissen durch Lage und En-
ergiesparmaßnahmen werden nicht immer 
sofort deutlich.

Bestimmend für die Vermarktbarkeit einer 
Wohnimmobilie ist letztlich nicht das Ma-
ximum an Größe und Ausstattung, sondern 
die Bezahlbarkeit. Die gesellschaftliche 
Entwicklung hin zu einer ‚Zwei-Klassen-
Gesellschaft‘ (arm und reich, Abnahme des 
Mittelstandes) wirkt sich auch auf den Im-
mobilienmarkt aus. Kleinere Wohnungen 
im unteren Preissegment sowie qualitativ 
hochwertige und hochpreisige Wohnungen 
in herausragenden Lagen dürften langfri-
stig unproblematisch sein. Die Vermark-
tung im mittleren Preissegment ist dage-
gen unmittelbar konjunkturabhängig und 
damit schwieriger vorhersehbar.37

Auf der einen Seite gibt es daher Nach-
frager auf dem Wohnungsmarkt, die hohe 
qualitative Ansprüche besitzen und bereit 
(und in der Lage) sind, die erforderlichen 
höheren Kosten zu tragen, auf der anderen 
Seite gibt es aber auch Nachfrager, die aus 
finanziellen Gründen qualitative Abstriche 
machen (müssen). Die wachsende ‚ökono-
mische Schere‘ führt auch auf dem Immobi-
lienmarkt dazu, dass Anspruch und Realität 
für einen großen Teil der Bevölkerung nur 
bedingt in Einklang gebracht werden kön-
nen. Es wird daher auch künftig ein Markt 
für preiswerte, qualitativ geringwertigere 
Immobilien bestehen. Eine zunehmende 
Diversifizierung der Märkte in Hoch- und 
Niedrigpreissegmente wird die Folge sein.

Angebotsseite des Immobilienmarktes
Die Angebotsseite des Immobilienmarktes 
wird immer auch durch die zur Verfügung 
stehenden Flächenpotenziale und die hier-
mit verbundenen stadtplanerischen Ziel-
setzungen bestimmt. Politische und wirt-
schaftliche Veränderungen wirken sich 
auch auf die Entstehung von Brachflächen 
aus. Wirtschaftlicher Strukturwandel, ver-
änderte militärpolitische Zielsetzungen 
und ein Überangebot qualitativ geringwer-
tiger Wohnungen in bestimmten Gebieten 

haben verstärkt Flächenfreisetzungen zur 
Folge. Auch in Zukunft werden solche Flä-
chen deshalb in größerem Umfang zur Ver-
fügung stehen. 

Es handelt sich hierbei nicht mehr nur 
um große Industrie- und Gewerbeareale, 
die oft schon auf Grund der vorhandenen 
Bodenbelastung nur schwierig und un-
ter erheblichem Einsatz öffentlicher Mit-
tel für Nachfolgenutzungen aufbereitet 
werden konnten, sondern vielmehr um 
kleinere, weitgehend unbelastete Flächen, 
teilweise auch Einzelgrundstücke (‚Baulü-
cken‘) mit – auch unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten – hohem Nachfolge-
nutzungspotenzial. Der Bedarf an inner-
städtischen, qualitativ höherwertigen 
Wohnlagen (auch im Einfamilienhausbe-
reich) wird auf Grund der veränderten 
Rahmenbedingungen steigen. Zentral ge-
legene Brachflächen bieten hier ein ent-
sprechendes Nutzungspotenzial.

Im Zuge der Globalisierung und Inter-
nationalisierung verschiedener Wirt-
schaftsbereiche (insbesondere auch der 
Finanzmärkte) orientieren sich auch die 
Immobilienmärkte zunehmend am Kapi-
talmarkt. Das Wohnen wird zunehmend 
nicht mehr als soziales, sondern als Wirt-
schaftsgut betrachtet. Investoren treten 
von Außen auf den Markt und investieren 
unter primär kurz- und mittelfristig ausge-
richteten wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten. Das beeinflusst den Markt nachhaltig. 
Ausländische Kapitalanleger interessieren 
sich verstärkt für den deutschen Immobi-
lienmarkt. Große öffentliche und private 
Wohnungsbestände wurden in den letzen 
Jahren veräußert. Die Risiken des Immobili-
enmarktes als Kapitalanlage sind durch die 
jüngste Bankenkrise und ihre Folgen mehr 
als deutlich geworden.

37 vgl. Brauer 2008, S. 82
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Abb. 16:	 Lufttemperatur 
im Jahresmittel in 
Nordrhein-Westfalen 
(Status quo und 
Szenario 2055)

3  Klimatische Rahmenbedingungen
3.1	 Veränderung der klima-
tischen Rahmenbedingungen
Das globale Klima wird wärmer. Die Sze-
narien des Klimawandels reichen bis hin zu 
erheblichen Veränderungen des Klimas und 
Witterungsextremen (Trockenheit – Über-
schwemmungen, Kälte – Hitze). In den letzten 
Jahren haben extreme Wetterereignisse wie 
Hitzewellen, Dürren, starke Niederschläge, 
Überschwemmungen und Stürme die Auswir-
kungen des Klimawandels deutlich gemacht. 

Die Europäische Union hat sich zum Ziel ge-
setzt, die maximale Erwärmung auf eine Zu-
nahme der Temperatur um höchstens 2° C zu 
begrenzen. Die Bundesregierung hat ange-
kündigt, bis Ende 2008 eine nationale Stra-
tegie zur Anpassung an den Klimawandel zu 
erarbeiten.

Aktuelle Untersuchungen des Max-Planck-
Instituts für Meteorologie (MPI-M) zeigen, 
dass sich das Klima in Deutschland bis zum 
Jahr 2100 spürbar ändern kann. Die durch-
schnittliche Jahrestemperatur könnte in ei-
nigen Regionen Deutschlands bis 2100 um 
bis zu 4° C über den durchschnittlichen Tem-
peraturen des vergangenen Jahrhunderts 
liegen. Modellrechnungen des Umweltbun-
desamtes gehen von 1,5 bis 3,7° C aus. Als 
wahrscheinlich gilt hierbei eine Erwärmung 
um 2 bis 3° C, die sich regional und jahreszeit-
lich bedingt sehr unterschiedlich zeigen wird.

Für Nordrhein-Westfalen liegen verschie-
dene Studien vor, die sich mit der spezifischen 
regionalen Klimaentwicklung beschäftigen, 
u. a. auch eine Studie des Landesamtes für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nor-
drhein-Westfalen aus dem Jahr 2004 und 
eine Studie des Landesbetriebes Wald und 
Holz in Nordrhein-Westfalen.38

Nach diesen Studien lag der mittlere Tem-
peraturanstieg im Zeitraum 1951 bis 2000 
bei bis zu 1,5° C (im Winter stärker als im 
Sommer). In einigen Regionen Nordrhein-
Westfalens war eine Zunahme der jährlichen 
Niederschlagsmengen zu verzeichnen, in 
anderen nicht. Die jährliche Verteilung der 
Niederschläge ergab eine Verschiebung zu 
den Winterniederschlägen.

Hinsichtlich der Prognose der künftigen 
Klimaentwicklung in Nordrhein-Westfalen 
wurden Klimamodelle verwendet, die das 
Klima auf Basis bestimmter Parameter und 
Annahmen berechnen (Simulation).

Abb. 16 zeigt die Entwicklung der Lufttem-
peratur im Zeitraum 1951 bis 2001 sowie ein 
Szenario für die künftige Entwicklung im 
Zeitraum 2046 bis 2055.

Lufttemperatur im Jahresmittel im  
Status quo (1951 - 2000)

Lufttemperatur im Jahresmittel im  
Szenario (2046 - 2055)

Die hieraus resultierende Entwicklung der 
monatlichen Durchschnittstemperatur ist 
in Abb. 17 dargestellt. Bei diesem Szenario 
zeigt sich eine Erhöhung der Jahresmittel-
temperaturen um bis zu 1,9° C.

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
 des Landes Nordrhein-Westfalen 2007, S. 9

Abb. 17:	 Veränderung der 
Monatsmitteltempe-
ratur in Nordrhein-
Westfalen

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
des Landes Nordrhein-Westfalen 2007, S. 9

38 hierzu und zum Folgenden 
insbesondere vgl. Ministerium für 
Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
2007
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Bei den Niederschlägen zeigt sich nur eine 
geringe mittlere Erhöhung, aber (wie auch 
bei den Temperaturen) eine Verschiebung 
von den Sommer- zu den Wintermonaten.

In den Abb. 18 und 19 ist die vorhandene 
und prognostizierte Entwicklung der Nie-
derschlagsmengen in Nordrhein-Westfalen 
sowie die Veränderung der monatlichen 
Niederschläge dargestellt.

Abb. 18:	 Niederschlag (Jahres-
summe) in Nordrhein-
Westfalen (Status quo 
und Szenario 2055)

Wesentliche Punkte für die klimatischen 
Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen sind:
•	 Anhaltender Trend zur Erwärmung mit 

zunehmender Jahresmitteltemperatur. 
Je nach Entwicklung steigt die Durch-
schnittstemperatur um 2 bis 4° C. Im 
Winter sind überdurchschnittliche 
Temperaturanstiege zu erwarten.

•	 Zunehmende Niederschlagsmengen 

(insbesondere im Winter)
•	 Steigerung der Sommer- und Hitze-

tage mit ansteigender thermischer Be-
lastung der Ballungsräume

•	 Anstieg der Wahrscheinlichkeit von Ex-
tremwetterereignissen (Sturm, Starkregen)

3.2	 Auswirkungen auf die  
Boden- und Wohnungspolitik
Verdichtungsräume und Kernstädte sind 
auf Grund der hohen Bebauungsdich-
te von den zu erwartenden klimatischen 
Veränderungen besonders betroffen. Die 
Absorptions- und Speichereigenschaften 
der Gebäudesubstanz, der hohe Versiege-
lungsgrad und der verhältnismäßig geringe 
Anteil an (zumindest innerstädtischen) 
Grün- und Wasserflächen führen dazu, 
dass tagsüber die Umgebungstemperatur 
stark steigt und nachts keine Abkühlung im 
erforderlichen Umfang möglich ist. Hiermit 
verbunden sind gesundheitliche Risiken, die 
in den Kernstädten und Verdichtungsräu-
men entsprechend höher ausfallen als im 
ländlichen Raum. 

Die auf Grund des Klimawandels zu erwar-
tende zunehmende Hitze (insbesondere in 
stark versiegelten innerstädtischen Be-
reichen) lässt die Frage aufkommen, ob eine 
höhere Verdichtung (verbunden mit dem 
Rückgang der Flächeninanspruchnahme 
und -versiegelung in den Außenbereichen) 
oder ein geringerer Verdichtungsgrad 
(verbunden mit einer insgesamt höheren 
Flächeninanspruchnahme) den Folgen des 
Klimawandels eher gerecht wird bzw. den 
Klimawandel eher mildern kann. 

Bei der kompakten Stadt ist der Versiege-
lungsgrad sehr hoch, Hitzestaus entste-
hen und die Abkühlungsrate ist deutlich 
geringer als bei Freiflächen. Andererseits 
führt eine kompakte Besiedlung zu einer 
insgesamt geringeren Versiegelung, da auf 
Grund der fehlenden bzw. geringeren In-
anspruchnahme von Außenbereichsflächen 
weniger Infrastruktur (insbesondere auch 
Erschließungsstraßen) erforderlich ist. Zu 
dem geringeren Flächenverbrauch kommt 
die Einsparung von Energie durch geringere 
Entfernungen, was sich wiederum positiv 
auf das Klima auswirkt. 

Abb. 19:	 Veränderung des mitt-
leren Monatsnieder-
schlags in Nordrhein-
Westfalen (Status quo 
und Szenario 2055)
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Aus Klimaschutzgesichtspunkten erscheint 
das Modell der kompakten Stadt wirkungs-
voll. Bezogen auf die Folgen des Klima-
wandels (insbesondere die prognostizierten 
Temperaturanstiege) ist die kompakte Stadt 
jedoch anfälliger. Eine ‚perforierte Stadt‘ 
in schrumpfenden Regionen könnte Vor-
teile für lokale klimatische Effekte (z. B. 
Frischluftschneisen) bieten. Insofern grei-
fen demografische und klimatische Ent-
wicklungen ineinander, denn einerseits 
wirken sich die demografischen Entwick-
lungen auf den Klimawandel aus (Flächen-
freisetzungen), andererseits beeinträchtigt 
der Klimawandel die Bevölkerung vor dem 
Hintergrund der älter werdenden Gesell-
schaft überdurchschnittlich.

Die Zunahme der durchschnittlichen Tem-
peraturen führt zu einer Überwärmung 
und mangelnden Durchlüftung von Innen-
städten mit entsprechend negativen Fol-
gewirkungen für die Wohn- und Aufent-
haltsqualitäten. Werden die klimatischen 
Bedingungen künftig in den Städten fühl-
bar schlechter, so kann sich dies auf die 
Nachfrage nach innerstädtischem Wohn-
raum auswirken. Die Zielsetzung einer Stär-
kung der innerstädtischen Qualitäten wird 
somit ohne Gegensteuerungsmaßnahmen 
nicht bzw. nur eingeschränkt erreichbar. 

Hinzu kommt die Zunahme von Starkrege-
nereignissen. Diese führt in Verbindung mit 
der negativen Veränderung der Bodenfunk-
tionalität zu einem höheren Oberflächen-
abfluss, so dass mit einer steigenden An-
zahl von Hochwasserereignissen gerechnet 
werden muss. Zudem kann es hierdurch zu 
Schäden durch Überlastungen im Kanal-

netz kommen. Trockene Sommer fördern 
Ablagerungen im Kanal. Bei der Wasser-
versorgung kann es regional zu Engpässen 
kommen, wenn die konkurrierende Was-
serentnahme (z. B. durch die Landwirt-
schaft) zunimmt.39 

Die Veränderung der Niederschlagsmengen 
und die Zunahme von Starkregenereignissen 
führt in der Folge auch zu Problemen bei 
der Kanalisation (höhere Spitzenabflussmen-
gen) und erfordert Anpassungsmaßnahmen 
bzw. eine Berücksichtigung der neuen Rah-
menbedingungen bei einer Neubebauung.
Durch die sich verändernden klimatischen 
Rahmenbedingungen unterliegt die Nut-
zung des Bodens (und somit die Verteilung 
der Bodennutzung) künftig verstärkt Re-
striktionen. Die Ausweisung von (Wohn-)
Bauland muss zunehmend Aspekte wie 
beispielsweise Hochwassergefahr berück-
sichtigen. Die klimatischen Bedingungen 
können in bestimmten Räumen zu einer 
eingeschränkten Bebaubarkeit oder sogar 
zu ihrem vollständigen Ausschluss durch 
unkalkulierbare Risiken führen.

Die Boden- und Wohnungspolitik ist somit 
insbesondere von folgenden klimatisch be-
dingten Auswirkungen betroffen:
•	 Negative Auswirkungen auf die Nutz-

barkeit und Vermarktbarkeit von 
Wohnungen / Wohnbauland durch 
Verschlechterung stadtklimatischer 
Bedingungen

•	 Einflussnahme auf die klimatischen 
Entwicklungen durch bauliche Nut-
zungen

•	 Restriktionen für bauliche Nutzungen 
durch klimatisch bedingte ‚Zwänge‘

39 vgl. Ministerium für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen 2007, S. 13 ff.
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IV	 Kommunale Bodenpolitik von Morgen

Der sich bereits seit längerem abzeichnende 
demografische Wandel, die Veränderungen 
der gesellschaftlichen Grundlagen, der an-
haltende wirtschaftliche Strukturwandel 
und die zu erwartenden klimatischen Ent-
wicklungen haben unbestreitbar einen Ein-
fluss auf die Bodenpolitik der Zukunft. Es 
gilt, vielfältige Aspekte und teilweise auch 
konträre Ansprüche und Entwicklungen zu 
erkennen und in zukunftsorientierte um-
fassende Leitbilder und Konzepte der Bo-
denpolitik einzubeziehen.

Der Bauland- und Immobilienmarkt stellt 
sich regional und örtlich unterschiedlich 
dar: In prosperierenden Regionen anders 
als in schrumpfenden, in Ballungsräumen 
anders als in ländlichen Regionen und auch 
innerhalb einer Stadt gibt es gefragte und 
weniger gefragte Lagen. Unabhängig da-
von stehen Städte und Gemeinden aber vor 
einem Bündel von Herausforderungen, die 
sich je nach Bevölkerungsdynamik, Lage 
im Raum und wirtschaftlicher Entwicklung 
unterscheiden können:
•	 Einwohnerrückgänge, sozialräumliche 

Segregation, zurückgehende Steuerein-
nahmen in den Kernstädten bei gleich-
zeitig konstant hohen Kosten für den 
Erhalt von Infrastruktureinrichtungen

•	 steigende Zahl von Kleinhaushalten 
(insbesondere Einpersonenhaushalten)

•	 zunehmende Anzahl von Personen mit 
Migrationshintergrund

•	 steigende Zahl älterer Personen
•	 wachsende Wohnflächenansprüche
•	 steigende Ansprüche an die Qualität 

von Wohnung und Wohnumfeld
•	 gestiegene Mobilitätsbedürfnisse und 

Freizeitansprüche
•	 zunehmend kürzere Nutzungszeiträu-

me und rasche Nutzungswechsel
•	 Probleme und Hemmnisse bei der 

Brachflächenreaktivierung in den in-
nerstädtischen Bereichen bei gleich-
zeitiger Entwicklung von Wohngebie-
ten ‚auf der grünen Wiese‘

•	 teilweise anhaltende Suburbanisie-
rungsprozesse der Bevölkerung, teil-
weise entgegengesetzte Tendenzen 

(‚Zurück in die Stadt‘)
•	 Veränderungen des Stadtklimas ver-

bunden mit Nutzungsrestriktionen und 
spezifischen Klimaschutzaufgaben

Zukunftsorientierte Bodenpolitik im Sinne 
eines kommunalen Flächenmanagements 
bildet die Basis für eine auch unter den ver-
änderten Rahmenbedingungen erfolgreiche 
Entwicklung der Städte und Gemeinden. 
Erforderlich ist ein zielorientiertes, aktives 
und unter Berücksichtigung gesamtstäd-
tischer Konzepte strategisch ausgerichtetes 
Flächenmanagement.40

Der kommunalen Bodenpolitik ist ein ge-
samtstädtisches Leitbild unter Berücksich-
tigung der relevanten Rahmenbedingungen 
und Zukunftsperspektiven zu Grunde zu le-
gen. Zielkonflikte müssen herausgearbeitet 
und im Rahmen von Abwägungsvorgängen 
minimiert werden.

Leitbilder sind sinnvollerweise bereits auf 
einer Ebene festzuhalten (und anzuwen-
den), die vor der konkreten räumlichen 
Planung steht. Allgemeine und überge-
ordnete städtebauliche Leitbilder können 
durch Beschlüsse der Städte und Gemein-
den manifestiert werden. Im Rahmen von 
bodenpolitischen Grundsatzbeschlüssen 
oder Baulandstrategien können die Leit-
bilder durch entsprechend konkretere Ziel-
setzungen umgesetzt werden.41

Die Leitbilder sollten auch Entwicklungs-
leitlinien der Städte und Gemeinden für 
die nächsten 20 bis 30 Jahre darstellen. 
Es sind Vorstellungen für den Umgang 
mit der demografischen Entwicklung, den 
gesellschaftlichen Veränderungen, dem 
wirtschaftlichen Strukturwandel und den 
klimatischen Perspektiven zu entwickeln. 
Grundlage für die Entwicklung von Leitbil-
dern müssen aber zunächst immer umfang-
reiche Analysen der kommunalen Gegeben-
heiten und künftigen Entwicklungen sein.

Auf Grundlage kommunaler (und regio-
naler) Analysen der demografischen und 

1  Grundsätzliche Anforderungen an eine 
Bodenpolitik der Zukunft

40 vgl. auch Drixler 2008, S. 167 ff.

41 zum Thema Grundsatzbe-
schlüsse, Baulandbeschlüsse und 
kommunale Baulandstrategien 
vgl. Dransfeld et al. 2000 sowie 
Dransfeld et al. 2002
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wirtschaftlichen Entwicklungen und Ent-
wicklungsperspektiven sowie der Ange-
bots- und Nachfrageentwicklung durch 
Wohnungsmark tbeobachtungen und 
stadtklimatischer Analysen müssen Leit-
bilder und Ziele für die einzelnen Bereiche 
erarbeitet und untereinander abgestimmt 
werden. Zielkonflikte sind durch Anpas-
sungen, Abwägung und ggf. durch Priori-
tätensetzung zu lösen, so dass umfassende 
gesamtstädtische Leitbilder und Ziele (mit 
regionalen Bezügen) entwickelt werden 
können.

Bodenpolitische Grundsatzbeschlüsse 
sind weiterhin ein sinnvoller Weg, um die 
bodenpolitischen Leitbilder und Zielset-
zungen zu verankern, Strategien festzu-
legen und instrumentell umzusetzen. Sie 
werden wichtiger denn je.

Im Rahmen einer zukunftsorientierten 
kommunalen Bodenpolitik ist jedoch eine 
Beschränkung auf das eigene Stadtgebiet 
unzureichend; die Beachtung regionaler 
Aspekte ist zwingend erforderlich. Inter-
kommunale Konkurrenz ist auch auf dem 
Wohnbaulandsektor kontraproduktiv, wenn 
beispielsweise mit der Zielsetzung, neue 
Einwohner zu gewinnen, zu Lasten jeder 
einzelnen Kommune Angebote geschaffen 
werden, für die keine entsprechende Nach-
frage besteht.

Vor diesem Hintergrund gewinnt eine re-
gional abgestimmte Bodenpolitik an Be-
deutung (z. B. auch durch interkommunale 
oder regionale baulandpolitische Grund-
satzbeschlüsse), die gemeinsame Ziele und 
gemeinsame Wege zur Baulandbereitstel-
lung für Wohn- und Gewerbeentwick-
lungen in der Region festlegt. Auch andere 

abgestimmte regionale Konzeptionen (z. B. 
regionale Wohnbaulandprogramme oder 
regionale Flächennutzungspläne) können 
gangbare Wege dafür sein, dass einzelne 
kommunale Konzepte auf Grund der Kon-
kurrenzsituation nicht ins Leere laufen. 
Denn wenn jede Stadt oder Gemeinde ihr 
kommunales Baulandmanagement (isoliert) 
‚optimiert‘, kann dies nachteilige Auswir-
kungen für benachbarte Kommunen ha-
ben. Behindern sich benachbarte Kommu-
nen gegenseitig mit ihrer Baulandpolitik, 
so hat dies negative Auswirkungen für die 
gesamte Region. Regionalen Konzepten ist 
daher der Vorrang vor kommunalen Ent-
wicklungsstrategien zu geben bzw. regio-
nale Aspekte sind in kommunale Überle-
gungen einzubeziehen, da letztlich auch 
die einzelne Kommune Bestandteil der Re-
gion ist und regionale Entwicklungen im 
positiven wie im negativen Sinn auf die 
einzelne Kommune zurückfallen.

Zukunftsorientierte und nachhaltige Bo-
denpolitik kann nur dann funktionieren, 
wenn sie die neuen Herausforderungen an-
nimmt und wenn keine ‚Scheuklappenpoli-
tik‘ ohne Beachtung regionaler Gegeben-
heiten betrieben wird. 

Weder gibt es ‚Patentrezepte‘, noch ist eine 
kurzfristige Bewältigung der anstehen-
den Aufgaben zu erwarten. Die sich ver-
ändernden Rahmenbedingungen erfordern 
einen individuellen und längerfristigen 
Prozess bei der Baulandpolitik. Wichtig ist 
jedoch, die ersten Schritte bereits frühzei-
tig einzuleiten und nicht erst abzuwarten, 
bis die Folgen der veränderten Rahmenbe-
dingungen eingetreten sind und nur noch 
wenig Handlungsspielraum für Städte und 
Gemeinden verbleibt.

2	 Aspekte einer zukunftsorientierten 
Bodenpolitik
2.1	 Aus Sicht der demogra-
fischen Entwicklungen
Die demografischen Entwicklungen (hin-
sichtlich Anzahl, Alter, Zusammensetzung) 
zeichnen sich seit längerem ab und die Ver-

änderung der Bevölkerung hat unumstrit-
ten Einfluss auf die Bodenpolitik. 

Folgende Auswirkungen der demogra-
fischen Entwicklungen beeinflussen in Zu-
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kunft den Bodenmarkt besonders:
•	 quantitative und qualitative Verände-

rungen der Nachfrage
•	 Diversifizierung der Nachfrage (d. h. 

die Nachfrage wird vielfältiger)

Die Bodenpolitik ist zurzeit jedoch noch 
wesentlich stärker durch die Angebots- als 
durch die Nachfrageperspektive geprägt –  
insbesondere wenn es darum geht, den 
(rechnerischen) Bedarf an Wohnbauland 
nicht nur ‚irgendwie‘ bereitzustellen, son-
dern an Hand von dezidierten Bedarfs- 
und Potenzialanalysen zu prüfen, welcher 
Bedarf an welcher Stelle und in welcher 
(Wohn)Form überhaupt – insbesondere 
auch mit Blick auf die Zukunftsfähigkeit 
der Planung – besteht.

Viele Städte und Gemeinden sind bereits 
von Einwohnerverlusten betroffen oder 
müssen in näherer Zukunft damit rechnen. 
Eine kommunale Einflussnahme auf die na-
türliche Bevölkerungsentwicklung ist nicht 
möglich. Wanderungsbewegungen sind da-
gegen – in gewissen Grenzen – steuerbar. 
Als Faktor für Wanderungsbewegungen 
spielt das Vorhandensein eines nachfrage-
gerechten Bauland- und Immobilienange-
botes eine wichtige Rolle. Wanderungen 
von Kernstädten ins Umland sind häufig 
dadurch bedingt, dass in der Kernstadt kein 
entsprechendes Angebot vorhanden ist. 
Ändert sich die Angebotssituation, kann 
dies Abwanderungen entgegenwirken und 
auch zu Rückwanderungen in die Kernstadt 
führen. Die regionale Kooperation bei der 
Baulandbereitstellung ist vor diesem Hin-
tergrund ein entscheidender Faktor der Si-
tuation auf dem Baulandmarkt.42

Eine der wichtigsten Anforderungen an die 
künftige Bodenpolitik zur Bewältigung der 
veränderten demografischen Rahmenbe-
dingungen ist eine nachfrageorientierte 
Planung. Grundlage muss eine regionale 
und gesamtstädtisch angelegte, jedoch 
auch kleinteilig ausgerichtete Boden- und 
Wohnungsmarktanalyse sein, die die spezi-
fischen Entwicklungen über einen längeren 
Zeitraum kontinuierlich beobachtet und 
bewertet. Eine räumlich kleinteilige Ana-
lyse ist vor allem deshalb wichtig, weil der 
Bodenmarkt auf städtischer Ebene auch 

sehr kleinräumige Unterschiede zeigt bzw. 
zeigen kann: Aus Vermarktungssicht gute 
Lagen liegen neben eher schlechten La-
gen und selbst innerhalb eines Wohnquar-
tiers gibt es Mikrolagen, die besser oder 
schlechter vermarktbar sind als andere. Für 
eine zielführende Analyse des Marktes ist 
es daher erforderlich, auch diese kleintei-
ligen Entwicklungen zu erfassen.

Ein wichtiger Bestandteil der nachfrage-
orientierten Planung ist die Zielgruppena-
nalyse: 
•	 Welche Zielgruppen gibt es?
•	 Welche Anforderungen und Bedürf-

nisse haben die Zielgruppen hinsicht-
lich des Wohnens / der Wohnsituation?

•	 Welche quantitative und qualitative 
Nachfrage resultiert aus den einzelnen 
Zielgruppen?

Unterschiedliche Zielgruppen haben unter-
schiedliche Ansprüche an das Wohnen und 
das Wohnumfeld. Zwei entsprechend den 
demografischen Entwicklungen zukünftig 
an Bedeutung zunehmende Zielgruppen 
sind ältere Personen und Personen mit Mi-
grationshintergrund.

Die Ansprüche der älteren Generationen 
an die Wohnung und den Wohnstandort 
unterscheiden sich von denen der jüngeren 
Generationen. Die demografische Entwick-
lung erfordert daher auf kommunaler Seite 
qualitative und quantitative Anpassungs-
strategien. Die zunehmende Zahl der äl-
teren Personen erfordert eine Berücksich-
tigung der spezifischen Bedürfnisse. Hierzu 
gehört neben der Bereitstellung altenge-
rechter Einrichtungen (Beratungs- und Be-
treuungsangebote, medizinische Einrich-
tungen, Pflegeeinrichtungen etc.) auch die 
Sicherung der Erreichbarkeit (kurze Wege, 
Barrierefreiheit). Diese Bedürfnisse erfor-
dern ein Mindestmaß an Verdichtung und 
sind daher am besten in urbanen Räumen 
umzusetzen. Dies ist einer der Gründe für 
den Trend einer Rückkehr in die Stadt, 
insbesondere für die Generation der über 
50-Jährigen.

Die Entwicklung der Altersstruktur er-
fordert die Deckung des Bedarfs an se-
niorengerechten Wohnungen und die 42 hierzu vgl. Dransfeld et al. 2004



39

Bereitstellung entsprechender Flächen. 
Insbesondere in Kommunen, die einen ver-
hältnismäßig geringen Anteil an Geschoss-
wohnungsbau haben, sind entsprechende 
Planungen erforderlich, während die – zu-
mindest quantitative – Bedarfsdeckung 
in Kommunen mit höheren Geschosswoh-
nungsbauanteilen leichter ist. 

Personen mit Migrationshintergrund haben 
keine von Personen ohne Migrationshinter-
grund wesentlich abweichenden Ansprüche 
an das Wohnen. Mehr vom ökonomischen 
als vom ethnischen Hintergrund bestimmte 
Ansprüche finden sich bei beiden Perso-
nenkreisen. Entsprechend differenziert 
sind auch die Ansprüche an die Qualität 
des Wohnens und des Wohnumfeldes: Es 
finden sich Nachfrager sowohl für quali-
tativ geringer wertige Immobilien als auch 
für das hochwertige Segment. 

Personen mit Migrationshintergrund wer-
den zunehmend als Zielgruppe für die 
Vermarktung von Wohnimmobilien ent-
deckt. In bestimmten Immobilienseg-
menten gibt es hier durch Nachfrager mit 
geringeren Ansprüchen an Wohnung und 
Wohnumfeld größere Vermarktungschan-
cen. Zum Einen handelt es sich hierbei 
jedoch um eine begrenzte Gruppe von 
Nachfragern, zum Anderen sollte eine Bil-
dung von ‚Ghettos‘ in schlechten Lagen 
vermieden werden, die Vermarktungs-
schwierigkeiten im Umfeld nach sich zie-
hen. Hinzu kommt, dass auch Personen mit 
Migrationshintergrund ein segregiertes 
Umfeld überwiegend ablehnen. Eine po-
tenzielle (wenn auch begrenzte) Nach-
frage darf nicht als ‚Entschuldigung‘ für 
fehlende bestandssichernde und -aufwer-
tende Maßnahmen herangezogen werden. 

Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass 
kommunale Bodenpolitik kein Instrumen-
tarium zur Lösung von Integrationsproble-
men bietet. Hier müssen auf anderer Ebene 
die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden.

Auf Grund der künftig zunehmenden Be-
deutung der Personen mit Migrationshin-
tergrund als Nachfrager auf dem Immobili-
enmarkt ist in jedem Fall die Einbeziehung 

in die Zielgruppenanalyse notwendig. Auch 
gezielte Vermarktungskonzepte können 
sinnvoll sein. Der Einfluss der Städte und 
Gemeinden zur Vermeidung von Segrega-
tionstendenzen in bestimmten Gebieten ist 
begrenzt. Im Rahmen der Vergabe kom-
munaler Grundstücke kann allenfalls über 
Vergabekriterien eine gewisse Steuerung 
erzielt werden. Ob dies im Einzelfall erfor-
derlich und sinnvoll ist, ist jedoch dezidiert 
zu prüfen. 

Im Rahmen einer zukunftsorientierten Bo-
denpolitik ist es einerseits wichtig, für be-
stimmte (vorhandene oder auf Grund städ-
tebaulicher oder sonstiger Zielsetzungen 
aus kommunaler Sicht zu schaffende43) 
Wohnlagen Nachfrager durch gezielte An-
sprache von Zielgruppen zu finden. Ande-
rerseits ist es erforderlich, auf der Grund-
lage der Ergebnisse der Zielgruppenanalyse 
nachfragegerechte Angebote zu schaffen, 
um Wanderungsverluste zu verhindern.

Als Instrumente zur Anpassung der Bo-
denpolitik an die demografischen Rah-
menbedingungen können insbesondere 
bodenpolitische Grundsatzbeschlüsse von 
Bedeutung sein. Sie sind ein wichtiges In-
strument, da sie sich nicht nur auf die Neu-
ausweisung von Bauland beschränken, son-
dern die Flächenbereitstellung insgesamt 
einbeziehen und eine Steuerung der Flä-
chenentwicklung entsprechend den über-
geordneten regionalen und kommunalen 
Leitbildern ermöglichen bzw. vereinfachen.

2.2	 Aus Sicht der gesellschafts-
politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen
Die gesellschaftspolitischen Verände-
rungen, die sich insbesondere in einer Di-
versifizierung der Lebensstile und einer 
zunehmenden Individualisierung der Ge-
sellschaft zeigen, wirken sich auch auf die 
immobilienbezogene Nachfrage aus. Die 
Nachfrage wird differenzierter und lässt 
sich zunehmend schwieriger durch ‚Stan-
dardimmobilien‘ abdecken. Deshalb erfor-
dern auch diese Entwicklungen eine nach-
frageorientierte Planung. Hierzu müssen 
die Städte und Gemeinden eine Zielgrup-
penanalyse durchführen. 

43 z. B. auf innerstädtischen 
Brachflächen
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Innerstädtische Wohnlagen mit unmittel-
barem Zugang zur relevanten Infrastruk-
tur gewinnen auch vor dem Hintergrund 
gesellschaftspolitischer Entwicklungen an 
Bedeutung. 

Die gesellschaftspolitischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen haben zur 
Folge, dass es einerseits mehr Haushalte 
mit verhältnismäßig hohem Einkommen 
und entsprechenden Ansprüchen an die 
Wohnsituation gibt, andererseits aber 
auch immer mehr Haushalte, die in ihren 
finanziellen Mitteln begrenzt sind. Ziel der 
kommunalen Bodenpolitik kann es daher 
nicht sein, lediglich einen Teil der Nach-
frage durch die Entwicklung hochwertiger 
Wohnstandorte zu bedienen und den an-
deren Teil der Nachfrage ausschließlich der 
freien Marktentwicklung zu überlassen. 

Die kommunale Bodenpolitik muss sich daher 
künftig verstärkt in der Bestandsoptimierung 
mit Aufwertungs-, Umbau- und gegebenen-
falls  auch Rückbaumaßnahmen engagie-
ren. Auf der anderen Seite ist aber auch für 
Zielgruppen mit höheren Ansprüchen ein 
entsprechendes Angebot zu entwickeln. 

Es gibt vielfältige urbane Potenziale, die 
sich nicht immer auf die (unmittelbare) 
Entwicklung von Bauland beschränken. 
Insbesondere in schrumpfenden Regionen 
fallen Flächen frei, auf denen auf Grund 
rückläufiger Baulandnachfrage kein Bau-
land entwickelt werden kann. Hier gilt es 
verstärkt über Möglichkeiten nachzuden-
ken, nicht-bauliche, ggf. auch temporär 
begrenzte (Zwischen-)Nutzungen zu eta-
blieren und entsprechende Konzepte zu 
entwickeln. Indirekt dienen auch solche 
Flächen der Qualitätssteigerung für die 
vorhandenen / verbleibenden Wohngebiete, 
indem das Wohnumfeld und somit auch der 
Wohnstandort aufgewertet werden.

Kommunale Bodenpolitik ist unter Berück-
sichtigung der Entwicklungen nicht aus-
schließlich auf die Förderung von Immo-
bilienerwerb auszurichten, sondern muss 
auch eine steigende Zahl von Nachfragern 
auf dem Mietsektor berücksichtigen. In 
Verbindung mit zunehmend nachgefragten 
flexiblen Wohnformen sind entsprechende 

Baulandangebote zu schaffen. Der ‚klas-
sische‘ Mietwohnungsbau ist zwar seit Jah-
ren rückläufig, gerade für ‚experimentelle‘ 
Wohnprojekte finden sich aber zunehmend 
Nachfrager, die auch über die erforder-
lichen finanziellen Mittel verfügen. 

Eine weitere Zielsetzung kommunaler Bo-
denpolitik sollte die Stabilisierung der Bo-
den- und Immobilienwerte in stagnierenden / 
 schrumpfenden Regionen bzw. eine Sen-
kung des Bodenpreisniveaus in wachsenden 
Regionen sein. Der Stellenwert der Immobi-
lie als Wertanlage oder Alterssicherung ist 
wesentlich auch von der (erwarteten) Ent-
wicklung des örtlichen Immobilienmarktes 
abhängig, d. h. die Wiederveräußerbarkeit 
zu einem angemessenen Preis beeinflusst 
zunehmend die Kaufentscheidungen der 
Nachfrager.44 

Schwerpunkt der kommunalen Bauland-
politik zum Umgang mit den sich verän-
dernden gesellschaftspolitischen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen ist der 
Vorrang der Innenentwicklung. Dies ist 
nicht nur unter Nachfragegesichtspunk-
ten von Bedeutung: Innenentwicklung er-
möglicht auch eine bessere Optimierung 
der knapper werdenden öffentlichen Mittel 
durch räumliche Konzentration (auch der 
Infrastruktur) und wirkt sich positiv auf die 
Kommunalfinanzen aus.

In den innerstädtischen Bereichen sind 
Baulandpotenziale vielfach begrenzt. Die 
Reaktivierung von Brachflächen oder auch 
die Um- bzw. Neunutzung nicht mehr 
nachfragegerechter Immobilienbestände 
(gegebenenfalls auch im Rahmen von Ab-
bruchmaßnahmen) bietet vielen Städten 
und Gemeinden noch Potenziale, der auf 
den Innenbereich gerichteten Nachfrage 
gerecht zu werden. Entwicklungs- und 
Vermarktungshemmnisse erschweren die 
Reaktivierung von Brachflächen jedoch 
häufig. Marktfähige, d. h. nachfrageorien-
tierte Nutzungskonzepte sollten daher in 
die städtebaulichen Gesamtkonzepte ein-
gebunden und in die kommunale Bodenpo-
litik integriert sein.45 

Wichtig ist auch eine enge Kooperation mit 
den Investoren (Public Private Partnership), 

44 zu Fragen der Grundstücks-
werte und der Problematik der 
Wertermittlung im Stadtumbau 
vgl. Dransfeld et al. 2007

45 hierzu vgl. Strategien des 
Baulandmanagements zur Ent-
wicklung des Innenbereiches in 
Dransfeld et al. 2004



41

da viele Projekte von den Städten und Ge-
meinden alleine nicht zu finanzieren sind.46  
Neben der Kooperation muss auch eine Un-
terstützung der Brachflächenvermarktung 
durch die Kommunalpolitik erfolgen. Hier-
zu ist insbesondere eine positiv besetzte 
Vermarktung der Brachen erforderlich. 

Ineinandergreifendes Flächenmanagement, 
Marketing, Wirtschaftsförderung, Finan-
zierung und Verfahrensmanagement sind 
wichtige Handlungsfelder bei der Brachflä-
chenreaktivierung:
•	 Entwicklung und Festlegung von Leit-

bildern zum Vorrang der Innenentwick-
lung (und Brachflächenreaktivierung) 
vor ‚Grüne-Wiese-Entwicklungen‘ 
(z. B. im Rahmen eines baulandpoli-
tischen Grundsatzbeschlusses)

•	 Integration der Brachflächenreaktivie-
rung in ein städtebauliches Gesamt-
konzept (wie z. B. ein Stadtentwick-
lungskonzept Wohnen)

•	 Aufbau eines Flächenmanagements 
(Sammlung und Aufbereitung von Da-
tengrundlagen, Brachflächenkataster 
etc.)

•	 Durchführung von Zielgruppen- und 
Marktanalysen

•	 nachfrageorientierte Vermarktung der 
Flächen

•	 Optimierung des Verfahrens (Verzah-
nung von Bauleitplanung und Herrich-
tung / Sanierung, Finanzierung etc.)

2.3	 Aus Sicht der klimatischen 
Entwicklungen
Der Klimawandel stellt die künftige Boden-
politik vor zwei Herausforderungen: Zum 
Einen ist es ein wichtiges Ziel, das Ausmaß 
des Klimawandels zu minimieren, zum An-
deren ist es erforderlich, sich an die Folgen 
des Klimawandels anzupassen:
•	 Mitigation (Abschwächung)
•	 Adaption (Anpassung)

Entsprechend sind im Umgang mit dem Bo-
den sowohl Vermeidungs- als auch Anpas-
sungsstrategien zu entwickeln. Nachhaltige 
und zukunftsorientierte Bodenpolitik muss 
die Klimawirksamkeit von Planungen und 
Maßnahmen berücksichtigen, sowohl in 
Bezug auf die Auswirkungen der Planung 

auf das Klima als auch im Hinblick auf die 
Berücksichtigung der klimatischen Verän-
derungen mit ihren Folgen für die Flächen-
nutzungen.

Als Grundlage sind Leitbilder für eine kli-
magerechte Stadt auf der Basis von Stadt-
klimaanalysen zu entwickeln. Einige Kom-
munen haben bereits einen Leitfaden zur 
Berücksichtigung von Klimaschutzbelan-
gen bei der Stadtplanung erstellt.47 Hierbei 
sind die spezifischen örtlichen Vorausset-
zungen und Entwicklungsperspektiven zu 
beachten (z. B. kompakte Stadt – perfo-
rierte Stadt). Die jeweiligen Vermeidungs- 
und Anpassungsstrategien sind an diese 
Bedingungen anzupassen.

Aus Sicht der Bodenpolitik kann ein Beitrag 
zum Klimaschutz geleistet werden, indem im 
Rahmen der Verteilung der Nutzungen die 
Auswirkungen auf das Klima berücksichtigt 
werden (z. B. durch energetisch effiziente 
Flächennutzung oder auch durch Förde-
rung alternativer und dezentraler Energie-
versorgung, dezentrale Infrastruktur und 
die Bereitstellung entsprechender Flächen). 
Auf der anderen Seite sind die Restriktionen 
zu beachten, die sich aus den klimatischen 
Entwicklungen ergeben (z. B. Einschrän-
kungen oder Ausschluss einer Bebaubar-
keit auf Grund von Hochwassergefahr). 

Die Zielsetzungen zum Klimaschutz sind 
in den einzelnen Städten und Gemeinden 
sicherlich unterschiedlich. Grundsätzlich 
sind aber folgende Aspekte (mit im Ein-
zelfall unterschiedlicher Gewichtung) von 
Bedeutung:
•	 Entwicklung eines klimagerechten 

Stadtmodells: eher die ‚kompakte Stadt‘, 
energiesparend durch kurze Wege und 
verhältnismäßig geringere Versiege-
lung (bezogen auf die Bewohner) oder 
eher die ‚perforierte‘ Stadt mit Vor-
teilen aus stadtklimatischer Sicht auf 
Grund des geringeren Versiegelungs-
grades (bezogen auf die Stadtfläche)

•	 Vermeidung von Flächenversiege-
lungen, insbesondere in hochwasser-
gefährdeten Gebieten; Strategien zur 
Minimierung der Flächenversiegelung, 
z. B. durch Regenwasserbewirtschaf-
tung

46 zur Bedeutung der Kooperation 
zwischen Kommunen und Privaten 
vgl. Dransfeld et al. 2005

47 z. B. die Stadt Augsburg



42

•	 Ineinandergreifen ver schiedener 
Trends: Eine immer älter werdende Ge-
sellschaft reagiert empfindlicher auf 
zunehmende Hitzebelastung

•	 Berücksichtigung der Klimawirksam-
keit einer Planung im Hinblick auf die 
klimatischen Auswirkungen und die 
Anpassung an den Klimawandel

•	 Anpassung der technischen Infra-
struktur (Kanalnetzdimensionierung, 
Regenrückhaltung) und Entwicklung 
robuster (klimaunabhängiger), anpas-
sungsfähiger Infrastruktur

•	 Berücksichtigung energetischer As-
pekte bei der Flächennutzung: ener-
getisch effiziente Flächennutzung 
durch mischgenutzte Strukturen so-
wie Vermeidung von Baugebieten auf 
der ‚Grünen Wiese‘ oder auch durch 
Förderung alternativer und dezentraler 
Energieversorgung, dezentrale Infra-
struktur und Bereitstellung entspre-
chender Flächen

•	 Vermeidung innerstädtischer Wär-
meinseln (u. a. durch Freiflächeninte-
gration, Wasser)

•	 Freihalten von Frischluftschneisen
•	 Schaffung von Retentionsräumen
•	 Anlage von Schutzgebieten, Biotop-

verbundsystemen, Rückgewinnung von 
Auen, Waldvermehrung an geeigneten 
Standorten und andere Maßnahmen 
zur Steigerung der Dynamik der Öko-
systeme zum Ausgleich der Auswir-
kungen der klimatischen Veränderungen

Leitbilder zum Klimaschutz sind auf ge-
samtstädtischer Ebene zu entwickeln48 und 
in bodenpolitische Zielsetzungen (z. B. im 
Rahmen bodenpolitischer Grundsatzbe-
schlüsse oder Baulandstrategien) zu trans-
formieren und zu instrumentalisieren. Bei-
spiele hierfür sind städtebauliche Verträge 
als Instrument zur Umsetzung klimatischer 
Zielsetzungen, aber auch die Anpassung 
von Vergaberichtlinien bzw. das Verknüp-
fen der Vergabe an konkrete klimaschutz-

bezogene Gesichtspunkte, die vertraglich 
geregelt werden können.

Die konkrete räumliche Verankerung der 
klimabezogenen Leitbilder und Ziele sollte 
bei den Kommunen bereits auf der Ebene 
des Flächennutzungsplans erfolgen. Darauf 
aufbauend sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplans klimaschutzbezogene Festset-
zungen zu treffen. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans ist 
bei der Festlegung von Bauflächen zu be-
achten, welche klimatischen Auswirkungen 
hiermit verbunden sind. Dies bezieht sich 
nicht nur auf unmittelbare Auswirkungen 
wie die Freihaltung von Frischluftschneisen 
oder Kaltluftentstehungsgebieten, sondern 
auch auf mittelbare, wie beispielsweise die 
Versiegelung von Flächen durch (zusätz-
lich) erforderliche Infrastruktur bei Bauge-
bieten im Außenbereich.

Auf der Ebene des Bebauungsplans kön-
nen konkrete klimaschutzbezogene Fest-
setzungen getroffen werden, z. B. über die 
Bebauungsdichte, die Ausrichtung der Bau-
körper und ihre Stellung zueinander, die 
Ausrichtung und Neigung von Dachflächen 
(passive Solarenergienutzung) etc. 

Im Rahmen von städtebaulichen Verträgen 
können Regelungen zur Sicherung plane-
rischer Zielsetzungen (beispielsweise zum 
Klimaschutz) aber auch zur Übernahme von 
Folgekosten oder zum Einsatz erneuerbarer 
Energien getroffen werden.49

Der Klimawandel bzw. seine Folgen beein-
flussen die Nutzung und Nutzbarkeit des 
Bodens und somit auch die Bodenpolitik, 
dessen Grundlage der Boden und seine Nut-
zung darstellt. Klimaveränderungen können 
die künftige Nutzbarkeit des Bodens erheb-
lich beeinflussen und einschränken, so dass 
klimaschutzbezogene Bodenpolitik letztlich 
auch ihre eigenen Grundlagen schützt.

48 allerdings immer unter Be-
rücksichtigung regionaler Aspekte 
und optimalerweise im Rahmen 
interkommunaler Kooperationen

49 hierzu vgl. Krautzberger 2008, 
S. 241 ff.
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V  Einfamilienhausgebiete der 1950er, 
1960er und 1970er Jahre

1	 Historische Entwicklung – Rückblick
1.1	 Entstehung von Einfamilien-
hausgebieten
Die ersten Villenkolonien des 19. Jahrhun-
derts konnten sich auf Grund der z. B. in 
Preußen aufkommenden Bodenfreiheit und 
durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruk-
tur entwickeln. Es entstanden bewusst von 
der Stadt abgesetzte Kolonien, von Bauträ-
gern errichtet, die dem zu Wohlstand ge-
kommenen Bürgertum eine entsprechend 
repräsentative Lebensweise ermöglichten.50 

Abb. 20:	 Bochum, Dahlhauser 
Heide, 1910

	 (Jonas 2006, S. 80)

Mit dem Kleinsiedlungsbau sollte das Woh-
nen in suburbanen Siedlungen auch weniger 
privilegierten Schichten ermöglicht wer-
den. Die Kleinhäuser wurden überwiegend 
zur Miete von Baugenossenschaften und 
gemeinnützigen Wohnungsbauunterneh-
men gebaut. Das Konzept der Kleinhaus-

siedlung war abgeleitet von der Garten-
stadt-Bewegung. Mit der Einführung des 
Erbbaurechts 1919 setzte eine staatliche 
Wohnförderung ein, die den Eigenheimbau 
weiter vorantrieb. Ab den 1930er Jahren 
wurden Gartenstadt-Siedlungen im Umland 
der Städte als bewusst geschlossene und 
abgegrenzte Trabanten errichtet.51

Im ‚Dritten Reich‘ erfuhr das Einfamilienhaus 
unter der Nazi-Herrschaft eine ideologische 

Überformung (‚Blut-und-Boden-Ideologie‘). 
Die ‚Wiederverwurzelung‘ mit der eigenen 
‚Scholle‘ sollte die Volksgemeinschaft stär-
ken. Der Kleinhaussiedlungsbau dieser Zeit 
konzentrierte sich vorwiegend auf länd-
liche Gebiete. Abb. 22 zeigt eine typische 
‚Siedlungszeile‘ dieser ‚Entwicklungsepoche‘.

Abb. 21: 	 Links: Kleinsiedlung Neu-
münster, 1920er Jahre

	 (Jonas 2006, S. 84)

Abb. 22: 	 Rechts: Brandenburgische 
Heimstätte, Siedlung 
Schwarzheide

	 (Troost 1938, S. 164)

50 vgl. Bodenschatz 2001, S. 13

51 vgl. Simon 2001, S. 44
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Die Bestände an Einfamilienhausgebieten 
aus vorgenannten Entwicklungsphasen der 
Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg erweisen 
sich stadtplanerisch als unproblematisch. 
Die vorliegende Arbeit konzentriert sich 
auf die Einfamilienhausgebiete der 1950er 
bis 1970er Jahre, weil erst zu dieser Zeit re-
levante Suburbanisierungsprozesse großen 
Ausmaßes in Gang kamen, welche die heu-
te bestehenden Probleme hervorgebracht 
haben.

Die ersten Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurden in den Städten in er-
ster Linie zum Wegräumen von Trümmern 
und Ruinen genutzt. Wohngebäude wur-
den vielfach in Form von Notunterkünften 
und in einfachster Bauweise errichtet. Es 
galt, möglichst schnell und möglichst viel 
Wohnraum für ‚Ausgebombte‘ und Flücht-
linge zu schaffen. Der Eigenheimbau hatte 
noch keine so große Bedeutung.

Der erste große Suburbanisierungs-Schub 
setzte Anfang der 1950er Jahre ein.

1.2 Wiederaufbau und Einfamilien-
hausbau in den 1950er Jahren
Mit dem I. Wohnungsbaugesetz von 1950 
wurde in der sozialen Wohnungsbaupoli-
tik das Eigenheim zunächst den Kleinsied-
lungen und Mietwohnungen gleichgestellt. 
Im Jahr 1952 erging eine Gesetzesrevision, 
die das ‚Familienheim‘ zum bevorzugten 
Teil der Wohnungsbaupolitik etablierte.

Wohnungspolitik orientierte sich an Ei-
gentumsförderung. Konkret wurden u. a. 
folgende Ziele verfolgt, die man durch die 
Bevorzugung und Förderung von Eigenhei-
men erfüllen wollte:
•	 Stärkung des ländlichen Raumes
•	 Verwurzelung der Bevölkerung
•	 Familienförderung
•	 soziale Stabilität
•	 Wirtschaftsgrundlage, Existenzsiche-

rung52

Die 1950er Jahre waren geprägt vom all-
mählich einsetzenden Wohlstand (‚Wirt-
schaftswunder‘), einer hohen Geburten-
ziffer und zunehmender Mobilisierung 
(Ausbau des Straßenverkehrsnetzes, Mas-

senmotorisierung). Die staatliche Förde-
rung des Baus von Eigenheimen, niedrige 
Kosten und großes Eigenengagement der 
Bewohner führten zu starker Neubautätig-
keit im Einfamilienhausbau – insbesondere 
außerhalb der damals bestehenden Sied-
lungskörper. 

Zwischen 1945 und den frühen 1960er Jah-
ren entstand ein Drittel des jetzigen Woh-
nungsbestandes.53 Ende der 1950er Jahre 
betrug der Anteil der Ein- und Zweifami-
lienwohnhäuser am Wohnungsneumarkt 
schon 50%54, 1972 38% und 1976 bereits 
mehr als 60%55, insgesamt eine bezeich-
nende Bauleistung.

1.3 Suburbanisierung und Einfamili-
enhausbau in den 1960er Jahren
Mit Beginn der 1960er Jahre erfuhr die 
Suburbanisierung in den alten Bundes-
ländern ihre erste Hochphase. Das Ideal 
der modernen Kleinfamilie ließ sehr viele 
Einfamilienhaussiedlungen entstehen und 
förderte den Wegzug besser verdienender 
Familien mit Kindern aus der Stadt in das 
Umland. Das Umland verdichtete sich stetig 
und damit entstanden erste größere subur-
bane Wohngebiete.

Die Entwicklung des Stadtumlandes wurde 
seitens der Politik und Planung aktiv ge-
fördert: Staat, Länder und Kommunen un-
terstützten das starke Wachstum der Dör-
fer und damit den Transformationsprozess 
zum städtischen Wohnvorort. Ehemalige 
Dörfer wandelten sich um zu suburbanen 
Wohnsiedlungen. Um einen alten Ortskern 
entstanden monostrukturierte, weitläufige 
Einfamilienhausgebiete. Diese waren oft 
Ergebnis unkoordinierter Teilplanungen, die 
entsprechend der jeweiligen Baulandnach-
frage vorgenommen wurden.

Kleinere Gemeinden entwickelten sich 
so entweder zu zentralen Orten oder zu 
Trabanten. Stadterweiterungen erfolgten 
nicht mehr über Jahresringe, sondern durch 
in sich geschlossene, überschaubare Wohn-
gebiete.56

52 zitiert nach de Temple 2005, 
S. 54

53 vgl. Eichener 2003, S. 607 ff.

54 vgl. Blecken 1995, S. 45 ff.

55 vgl. Blick über den (Bau-)Zaun: 
Preiswert bauen in den Niederlan-
den. In: DB, 1995, S. 24-25

56 vgl. Eichener 2003, S. 607 ff.
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2	 Charakterisierung
2.1 Räumliche Lage und städtebau-
liche Einordnung, Entwicklungspha-
sen seit ihrer Entstehung 
In den 1950er / 1960er Jahren entstanden 
erste reine Wohnsiedlungen in kleineren 
Städten und Gemeinden. Die großen Städte 
waren noch in sich geschlossen. Oft war 
die relative Nähe zu Industriestandorten 
gegeben, um den aufstrebenden mittleren 
Einkommensschichten adäquaten, indivi-
duellen Wohnraum zu ermöglichen.

Der Städtebau der Nachkriegsjahre war 
durch detaillierte Siedlungsmodelle der ‚ge-
gliederten und aufgelockerten Stadt‘, des 
‚organischen Stadtbaus‘ und der ‚autoge-
rechten Stadt‘ gekennzeichnet. Im Vorder-
grund stand die Versorgung der Bevölke-
rung mit ausreichendem und gesundem 
Wohnraum: Belüftung, Belichtung und 
Wohnen im Grünen bildeten wichtige Kri-
terien für Neubauten. Damit einher ging die 
Trennung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, 
Versorgung und Verkehr. Neubausiedlungen 
der 1950er Jahre waren durch weitläufige, 
niedriggeschossige Bauten mit großen, kei-
nen weiteren Nutzungen vorbehaltenen 
Abstandsflächen (‚sanitäres Grün‘) sowie 
durch ein Erschließungssystem gekenn-
zeichnet, das innere Fußgängerbereiche 
und äußere Verkehrsstraßen unterschied.60

Inzwischen sind aus den ehemaligen kleinen 
Städten und Gemeinden vielfach Stadtteile 
großer Städte geworden oder sie entwi-
ckelten sich zu Vororten (‚Zwischenstadt‘). 

Abb. 23:	 Einfamilienhausgebiet 
der 1950er Jahre in 
Dortmund-Dorstfeld

	 (IBoMa)

Abb. 24:	 Einfamilienhausgebiet 
der 1970er Jahre in 
Dortmund

	 (IBoMa)

Die Einfamilienhaussiedlungen der 1950er 
Jahre weisen heute oftmals eine zentrale 
Lage auf, die ihnen einen hohen Attraktivi-
tätsfaktor verschafft.

Im Laufe der Jahrzehnte zog die Subur-
banisierung immer größere Ringe um die 
Ballungszentren. Demografische Entwick-

1.4 Der Boom des Einfamilienhaus-
baus in den 1970er Jahren
Den Höhepunkt erreichte der Einfamilien-
hausbau in den 1970er Jahren. Der soge-
nannte ‚zweite Förderweg‘ zu Beginn der 
1970er Jahre verursachte einen zweiten Bau-
boom von Eigenheimen, indem die Einkom-
mensfördergrenzen heraufgesetzt wurden.

Der Anteil von Einfamilienhäusern am ge-
samten Wohnungsbau betrug zu Beginn 
des Jahres 1976 64%.57 Zum Ende des Jah-
res 1976 betrug der Anteil der Ein-/Zwei-

familienhäuser am gesamten Wohnungs-
neubau den Rekordwert von 91%.58

Das planerische Leitbild der 1970er Jahre 
‚Urbanität durch Dichte‘ betraf nicht unbe-
dingt den Einfamilienhausbau, der weiter-
hin für steigende Flächeninanspruchnah-
me sorgte. Die Einfamilienhausgebiete sind 
durch „[…] die wechselhaften Moden der 
Nachkriegsarchitektur geprägt. Zumeist 
dominiert das Einzelobjekt über dem städ-
tebaulichen Gesamtentwurf.“59

57 vgl. Simon 2001, S. 68

58 vgl. Petsch 1976, S. 2

59 Aring 1999, S.14

60 vgl. Franke 2000
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lungen drängten die nachfolgenden Gene-
rationen der ‚Häuslebauer‘ immer weiter ins 
Umland der Verdichtungsräume (Kaskaden-
wanderung). Ausufernde Neubaugebiete 
führten teilweise zu Zersiedelungserschei-
nungen. Bis weit in die 1970er Jahre hinein 
wurden im Einfamilienhausbau immer noch 
großzügig dimensionierte Grundstücke be-
baut.

Vielen Einfamilienhausgebieten gemein 
ist eine monostrukturierte, auf bloßes 
Wohnen ausgerichtete Funktion. Gemein-
schaftsflächen gibt es nicht; vereinzelt 
finden sich Kinderspielplätze, die zwi-
schenzeitlich (mangels Kindern) sukzessive 
aufgegeben wurden. Der öffentliche Raum 
in den Einfamilienhausgebieten ist wenig 
belebt und wirkt teils verödet.61 Straßen 
sind meist linear geführt und von Vorgär-
ten gesäumt. 

2.2 Raumprogramme und Bewoh-
nerstruktur
Vorherrschend in den 1950er Jahren war 
der Kleinsiedlungsbau mit einem kom-
pakten Grundriss und einer Wohnfläche 
von max. 80 bis 100 m². Es wurde eine 
material- und kostensparende Bauweise 
vorgezogen. Da der Garten immer weni-
ger der Selbstversorgung diente, wurden 
die Grundstücke schon kleiner konzipiert. 
Die Wohnflächenansprüche stiegen und 
die funktionale Trennung von Wohnen, 
Kochen und Schlafen spiegelte sich in 
entsprechenden Grundrissen nieder. Sepa-
rate Küchen, große Wohnzimmer, mehrere 
Schlafzimmer sowie Bäder und WC waren 
mittlerweile selbstverständlich.

Im Laufe der Jahrzehnte ihrer Nutzung er-
fuhren die meisten Einfamilienhäuser aus 
dieser Zeit mehr oder weniger umfang-
reiche Um- und Anbauten sowie Moder-

nisierungen. Die Häuser veränderten sich 
den Wohnbedürfnissen ihrer Bewohner 
entsprechend. Meistens weisen diese Häu-
ser aber einen großen Sanierungs- und 
Modernisierungsbedarf auf, wenn sie z. B. 
über Jahrzehnte von den ‚ursprünglichen‘ 
Bewohnern genutzt wurden. 

Die Bewohner in Einfamilienhausgebieten 
setzen sich überwiegend aus einer relativ 
homogenen Bevölkerungsgruppe der Mit-
telschicht zusammen. Einfamilienhäuser 
sind fast ausschließlich im privaten Besitz 
(95,9%) und werden vom Besitzer selbst 
genutzt.62 Die Zahl der vermieteten Ob-
jekte nimmt in den letzten Jahren zu, da 
die Erben (meist über 50-Jährige) oft schon 
selbst Eigentum haben und die geerbten 
Häuser nicht selbst bewohnen können / 
wollen. Einfamilienhaussiedlungen der 
1950er bis 1970er Jahre weisen ein hohes 
Durchschnittsalter ihrer Bewohner auf. 
Vielfach leben dort noch die ursprüng-
lichen Besitzer; es gibt kaum Fluktuation.63 
Viele der alten Bewohner bleiben so lange 
wie möglich im gewohnten Umfeld, wenn-
gleich sowohl Häuser als auch Wohnumfeld 
häufig nicht seniorengerecht ausgestattet 
sind. Die Siedlungen wurden damals für 
junge Familien konzipiert und entsprechen 
auch heute noch im Wesentlichen den 
Wohnbedürfnissen derselben. 

2.3 Aktuelle dynamische Entwick-
lungen in Einfamilienhausgebieten
Im Prinzip lassen sich drei Lebensphasen 
eines Eigenheimes unterscheiden (vgl. Abb. 
25). Insbesondere in der dritten, der soge-
nannten ‚Wandlungsphase‘ kommt es in der 
Regel zu einem altersbedingten Wechsel 
der Bewohner. 

Der Generationenwechsel in den Einfami-
lienhausgebieten aus den 1950er / 1960er 

Abb. 25:	 Lebensphasen eines 
Eigenheims

61 vgl. Büchting 2006, S. 11

62 vgl. Heuer 1985

63 vgl. Schumann 2008, S. 243 ff.
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3	 Veränderte Rahmenbedingungen für  
	 Einfamilienhausgebiete
Einfluss der demografischen  
Rahmenbedingungen
Die im Kapitel III dargestellten veränderten 
demograf ischen Rahmenbedingungen 
wirken verstärkt auf die Entwicklung von 
Einfamilienhausgebieten ein. Die bedeu-
tendsten Veränderungen sind künftig zu-
sammengefasst durch folgende Einfluss-
faktoren zu erwarten:
•	 zunehmende Alterung der Bevölkerung
•	 Altersklasse der 30- bis 45-Jährigen nimmt 

in den nächsten Jahren sukzessive ab
•	 mittelfristig: Zunahme der Anzahl der 

Haushalte; langfristig: Abnahme der 
Anzahl der Haushalte

•	 sinkende Haushaltsgrößen, Zunahme 

der Ein- bis Zweipersonenhaushalte
•	 hoher (und weiter steigender) Anteil 

von Personen mit Migrationshinter-
grund an der Bevölkerung

•	 schrumpfende Regionen sind das Ruhr-
gebiet und Südwestfalen

Einfluss der gesellschaftspolitischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
Auch die im Kapitel III beschriebenen ge-
sellschaftspolitischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen beeinflussen die Ent-
wicklung von Einfamilienhausgebieten. Ins-
besondere sind dies:
•	 Veränderung der Lebensstile und -vor-

stellungen, veränderte Wohnansprüche

Jahren ist auf Grund des fortgeschrittenen 
Alters der ursprünglichen Bewohner zurzeit 
akut. Geht man von einem durchschnitt-
lichen Alter von 30-40 Jahren der ersten 
Bauherren beim Einzug aus, so sind diese 
heute der Altersklasse der 80- bis 100-Jäh-
rigen zuzuordnen. Der Bewohnerwechsel 
hat (je nach Baujahr) bereits stattgefunden 
bzw. steht in absehbarer Zeit bevor. Viel-
fach bewohnt schon die zweite Generation 
diese Häuser oder es hat bereits ein Verkauf 
an ‚Zugezogene‘ stattgefunden.

Im Gegensatz zu den Einfamilienhausgebie-
ten der 1950er bis 1960er Jahre unterliegen 
die Eigenheime der 1970er Jahre in Zukunft 
noch stärkeren inneren Austauschprozes-
sen (die bei den älteren Baujahren vielfach 
bereits abgeschlossen sind), denn oftmals 
steht der Auszug der Kinder noch bevor. 

Üblicherweise erfolgt die Weitergabe der 
Eigenheime an die nächste Generation in-
nerhalb der Familie. In diesen Fällen erfolgt 
dann eine ‚Verjüngung‘ der Bewohner ‚von 
innen heraus‘. Der Verkauf an außenste-
hende Dritte erfolgt in der Regel erst dann, 
wenn innerhalb der Familie kein Bedarf be-
steht (eigenes Eigenheim der Kinder, ande-
re räumliche Präferenzen etc.) oder keine 
Kinder vorhanden sind. Solche Siedlungen 

neigen jedoch dazu, sich generell nach au-
ßen hin abzugrenzen. Die Beibehaltung ei-
ner homogenen Bewohnerschaft hat einen 
hohen Stellenwert.

Eine dynamische Entwicklung der Bewohner-
struktur ergibt sich erst dann, wenn sich auf 
Grund steigender Angebote an gebrauchten 
Einfamilienhäusern (und gleichbleibender 
oder sinkender Nachfrage) Vermarktungs-
probleme ergeben. Zum Einen werden dann 
weitere Interessentenkreise akzeptiert, um 
überhaupt eine Vermarktung realisieren 
zu können, zum Anderen führen sinkende 
Preise dazu, dass ökonomisch schwächere 
Bevölkerungsschichten auf dem Markt auf-
treten. Sogenannte ‚Umzugsketten‘ und 
sozialstrukturelle Umschichtungen können 
die Folge sein. In den Augen der ursprüng-
lichen Bewohner sinkt das soziale Niveau 
der Siedlung, die neuen Bewohner erfah-
ren aber dagegen einen sozialen Aufstieg. 

Die Entwicklung einer Einfamilienhaussied-
lung ist in erheblichem Umfang von der 
räumlichen (Makro- und Mikro-)Lage, den 
örtlichen, regionalen und überregionalen 
Marktverhältnissen sowie der Kombination 
von ‚harten‘ und ‚weichen‘ Faktoren64 ab-
hängig. Sie kann daher entsprechend un-
terschiedlich verlaufen.

64 ‚Harte‘ Faktoren stellen das 
Wohnumfeld, die Erweiterbarkeit, 
die Ausstattung sowie der Zustand 
der Gebäude dar. Die ‚weichen‘ 
Faktoren prägen eine Siedlung auf 
Grund der Nachbarschaft, sozialer / 
wirtschaftlicher Netzwerke, gegen-
seitiger Hilfe und dem homogenen 
Lebensstil der Bewohner.
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•	 gesellschaftlicher und persönlicher 
Wertewandel

•	 Differenzierung der Haushaltsstrukturen
•	 zunehmende Aufhebung der Trennung 

von Wohnen und Arbeiten
•	 Flexibilisierung
•	 Mobilisierung
•	 Differenzierung der Lebensphasen
•	 Pluralisierung der Lebensformen

•	 Individualisierung der Gesellschaft
•	 Wegfall der Eigenheimzulage
•	 Rückgang des Netto-Real-Einkommens
•	 steigende Energiepreise

Einfluss der klimatischen Rahmen-
bedingungen
•	 Anpassungserfordernis an klimatische 

Veränderungen

4  Probleme von Einfamilienhausgebieten  
der 1950er bis 1970er Jahre

Die veränderten demografischen, gesell-
schaftspolitischen, wirtschaftlichen und kli-
matischen Rahmenbedingungen führen zu 
Vermarktungsproblemen bei Einfamilienhäu-
sern, die sich – bei anhaltendem Entwick-
lungstrend – künftig noch verstärken werden. 

4.1	 Zunahme des Angebots von 
Einfamilienhäusern
Der demografisch bedingte Generationen-
wechsel in Einfamilienhausgebieten, z. Zt. 
insbesondere der 1950er bis 1960er Jahre –  
zukünftig verstärkt aber auch der 1970er 
Jahre, setzt zunehmend Eigenheime frei, die 
auf den Markt drängen. Langfristig wird der 
Bestandsmarkt den Markt der Neubauten 
quantitativ deutlich übersteigen. Bestand-
simmobilien sind i. d. R. preisgünstiger als 
Neubauten und daher bereits heute stärker 
nachgefragt. Die Marktanteile gebrauchter 

Einfamilienhäuser differenziert nach Bau-
altersklassen sind in Abb. 26 dargestellt.65

Rund 46% der zum Kauf angebotenen Ein-
familienhäuser stammen aus dem Zeitraum 
ab 1980, knapp 53% aus den 1950er bis 
1970er Jahren. Dies zeigt, dass der überwie-
gende Teil der vorhandenen (‚gebrauchten‘) 
Eigenheime auf dem Markt aus dem Zeit-
raum der 1950er bis 1970er Jahre stammt, 
in nicht unerheblichem Umfang aber auch 
neuere Einfamilienhäuser als Konkurrenz 
auftreten.

Entsprechend der zu erwartenden Entwick-
lungen der Rahmenbedingungen ist davon 
auszugehen, dass der Marktanteil der Ein-
familienhäuser aus den 1950er bis 1970er 
Jahren künftig weiter ansteigen wird. 

4.2	 Veränderung der quantita-
tiven und qualitativen Nachfrage 
nach Einfamilienhäusern
Die Nachfrage nach Einfamilienhäusern der 
1950er bis 1970er Jahre wird sich in Zukunft 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
verändern. Erste Auswirkungen der verän-
derten demografischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Rahmenbedingungen zeigen 
sich bereits.

Die quantitative Nachfrage wird im We-
sentlichen durch demografische und öko-
nomische Rahmenbedingungen bestimmt. 
Auf Grund der mittelfristig noch steigenden 
Zahl der privaten Haushalte in Nordrhein-
Westfalen und des steigenden Wohnflä-

65 Auswertung der am 03.08.2006 
unter www.immobilien.de in 
ländlichen Kreisen der Bundeslän-
der NRW und Baden-Württemberg 
gelisteten Verkaufsangebote von 
gebrauchten Einfamilienhäusern

Eigene Darstellung nach Büchting 2007, S. 35

Abb. 26:	 Aufteilung der zum 
Kauf angebotenen 
Einfamilienhäuser
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chenbedarfs ist ein Anstieg der Nachfrage 
nach Wohnraum insgesamt (noch) gegeben. 
Längerfristig wird sich dies ändern: Zum Ei-
nen wird die Zahl der Haushalte sinken, zum 
Anderen wird auch der Wohnflächenbedarf 
je Person nicht auf Dauer weiter wie bisher 
wachsen.

Der seit einigen Jahren trotz steigendem 
Wohnflächenbedarf in Nordrhein-Westfa-
len festzustellende Rückgang der Neubau-
zahlen wirkt sich – zumindest teilweise –  
durch steigende Nachfrage auf den Ge-
brauchtimmobilienmarkt aus. Gebrauchte 
Wohnimmobilien übertreffen den Neubau 
quantitativ bereits. Dennoch zeigen sich 
bereits heute in einigen Städten Probleme 
der Vermarktung bei Einfamilienhäusern 
der 1950er bis 1970er Jahre in weniger ge-
fragten Lagen. 

Die Veränderung der qualitativen Nach-
frage resultiert in erheblichem Maße aus 
den gesellschaftlichen Veränderungen, die 
sich hinsichtlich einer Veränderung der 
Anforderungen an die Wohnung und das 
Wohnumfeld auswirken. Die anhaltende Dif-
ferenzierung der Haushaltstypen, die Ent-
wicklung unterschiedlichster Lebensziele 
und -stile, Individualisierungstendenzen etc. 
führen dazu, dass sich die Wohnbedürfnisse 
immer differenzierter entwickeln. Den klas-
sischen Nachfragetyp mit ‚normierten‘ An-
sprüchen gibt es nicht mehr.

Diese Entwicklungen sind insbesondere auch 
bei den Einfamilienhäusern zu erkennen. 
Neue Erwerbertypen, die ein Eigenheim nicht 
mehr als ‚Lebenswerk‘, sondern vielmehr 
pragmatisch als lebensabschnittsorientierte 
Wohnform betrachten, oder auch Kleinst-
haushalte mit hohen Wohnansprüchen stel-
len eine andere, neue Nachfragergruppe dar. 
Diesen differenzierten Ansprüchen werden 
die Einfamilienhäuser der 1950er bis 1970er 
Jahre - ohne Anpassungsmaßnahmen - nicht 
immer genügen können.

4.3	 Lagenachteile von Einfami-
lienhausgebieten der 1960er und 
1970er Jahre
Während Einfamilienhausgebiete der 
1950er Jahre häufig noch in zentraleren 

Lagen errichtet wurden, finden sich die Ge-
biete der 1960er und 1970er Jahre (in der 
Hochphase der Suburbanisierung) vielfach 
in peripheren Lagen. Was damals als Vor-
teil (‚Wohnen im Grünen‘) gesehen wurde, 
entspricht nicht mehr uneingeschränkt den 
heutigen Wohnbedürfnissen.

Periphere Einfamilienhausgebiete erfor-
dern von den Bewohnern ein hohes Maß 
an Mobilität, da nicht nur der Weg zum 
Arbeitsplatz zurückgelegt werden muss, 
sondern meist auch die Infrastrukturein-
richtungen – über den Grundbedarf hinaus –  
nicht in unmittelbarer Nähe vorhanden 
sind. Je nach Lage sind die Verbindungen 
mit dem Öffentlichen Personennahverkehr 
nicht in dem Umfang vorhanden, dass auf 
eine individuelle Mobilisierung verzichtet 
werden könnte. In suburbanen Quartieren 
ist daher vielfach ein einzelner PKW nicht 
(mehr) ausreichend. 

Zersiedelte und zerschnittene sowie zuneh-
mend verlärmte Landschaftsräume mindern 
die Wohnqualität. Die vielfach gewünsch-
te Wohnruhe im suburbanen Raum leidet 
unter der individuellen Mobilität. Bundes- 
und Landesstraßen werden möglichst nahe 
an den Einfamilienhausgebieten errichtet, 
da sie für die Gewährleistung der zügigen 
Erreichbarkeit der Arbeitsplätze und der 
Stadtzentren bzw. Nebenzentren mit ih-
ren Infrastruktureinrichtungen erforderlich 
sind. Die steigenden Benzinpreise verteuern 
diese notwendige Mobilität jedoch zuneh-
mend, so dass die Lage eines Wohngebietes 
innerhalb des Stadtgebietes auch unter 
diesen wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
für potenzielle Nachfrager ein zunehmend 
wichtiges Entscheidungskriterium für die 
Standortwahl bzw. den Kauf darstellt.

Zentralität und Urbanität gewinnen für 
breite Bevölkerungsgruppen als Wohn-
standortfaktor wieder an Bedeutung. 
Sich verändernde Ansprüche an das 
Wohnumfeld wirken sich auf die Lagequa-
lität peripherer Wohngebiete aus. Für eine 
zunehmende Zahl von Haushalten ist die 
Erreichbarkeit von Infrastruktureinrich-
tungen (Einkaufsmöglichkeiten, Schulen, 
kulturelle Einrichtungen) wichtig. Immer 
mehr Familien suchen daher Wohnraum 
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in zentraleren Lagen und nicht (mehr) im 
suburbanen Raum. Die Nachfrage nach pe-
ripheren Lagen nimmt ab und die Gebiete 
sind durch Attraktivitätsverlust gekenn-
zeichnet. Gerade die Einfamilienhausge-
biete der 1960er- und 1970er Jahre sind 
von diesen Entwicklungen betroffen. Ein 
großer Teil der Haushalte, die sich ein Ei-
genheim wünschen, würde gerne in der 
Kernstadt bleiben, wenn es entsprechende 
Angebote gäbe.66 Insbesondere kinderlose 
Haushalte oder solche mit bereits Heran-
gewachsenen schätzen die Vorteile eines 
zentralen Wohnortes. Anwohner wollen zu-
nehmend ‚alles‘ in der Nähe haben, was sich 
in zentralen Lagen eher verwirklichen lässt 
(vgl. Abb. 27).

Die gegenüber heute zahlenmäßig kleinere 
Nachfragergruppe der Zukunft wird eher 
Einfamilienhäuser in stadtnahen Lagen be-
vorzugen.67 Dies gilt auch für Gebrauch-
timmobilien. Hier kommen insbesondere 

die Einfamilienhausgebiete der 1950er Jah-
re wegen ihrer relativ zentralen Lagen in 
Frage, während die Gebiete der 1960er und 
1970er Jahre lagebedingt Nachfragever-
luste hinnehmen müssen.

Die Marktchancen von Ein- und Zweifami-
lienhäusern in zentraleren und innerstäd-
tischen Lagen sind überwiegend als gut 
einzuschätzen, während nicht integrierte 
Stadtrandlagen weniger gut vermarktbar 
sind. Gebrauchten Wohnimmobilien im wei-
teren Umland sind vergleichsweise schlech-
tere Vermarktungschancen einzuräumen. 
Dies gilt insbesondere für Großstädte. Für 
schrumpfende Regionen sind insgesamt 
schlechtere Vermarktungschancen vorhan-
den (und weiterhin zu erwarten).68

Einfamilienhausgebiete, die über entspre-
chend gute oder schlechte Lagevorausset-
zungen verfügen, werden entsprechend 
gute oder schlechte Vermarktungschancen 
aufweisen.69 Die Lage eines Einfamilien-
hauses wird demnach in Zukunft eine noch 
entscheidendere Rolle für seine Vermarkt-
barkeit einnehmen als dies bislang bereits 
der Fall ist. Selbst mit einer (vergleichswei-
se) guten Ausstattung lässt sich ein Einfa-
milienhaus schwerer vermarkten, wenn die 
Lage nicht nachgefragt wird. 

Häußermann erwartet in wachsenden 
Städten einen Zuzug der ‚Gutverdiener‘ 
ins Zentrum, denn dort werden die Preise 
entsprechend hoch bleiben.70 Die ‚Einkom-
mensschwächeren‘ hingegen werden in die 
Vorstädte gedrängt bzw. verbleiben dort, 
weil zentrale, gute Wohnlagen für sie nicht 
finanzierbar sind. 

Momentan stellt Leerstand in den älteren 
Einfamilienhausgebieten kein Problem dar. 
Nur vereinzelt kommt es zu punktuellem 
temporärem Leerstand, wenn sich Einfamili-
enhäuser auf Grund ihrer schlechten Lage als 
nur schwer vermarktbar herausstellen. Über 
einen entsprechenden Preis sind jedoch auch 
solche Objekte verkäuflich. Längerfristig be-
trachtet (mit steigendem Angebot und rück-
läufiger Nachfrage) könnte sich dies jedoch 
ändern. Lagegesichtspunkte gewinnen dann 
als Vermarktungsfaktor zunehmend an Be-
deutung. Auch wenn struktureller Leerstand 

Ungebrochener Trend in der Stadt
Eigenheimgenehmigungen in Ballungsräumen
und im übrigen Bundesgebiet
(ohne Berlin und neue Länder)

Veränderungen von

1995 bis 2005 in Prozent

66 vgl. Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung 2003, S. 67

67 vgl. Rosenbohm 2008, S. 120 ff.

68 vgl. Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung 2008, S. 14

69 Dies ist im Übrigen auch ein 
bundesweiter Trend: In Bayern ist 
der Drang zum Eigenheim noch 
ungebrochen, in Mecklenburg-
Vorpommern dagegen schon jetzt 
stark rückläufig (vgl. Becker 2007).

70 zitiert nach: Ziegert 2007

Abb. 27:	 Ungebrochener Trend 
in die Stadt



-2%

-1%

0%

1%

2%

3%

4%

5%

6%

7%

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

Oberer Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Land NRW 2008, S. 51

51

in den älteren Einfamilienhausgebieten der-
zeit nicht zu verzeichnen ist, so ist er künftig 
in stark schrumpfenden Städten nicht aus-
zuschließen.71

4.4	 Sinkende Preise bei nicht mehr 
nachgefragten Einfamilienhäusern
Auf Grund des steigenden Angebotes 
an gebrauchten Einfamilienhäusern der 
1950er bis 1970er Jahre ist tendenziell dort 
mit sinkenden Preisen zu rechnen, wo sich 
die Nachfrage (zumindest längerfristig be-
trachtet) rückläufig entwickeln wird. Nach 
Einschätzung von Immobilienexperten 
hat sich die Marktsituation für Ein- und 
Zweifamilienhäuser in einigen Regionen in 
den letzten Jahren bereits verschlechtert. 
Die Preise sinken. Eine Ausnahme bilden 
zentral oder innenstadtnah gelegene Ob-
jekte.72 

Einer geringen Zahl von Nachfragern steht 
ein steigendes Angebot gegenüber, so dass 
eine starke Selektion seitens der Nachfra-
ger die Folge sein wird. Objekt- und Lage-
qualitäten werden stärker über den Preis 
bewertet als bislang. In Zukunft ist zudem 
damit zu rechnen, dass insbesondere äl-
tere Einfamilienhäuser, die baulich nicht 
neu angepasst oder modernisiert werden, 
zunehmend unter Vermarktungsproblemen 
leiden werden und – unter sehr ungün-
stigen Voraussetzungen – auch zu einem 
niedrigeren Preis nicht mehr vermarktbar 
sind. Göschel fasst die Perspektiven fol-
gendermaßen zusammen: „Solange man 
ein Eigenheim in falscher Lage selbst be-
wohnt, hat es seinen Nutzen. Verkaufen 
lässt es sich möglicherweise nicht.“73

Der erzielte Kaufpreis für Bestandsgebäu-
de aus den 1950er bis 1970er Jahren liegt 
in schrumpfenden Städten (mit deutlich 
entspanntem Wohnungsmarkt) – je nach 
Lage und spezifischen Ausstattungs- und 
Qualitätsmerkmalen – häufig unterhalb 
dessen, was die Eigentümer erwarten (ur-
sprünglicher Kaufpreis + Investitionen + 
‚automatische‘ Wertsteigerung von Immo-
bilien). Der Markt bewertet Gebäude- und 
Grundstücksmerkmale und auch getätigte 
Investitionen in der Regel anders als die 
Eigentümer selbst. Eine grundlegende Mo-

dernisierung wird von Immobilienexperten 
nicht immer als geeignetes Mittel angese-
hen, um die Vermarktungschancen zu ver-
bessern.74

Bereits in den letzten Jahren gab es bei den 
Kauffällen für Ein- und Zweifamilienhäuser 
in Nordrhein-Westfalen nach deutlichen 
Anstiegen in den 1990er Jahren Preisrück-
gänge bis zu 2% jährlich.75 Abb. 28 stellt die 
rückläufige Preisentwicklung der letzten 
Jahre auf diesem Marktsegment dar. Auf 
Grund der sich verändernden Marktsituati-
on (Angebot und Nachfrage) ist davon aus-
zugehen, dass sich dieser Trend in einigen 
Regionen fortsetzen wird.

Wie sich Neubauten und Bestandsimmobi-
lien bei Ein- und Zweifamilienhäusern im 
Kaufpreis je nach Baujahr und Region un-
terscheiden, zeigt Abb. 29.

Die durchschnittlichen Kaufpreise für Ein- 
und Zweifamilienhäuser nach Baujahren 
zeigen, dass in den meisten nordrhein-
westfälischen Regionen der Kaufpreis mit 
zunehmendem Baualter durchschnittlich 
sinkt. Es gibt jedoch auch Ausnahmen hier-
von: In der Region Bonn sind beispielsweise 
die Ein- und Zweifamilienhäuser mit Bau-
jahr 1950 bis 1974 preisgünstiger als die 
Baujahre vor 1949. In der Region Köln sind 
Ein- und Zweifamilienhäuser ab 1975 preis-
günstiger als ältere Wohngebäude. In der 
Region Eifel gibt es keinen Preisunterschied 
zwischen Ein- und Zweifamilienhäusern der 
Baualtersklassen 1920 bis 1949 und 1950 

71 Mit einer dauerhaft schwierigen 
Marktlage rechnen Immobilienexper-
ten in jedem Fall in schrumpfenden 
Regionen (vgl. Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung 2008, S. 3. Im Rahmen dieser 
Studie wurde eine Befragung von 
Immobilienexperten (Banken und 
Maklern) durchgeführt).

72 ebd.

73 Göschel 2004

74 vgl. Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
2008, S. 4

75 Eine Differenzierung nach Bau-
alter und Bauart wurde hierbei nicht 
vorgenommen.

Abb. 28:	 Entwicklung der Preis-
veränderungen für 
Ein- und Zweifamili-
enhäuser in Nord-
rhein-Westfalen
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bis 1974. Die Baujahre bis 1919 werden zu 
höheren Preisen gehandelt als die Baujahre 
1920 bis 1974.

Dies zeigt, dass allgemeingültige Aussa-
gen über die Entwicklung des Eigenheim-
marktes in Nordrhein-Westfalen schwierig 
sind. Spezifische, örtliche Marktgegeben-
heiten (z. B. eine besondere Nachfrage 
nach Gründerzeithäusern) könnten zu Ab-
weichungen vom allgemeinen Trend führen. 
Bei allen sich verändernden Rahmenbedin-
gungen, die den Markt für Einfamilienhäu-
ser beeinflussen, wird es daher auch immer 
Regionen in Nordrhein-Westfalen geben, 
die auf Grund ihres prosperierenden Um-
feldes vom Durchschnitt abweichende Ent-
wicklungen aufzeigen. Das Nebeneinander 
von wachsenden und schrumpfenden Re-
gionen spiegelt sich entsprechend auf dem 
Einfamilienhausmarkt wider. 

4.5	 Energetische Nachteile  
älterer Einfamilienhäuser
Einfamilienhäuser aus den 1950er bis 
1970er Jahren sind durch einen verhält-
nismäßig hohen Energieverbrauch gekenn-
zeichnet. Die Bauweise und fehlende Wär-
medämmungen sind wesentliche Gründe 
hierfür. Mängel in der Wärmedämmung 
führen dazu, dass diese Gebäude verhält-

nismäßig hohe Heizwärmebedarfswerte 
bzw. -verbrauchswerte aufweisen.76

Die in den letzten Jahren erheblich ge-
stiegenen Energiekosten haben dazu bei-
getragen, dass die Energieeffizienz eines 
Wohngebäudes ein zunehmend wichtiger 
Vermarktungsfaktor wird – sei es für einen 
Kauf oder auch für die Vermietung. Zum 
Einen werden die notwendigen Sanierungs-
kosten zur Verbesserung der Energieeffizi-
enz bei der Höhe des Kaufpreises mindernd 
berücksichtigt, zum Anderen wird bei der 
Höhe eines angemessenen Mietzinses die 
Höhe der zu zahlenden Nebenkosten (ins-
besondere auch der Energiekosten) berück-
sichtigt. Der erzielbare Verkaufspreis für 
solche Gebäude (bzw. die erzielbare Miete) 
fallen hierdurch häufig niedriger aus als 
vom Eigentümer erwartet.

Energetische Sanierungen werden von 
Immobilienexperten dennoch nicht als 
Maßnahme zur Verbesserung der Vermark-
tungschancen empfohlen. Zum Einen ist 
zu berücksichtigen, dass getätigte Inve-
stitionen vom Markt nicht in voller Höhe 
honoriert werden, so dass sich für den Ei-
gentümer hierdurch immer ein finanzieller 
Verlust ergibt, zum Anderen wird dem Käu-
fer die Möglichkeit genommen, kostenspa-
rende Eigenleistungen durchzuführen und 
Fördermittel in Anspruch zu nehmen.77

4.6	 Soziodemografische Probleme
Symptomatisch für Einfamilienhausge-
biete der 1950er bis 1970er Jahre ist die 
tendenzielle Überalterung der Bewohner-
schaft. Teilweise sind von den ‚Gründungs-
bewohnern‘ einer Siedlung nur die ‚Alten‘ 
geblieben, der Rest der Familie hat sich 
allmählich verabschiedet (‚empty nest‘). 
Oft lebt nur noch der verbleibende Partner 
allein im viel zu groß gewordenen Haus, da 
er seine gewohnte Umgebung nicht aufge-
ben möchte.

Für seniorengerechtes Wohnen sind Einfa-
milienhausgebiete nicht von vorne herein 
geeignet: Innerhalb der Häuser bestehen 
oft bauliche Barrieren; die Siedlungen ver-
fügen häufig über eine nur mäßige, biswei-
len schlechte Versorgung mit Infrastruktur. 

Oberer Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Land NRW 2008, S. 51.

76 hierzu vgl. die Untersuchung 
zur Modernisierung von Wohn-
gebäuden der 1950er und 1960er 
Jahre: Kompetenzzentrum Kosten-
günstig Qualitätsbewusst Bauen 
im Institut für Erhaltung und 
Modernisierung von Bauwerken  
e. V. an der TU Berlin 2005, S. 25

77 vgl. Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung 2008, S. 36

Abb. 29:	 Durchschnittliche 
Kaufpreise für Ein- 
und Zweifamilienhäu-
ser nach Baujahren
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Die sinkende Mortalitätsrate führt dazu, 
dass immer älter werdende Menschen immer 
länger im eigenen Heim leben. Wenngleich 
sowohl die Einfamilienhausgebiete im All-
gemeinen wie auch die Einfamilienhäuser im 
Speziellen – ohne bauliche Anpassungen –  
nicht uneingeschränkt als seniorenfreund-
lich gelten, möchten viele Eigenheimbe-
sitzer möglichst lange in ihrer gewohnten 
Umgebung verbleiben. Man trennt sich nur 
schwer vom ‚Lebenswerk Eigenheim‘. Fol-
gende ‚Korrelationen‘ sind deshalb in den 
Einfamilienhausgebieten zu beobachten78: 
Je stärker eine Siedlung schrumpft und Ein-
wohnerverluste hinzunehmen hat, desto 
älter ist die Bewohnerschaft. Eine lange 
Wohndauer bedingt eine entsprechend ge-
ringe Fluktuation der Siedlung.

Bei einer Überalterung der Bewohner eines 
Einfamilienhauses kann es zu einem Mo-
dernisierungs- und Sanierungsstau kom-
men, weil ältere Menschen, insbesondere 
wenn sie allein leben, keine Motivation für 
größere bauliche Veränderungen haben. In 
Kombination mit weiteren Faktoren kann 
dies ein Vermarktungshindernis darstellen 
oder sich zumindest aber preismindernd 
auswirken.

Die unmodernen, in Teilen nicht mehr zeit-
gemäßen Hausgrundrisse sowie der erfor-

derliche Sanierungs- und Modernisierungs-
bedarf der alten Häuser schrecken teilweise 
junge Familien mit mehreren Kindern vom 
Kauf ab. Älteren Paaren ohne Kinder er-
scheinen solche Häuser jedoch oftmals ge-
eignet. Der Zuzug älterer Paare lässt somit 
eine Siedlung zusätzlich altern. Der Über-
alterungsprozess kann durch die wenigen 
jungen Familien mit oft nur einem Kind 
nicht kompensiert werden.79

Neben der Entwicklung zur überalterten 
Siedlung kann es außerdem zur räumlichen 
Konzentration bestimmter anderer Bevölke-
rungsgruppen in Einfamilienhausgebieten 
kommen. Insbesondere in schrumpfenden 
Regionen kann es bei bestimmten Lagevor- 
aussetzungen und bei konzentriert auf-
tretendem Generationenwechsel in einem 
Quartier zu einer vermehrten Ansiedlung 
z. B. sozial schwacher Bewohner kommen, 
die sich auf Grund der gesunkenen Preise 
nun Eigentum leisten können.

Es kann auch zu einem verstärkten Zuzug 
bestimmter Migrantengruppen in Einfami-
lienhausgebieten kommen, wenn diese von 
Generationswechsel und Preisverfall be-
troffen sind. 

78 zitiert nach de Temple 2005, 
S. 78 ff.

79 vgl. ebd., S. 112
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5  Chancen und Handlungsempfehlungen 
für Einfamilienhausgebiete

5.1	 Wohnungsmarktbeobachtung
Der Bestandsmarkt bei Einfamilienhäusern 
gewinnt zunehmend an Bedeutung. Neue 
Marktverhältnisse verlangen eine Abbil-
dung und Erfassung lokaler Bedingungen 
und Entwicklungsprozesse auch in Einfami-
lienhausgebieten. Dies erfordert eine Wei-
terentwicklung des Instrumentariums der 
Wohnungsmarktbeobachtung, damit auch 
auf der Maßstabsebene der Wohnquartiere 
und Siedlungen Veränderungen erkannt und 
kontinuierlich beobachtet werden können.

Es ist empfehlenswert, Einfamilienhaus-
siedlungen zukünftig verstärkt als Indika-
torgebiete80 für die wohnungspolitische 
Stadtbeobachtung heranzuziehen.81

5.2	 Nachverdichtung
Die Überalterung lässt die Bevölkerungsdich-
te in Einfamilienhausgebieten tendenziell 
sinken. Es ist erforderlich, ein weiteres ‚Aus-
dünnen‘ dieser Gebiete zu vermeiden, um de-
ren infrastrukturelle Instandhaltung für die 
Kommunen rentabel zu halten. Außerdem 
bieten Einfamilienhausgebiete mit großzü-
gigen Grundstücken evtl. ein erhebliches 
Nachverdichtungspotenzial. Änderungen der 
Festsetzungen in den Bebauungsplänen sind 
hierfür meistens erforderlich.

Eine Nachverdichtung oder auch die bau-
liche Weiterentwicklung bestehender Ein-
familienhaussiedlungen stellen eine Alter-

native zur Ausweisung von Neubaugebieten 
auf der ‚Grünen Wiese‘ dar. Im Gegensatz 
zu den erforderlichen Neuinvestitionen in 
die Infrastruktur bei Neubaugebieten kön-
nen bestehende Strukturen in Bestands-
siedlungen genutzt werden.

Diese Vorgehensweise bietet Vorteile für 
Regionen, in denen (zumindest längerfri-
stig) mit einer rückläufigen Wohnungs-
nachfrage zu rechnen ist. Zur Deckung des 
mittelfristig noch vorhandenen Bedarfs 
müssten ohne Nachverdichtung neue Bau-
gebiete erschlossen werden, welche die 
Errichtung kostenintensiver Infrastruktur 
erfordern. Fällt der Bedarf dann weg, muss 
die Infrastruktur dennoch erhalten wer-
den und verursacht Kosten, denen keine 
entsprechenden kommunalen Einnahmen 
mehr gegenüberstehen. Solche Probleme 
entstehen bei Nachverdichtungen nicht, 
denn hier kann die vorhandene Infrastruk-
tur genutzt und ggf. ausgebaut werden. 
Wenn Nachfragerückgänge eintreten, ist 
ein Rückbau der Infrastruktur mit verhält-
nismäßig geringem Aufwand möglich.

In Einfamilienhausgebieten sind teils Nach-
verdichtungspotenziale (von bis zu 80%) 
vorhanden.82 Gemeinden sollten hierzu 
konkrete Initiativen zur Inventarisierung 
ihrer Siedlungsgebiete starten und zu einer 
umfangreichen Planungsberatung interes-
sierter Eigentümer bereit sein.

Andererseits weisen Grundstücke in Einfa-
milienhausgebieten der 1950er bis 1970er 
Jahre mit teilweise großzügigen Wohnflä-
chen und Gärten eine besondere Qualität 
auf, die einen Vermarktungsvorteil darstel-
len kann. Nicht immer ist eine Nachver-
dichtung von Vorteil für die Vermarktungs-
fähigkeit einzelner Objekte einer Siedlung. 
Im Einzelfall ist daher abzuwägen, ob eher 
die Nachverdichtung oder aber die Beibe-
haltung ihrer großzügigen Grundstücke 
eine bessere ‚Karriere‘ für die Siedlung 
verspricht. Abb. 30 zeigt die Korrelation 
zwischen dem Baujahr von Einfamilienhäu-
sern und deren Wohn- und Grundstücks-

80 Die Benennung von Indikator-
gebieten innerhalb einer Kommu-
ne erfordert folgende Vorausset-
zungen: Sie müssen repräsentativ, 
kleinräumig, homogen, kontinuier-
lich und statistisch gepflegt sein. 
Weiche Informationen können 
durch Expertenbefragungen 
erzielt werden. Die ‚Kleinräumige 
Wohnungsmarktbeobachtung‘ 
in Dortmund gilt hierbei als 
beispielhaft.

81 vgl. Kreibich 2003

82 vgl. Gutmann et al. 2004-05

Abb. 30:	 Wohn- und Grund-
stücksflächen von 
derzeit zum Kauf 
angebotenen Einfami-
lienhäusern in länd-
lichen westdeutschen 
Kreisen nach Baujahr
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flächen.83 Es wird deutlich, in welchem 
Maße insbesondere die Grundstücksflächen 
von Einfamilienhäusern im Laufe der Jahr-
zehnte immer kleiner wurden.

Die Nachverdichtung stellt eine Kommune 
jedoch vor große Probleme: Auf Grund der 
Eigentümerstruktur von Einfamilienhausge-
bieten ist hierbei eine erhebliche Überzeu-
gungsarbeit zu leisten, um die Eigentümer für 
eine Nachverdichtung zu gewinnen. Es muss 
auch vor dem Hintergrund einer sinkenden 
Nachfrage eine Kosten-Nutzen-Abwägung 
vorgenommen werden (immer aber im Ver-
gleich zu den Kosten für die Neuentwick-
lung und -erschließung von Baugebieten).

5.3	 Einfamilienhaus als Mietobjekt
Die differenzierte Nachfrage äußert sich 
auch in einem sich zunehmend verstär-
kenden Trend zur Vermietung von Einfa-
milienhäusern. Gerade Haushalten, die ein 
Einfamilienhaus pragmatisch als vorüberge-
hende Wohnform – z. B. solange die Kinder 
noch im Haus sind – betrachten, bietet das 
Mieten die größere Flexibilität. Dieser Trend 
kommt auch den zunehmend auf den Markt 
drängenden ‚vererbten‘ Einfamilienhäusern 
entgegen. Vielfach besitzen Erben bereits 
selbst Eigentum und haben keinen Eigenbe-
darf mehr. Falls sich für das geerbte Objekt 
kein zufrieden stellender Kaufpreis erzielen 
lässt, stellt die (vorübergehende) Vermietung 
eine Alternative für die Erben dar. Die Ver-
mietung ist vor allem aber für Bauträger und 
Wohnungsbaugesellschaften interessant. 

Vor dem Hintergrund des Baualters der Ein-
familienhäuser der 1950er bis 1970er Jahre 
muss hier jedoch deren energetische und 
nachfragegerechte Ausstattung berück-
sichtigt werden. Auch ein Mietmarkt wird 
von den Mietinteressenten bei entspre-
chendem Angebot einer gezielten Selektion 
unterworfen. Im Einzelfall ist zu prüfen, ob 
und in welchem Umfang Sanierungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen im Vorfeld 
einer Vermietung erforderlich bzw. sinn-
voll sind. Hierbei sind die zur Verfügung 
stehenden Fördermittel zu berücksichtigen. 
Die Kommunen haben allerdings nur be-
grenzt Einfluss. Sanierungs- und Moderni-
sierungsmaßnahmen können zwar geför-

dert werden, die Entscheidung über einen 
Verkauf oder die Vermietung bleibt jedoch 
dem Eigentümer überlassen.

5.4	 ‚Urbanisierung‘ des Einfami-
lienhausmarktes
Noch gibt es einen eher begrenzten Markt 
für Einfamilienhäuser im Innenbereich (be-
zogen auf die Angebotsseite). Der Trend, 
im zentral gelegenen Eigenheim zu leben, 
bietet den innerstädtischen Brachflächen 
große Entwicklungschancen. Für zentral 
gelegene Einfamilienhäuser lassen sich ver-
gleichsweise hohe Preise erzielen, was deren 
Entwicklung – z. B. auf Brachflächen oder 
Baulücken – rentabel werden lassen kann. 
Vorteilhaft wirkt sich dies insbesondere auf 
die Vermarktbarkeit von Einfamilienhäusern 
der 1950er Jahre aus, die sich in einer zen-
tralen Lage befinden. 

Das traditionelle europäische Stadtviertel mit 
seinen gemischten Quartieren sollte auch als 
Vorbild für Wohngebiete im Umland gelten. 
Ein guter ÖPNV-Anschluss ist hierbei unver-
zichtbar. Für die eher peripher gelegenen Ein-
familienhausgebiete der 1960er und 1970er 
Jahre ist eine entsprechende Anpassung der 
Infrastruktur erforderlich, um ihre Vermark-
tungschancen zu erhalten bzw. zu verbessern.

5.5	 Familien mit Migrationshin-
tergrund als neue Nachfragergruppe 
auf dem Einfamilienhausmarkt
Eine bedeutende Nachfragergruppe stellen 
mittlerweile Familien mit Migrationshinter-
grund dar. Dabei sind weniger die Migranten 
von quantitativem Belang, die auf Grund ih-
rer geringen finanziellen Möglichkeiten und 
wegen ihrer geringen Ansprüche an Lage 
und Standard selbst die Immobilien erwer-
ben, für die sich sonst kein Käufer finden 
würde. Vielmehr ist mittlerweile eine Gene-
ration von integrierten, gut ausgebildeten 
und finanziell besser gestellten Migranten 
herangewachsen, die auf dem Einfamili-
enhausmarkt selbstverständlich mit den 
gleichen Ansprüchen auftreten wie alle an-
deren. Ihr sozioökonomischer Hintergrund 
lässt sie zukünftig verstärkt ‚gleichberech-
tigt‘ am Einfamilienhausmarkt teilhaben.
Diese Nachfragergruppe auf dem Einfamili-

83 Auswertung der am 03.08.2006 
unter www.immobilien.de in 
ländlichen Kreisen der Bundeslän-
der NRW und Baden-Württemberg 
gelisteten Verkaufsangebote von 
gebrauchten Einfamilienhäusern
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enhausmarkt stellt eine weitere Chance zur 
sozialen Durchmischung einer Siedlung dar. 
Familien mit Migrationshintergrund kön-
nen eine Siedlung beleben und tragen zu 
ihrer kulturellen Vielfalt bei.84

Ein unmittelbarer Einfluss der Kommunen 
auf eine soziale Durchmischung von Einfa-
milienhausgebieten der 1950er bis 1970er 
Jahre ist allerdings nicht gegeben. Im Be-
reich der Information und Unterstützung 
von Bevölkerungsgruppen mit Migrations-
hintergrund beim Immobilienerwerb ist ein 
Handlungsfeld für Kommunen vorhanden. 

5.6	 CO2-Einsparpotenziale
Der Bestand an älteren Einfamilienhäusern 
stellt ein wesentliches Potenzial an CO2-
Einsparmöglichkeiten dar. Insbesondere in 
den Einfamilienhausgebieten, in denen sich 
ein Generationswechsel vollzieht und wo-
mit oftmals ein Eigentumswechsel einher-
geht, wird sich sukzessiv die energetische 
Sanierung des Bestands durchsetzen. Stetig 
steigende Energiepreise und staatliche För-
derungsprogramme machen nachträgliche 
Maßnahmen zur Energieeinsparung und die 
Nutzung regenerativer Energien für Haus-
besitzer erschwinglich.

Die Beibehaltung staatlicher Förderungs-
maßnahmen zur energetischen Sanierung 
selbstgenutzter Bestandsimmobilien leistet 
einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz. 

5.7	 Weiterentwicklung mono-
strukturierter Einfamilienhausgebiete
Die Weiterentwicklung älterer, monostruk-
turierter Einfamilienhausgebiete ist grund-
sätzlich erforderlich, um unerwünschte 
Entwicklungen zu vermeiden. Durch ent-
sprechende Verbesserungen im Wohnumfeld 
und der Infrastruktur können bestehende 
Einfamilienhausgebiete aufgewertet und für 
breite Bevölkerungsgruppen attraktiv gehal-
ten werden. Manche Kommunen entwickeln 
kreative Ideen, um Familienfreundlichkeit 
und Einwohnergewinnung zu kombinieren. 
Die Maßnahmen zielen darauf ab, dass Fami-
lien sich willkommen fühlen und eine emo-
tionale Bindung an den Standort entwickeln. 
Hierzu können z. B. gehören:

Stärkung der Infrastruktur
•	 Mobilitätskonzepte: Anschluss an das 

ÖPNV-Netz, Buslinien erweitern, An-
ruf-Sammel-Taxi zur Ergänzung in den 
Abendstunden / am Wochenende

•	 Stärkung der Stadtteilzentren
•	 dezentrale Versorgungsstruktur, z. B. 

Markttreff85

•	 Angebote für die Bedürfnisse von Se-
nioren (z. B. Umnutzung von Kinder-
gärten in Altentreffs)

•	 ‚Quartiers-Hausmeister‘ für Dienstlei-
stungen in und um das Eigenheim

•	 Synergieeffekte zu bestehenden oder 
neu zu errichtenden Pflegeheimen mit 
Servicedienstleistungen 

•	 Kooperationen mit Pflegeheimen bei 
(temporärer) Pflege 

•	 Bücherbusse der lokalen Leihbiblio-
theken in periphere Wohngebiete

•	 ‚rollende Supermärkte‘86 
•	 Paketabholstationen

Wohnumfeldverbesserungen
•	 Schaffung eines Quartiersplatzes
•	 Gehwegsanierung
•	 Radwege
•	 Spielplätze
•	 seniorengerechte Ausstattungen, Um-

bauten, Neubauten von Gebäuden
•	 Bau von Pflegeheimen und barrierefrei-

en Seniorenwohnungen in der Nähe von 
‚überalternden‘ Einfamilienhausgebieten 

•	 Neubaugebiete an bestehende Einfami-
lienhausgebiete ‚ankoppeln‘, um Syner-
gieeffekte bestehender Infrastrukturen 
zu nutzen und zusätzliche Wohnange-
bote zu schaffen

Die ‚familienfreundliche Kommune‘
•	 Handwerksbetriebe mit ausgeweiteten 

Betriebszeiten
•	 Einzelhandel mit familienfreundlichen 

Serviceangeboten
•	 Ausweitung der Öffnungszeiten städtischer 

Verwaltungen und Sporteinrichtungen
•	 Vermittlungsstelle für Eltern, die eine 

Kinderbetreuung suchen, und ehren-
amtliche Seniorinnen und Senioren

•	 Vermittlungsstelle für die Betreuung 
pflegebedürftiger Menschen

•	 kommunale Eigenheimzulagen für  
Familien87 (zur Förderung der Vermark-
tung von Einfamilienhausgebieten der 

84 Viele Wohnungsbaugesell-
schaften haben diese Bevölke-
rungsgruppe bereits als wichtiges 
Nachfragepotenzial erkannt und 
gezielte Vermarktungsstrategien 
entwickelt.

85 Das Modell des Markttreffs ist 
eine Initiative des Landes Schles-
wig-Holstein und eignet sich für 
Dörfer / peripher gelegene Gebiete 
mit 700 bis 1.900 Bewohnern, in 
denen jede Nahversorgungsstruk-
tur fehlt. Der Markttreff soll die 
Grundversorgung sichern, die sich 
aus Warengeschäft, Treffpunkt 
(-funktion) und Servicestelle für 
Dienstleistungen zusammen-
setzt. Freiwilliges Engagement, 
Trägerschaften z. B. über Vereine 
und / oder Subvention durch die 
Kommune sind Grundvoraus-
setzung für eine Tragfähigkeit 
des Projektes. Sinnvoll ist eine 
Entwicklung nur in solchen Gebie-
ten, in denen die Gewinnspanne 
für kommerzielle Anbieter gering 
ist. Je nach Größe des Gebietes 
handelt es sich bei den Markttreffs 
um größere (Laden) oder kleinere 
(Kiosk) Einheiten.

86 Untergebracht in Lieferwagen 
bieten sie ein Standardsortiment 
von Lebensmitteln, Sanitärartikeln, 
Zeitschriften, Frischgemüse, Obst, 
Backwerk und anderem. Nach-
teilig ist, dass es sich hier um ein 
privatwirtschaftlich betriebenes 
Angebot handelt, das kommunal 
nicht steuerbar ist und daher kei-
ne Gewähr für eine (dauerhafte) 
Versorgung bietet.
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1950er bis 1970er Jahre sollte eine Kon-
zentration von Fördermitteln auf den 
Erwerb von Bestandsobjekten erfolgen)

Die Kommunen sollten ihre finanziellen Zu-
wendungen, um neue Einwohner zu gewin-
nen, insbesondere auch auf Bestandsim-
mobilien ausweiten. Möglicherweise ließen 
sich vielen potenziellen Interessenten die 
Vorzüge einer gebrauchten Immobilie so 
näher bringen. Hiermit ließe sich ein wich-

tiger Beitrag zur sozialen Durchmischung 
älterer Einfamilienhausgebiete leisten. 

Kommunen sollten daher verstärkt Kon-
zepte zur Bestandserhaltung und -ent-
wicklung auf gesamtstädtischer bzw. 
regionaler Ebene (interkommunale Ko-
operation) erarbeiten und hier insbe-
sondere die Einfamilienhausgebiete der 
1950er bis 1970er Jahre einbeziehen. 

6	 Fazit
Das Eigenheim ist noch immer die be-
liebteste Wohnform. Sie würde von den 
meisten Menschen bevorzugt – wenn sie 
es sich denn leisten könnten. Das Leben im 
eigenen Haus gilt als Ausdruck von Selbst-
verwirklichung und steht am Ende quasi 
als Krönung der Entwicklung von Wohn-
bedürfnissen.88 Die Finanzierung des Ei-
genheims ‚zwingt‘ quasi zum Sparen und 
garantiert im Alter mietfreies Wohnen.

Einfamilienhausgebiete stellen in al-
len Kommunen einen erheblichen Anteil 
der besiedelten Fläche dar und verlangen 
eine entsprechende Aufmerksamkeit zur 
Weiterentwicklung. Bestandsförderungen 
sollte Vorrang vor Neubauförderungen er-
halten, denn im Bestand liegt die Chance, 
bestehende positive Strukturen effektiv 
zu nutzen. Der sukzessiv zurückgehende 
Bedarf an Neubau von Einfamilienhäusern 
unterstreicht diese Vorgehensweise.

Dennoch wird es auch künftig in be-
stimmten Städten und Regionen Bedarf an 
Neubau von Einfamilienhausgebieten ge-
ben. Es sollte gelingen, dabei langfristige 
Tendenzen und Ansprüche zu berücksich-
tigen, sodass hierdurch keine zukünftigen 
Problemgebiete geschaffen werden.

Einigkeit besteht in der Prognose, dass 
hochwertige Immobilien in besten Lagen 
kaum Vermarktungsprobleme aufweisen 
werden. Beste Lagen weisen jedoch viel-
fach auch Bestandsimmobilien insbesonde-
re der 1950er und 1960er Jahre auf, so dass 
auch hierfür generell gute Prognosen be-

züglich ihrer Vermarktungsfähigkeit gelten.
Die ‚Verlierer‘ auf dem Einfamilienhausmarkt 
werden tendenziell die peripher gelegenen 
Bestände minderer bis mittlerer Qualität 
sein. Diese gilt es gegebenenfalls rechtzei-
tig zu erkennen und mit gezielten Maßnah-
men aufzufangen. Denn dieser Teil des Ein-
familienhausmarktes stellt gleichzeitig das 
quantitativ größte Potenzial dar, um breite 
Bevölkerungsschichten an preiswertem Ei-
gentum teilhaben zu lassen. Wohneigen-
tum übt vielfältige positive Effekte auf 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen aus. 

Die Frage nach der Werthaltigkeit von 
Wohnimmobilien kann zudem nicht allein 
nach dem Marktwert beurteilt werden. Der 
Nutz- / Gebrauchswert sowie der emotio-
nale Wert von selbst genutztem Eigentum 
sind weitere wichtige Aspekte. 

Entwicklungen auf dem Einfamilienhaus-
markt sollten nicht ‚erlitten‘, sondern er-
kannt und gezielt gelenkt werden! Deshalb 
ist es erforderlich, dass die Kommunen 
verstärkt ihre Bestände an älteren Einfa-
milienhausgebieten analysieren, um Pro-
blemgebiete zu erkennen. Jede Kommune 
und jedes Einfamilienhausgebiet hat hier-
bei seine eigenen individuellen Schwierig-
keiten und Potenziale. Die Probleme von 
älteren Einfamilienhausgebieten werden 
immer ‚in Konkurrenz‘ zu anderen stadt-
planerischen Missständen stehen. Im Ein-
zelfall muss eine Kommune bei der Festle-
gung von notwendigen stadtplanerischen 
Maßnahmen Prioritäten und Handlungs-
spielräume abwägen.

87  z. B. Wohnbauförderung der 
Stadt Kaufbeuren: Kaufpreis-
nachlass auf Baugrundstücke von 
5.000,- � je gefördertem Kind

88 vgl. Brauer 2008, S. 33
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